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ERSTES BUCH

Aktiengesellschaft

VIERTER TEIL

Verfassung der Aktiengesellschaft


VIERTER ABSCHNITT

Hauptversammlung


DRITTER UNTERABSCHNITT

Verhandlungsniederschrift. Auskunftsrecht


§ 131

Auskunftsrecht des Aktionärs

(1) 1Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemässen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. 2 Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen. 3Macht eine Gesellschaft von den Erleichterungen nach § 266 Abs 1 Satz 3, § 276 oder § 288 des Handelsgesetzbuchs Gebrauch, so kann jeder Aktionär verlangen, dass ihm in der Hauptversammlung über den Jahresabschluss der Jahresabschluss in der Form vorgelegt wird, die er ohne Anwendung dieser Vorschriften hätte. 4Die Auskunftspflicht des Vorstands eines Mutterunternehmens (§ 290 Abs 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) in der Hauptversammlung, der der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht vorgelegt werden, erstreckt sich auch auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen.

(2) 1Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu entsprechen. 2Die Satzung oder die Geschäftsordnung gemäss § 129 kann den Versammlungsleiter ermächtigen, das Frage- und Rederecht des Aktionärs zeitlich angemessen zu beschränken, und Näheres dazu bestimmen.

(3) 1Der Vorstand darf die Auskunft verweigern,


	 soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen;
	 soweit sie sich auf steuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner Steuern bezieht;
	 über den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstände in der Jahresbilanz angesetzt worden sind, und einem höheren Wert dieser Gegenstände, es sei denn, dass die Hautversammlung den Jahresabschluss feststellt;
	 über die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe dieser Methoden im Anhang ausreicht, um ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft im Sinne des § 264 Abs 2 des Handelsgesetzbuchs zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn die Hauptversammlung den Jahresabschluss feststellt;
	 soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen würde;
	 soweit bei einem Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut Angaben über angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie vorgenommene Verrechnungen im Jahresabschluss, Lagebericht, Konzernabschluss oder Konzernlagebericht nicht gemacht zu werden brauchen;
	 soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens sieben Tage vor Beginn und in der Hauptversammlung durchgängig zugänglich ist. 2Aus anderen Gründen darf die Auskunft nicht verweigert werden.



(4) 1Ist einem Aktionär wegen seiner Eigenschaft als Aktionär eine Auskunft ausserhalb der Hauptversammlung gegeben worden, so ist sie jedem anderen Aktionär auf dessen Verlangen in der Hauptversammlung zu geben, auch wenn sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht erforderlich ist. 2Der Vorstand darf die Auskunft nicht nach Absatz 3 Satz 1 Nr 1 bis 4 verweigern. 3Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn ein Tochterunternehmen (§ 290 Abs 1, 2 des Handelsgesetzbuchs), ein Gemeinschaftsunternehmen (§ 310 Abs 1 des Handelsgesetzbuchs) oder ein assoziiertes Unternehmen (§ 311 Abs 1 des Handelsgesetzbuchs) die Auskunft einem Mutterunternehmen (§ 290 Abs 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) zum Zwecke der Einbeziehung der Gesellschaft in den Konzernabschluss des Mutterunternehmens erteilt und die Auskunft für diesen Zweck benötigt wird.

(5) Wird einem Aktionär eine Auskunft verweigert, so kann er verlangen, dass seine Frage und der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift über die Verhandlung aufgenommen werden.

* Die Kommentierung der §§ 131, 132 wurde zum 31.12.2016 erstellt und für die online-Vorveröffentlichung zum 1.10.2017 aktualisiert. Seither erschienene Rechtsprechung und Literatur konnten im Wesentlichen nur noch in den Fußnoten berücksichtigt werden. Neuere Entwicklungen konnten im Gesamtkonzept der Kommentierung nicht mehr und im Text nur noch vereinzelt berücksichtigt werden.

** Meiner Sekretärin, Frau Nadine Wolff, und Frau Iris Heppel danke ich für die sorgfältige Erstellung des umfangreichen Manuskripts. Für die Aufbereitung der Rechtsprechung sowie der rechtsvergleichenden Hinweise der Ersterstellung danke ich Staatsanwältin Julia Groll sowie den Rechtsanwälten Hasan Kaya und Thomas Schnülle.
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Anhang: Kasuistik (alphabetisch)

I.Grundlagen

1

1.Gesetzesgeschichte. Das HGB 1897 enthielt keine Regelung des Auskunftsrechts der Aktionäre. Gemäß § 264 Abs 1 HGB konnte lediglich die Verhandlung über die Genehmigung der Bilanz vertagt werden, wenn dies in der Generalversammlung mit einfacher Stimmenmehrheit beschlossen oder von einer Minderheit von 10% der Aktionäre verlangt wurde, im letzteren Fall jedoch nur, soweit von ihr bestimmte Ansätze der Bilanz bemängelt wurden. Eine erneute Vertagung konnte gemäß § 264 Abs 2 HGB nur gefordert werden, wenn über die in der früheren Verhandlung bemängelten Ansätze der Bilanz die erforderliche Aufklärung nicht erteilt worden war. In diesem Zusammenhang konnten auch Fragen in der Hauptversammlung gestellt werden, sofern deren Beantwortung ohne Verletzung der Interessen der Gesellschaft möglich war. Nach der Rechtsprechung des RG bestand jedoch kein Anspruch des einzelnen Aktionärs auf Auskunftserteilung, sondern die Generalversammlung entschied über die Stellung einer Frage mit Mehrheitsbeschluss.1 Angesichts der Kritik der Rechtslehre an der fehlenden Anerkennung des Auskunftsrechts als Individualrecht2 war erstmals in einem Entwurf eines Aktiengesetzes von 1930 das Recht des Einzelaktionärs auf Erteilung einer Auskunft in der Generalversammlung und ein Auskunftsverweigerungsrecht bei überwiegendem Interesse der Gesellschaft oder der Allgemeinheit vorgesehen. Dieser Entwurf wurde jedoch letztlich nicht umgesetzt.3

2

Erst mit dem Aktiengesetz 1937 wurde das individuelle Auskunftsrecht eines Aktionärs in § 112 anerkannt. Danach war jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptversammlung Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, die mit dem Gegenstand der Verhandlung im Zusammenhang stehen. Gemäß § 112 Abs 3 AktG 1937 durfte die Auskunft nur soweit verweigert werden, wie überwiegende Belange der Gesellschaft oder eines beteiligten Unternehmens oder der gemeinsame Nutzen von Volk und Reich es fordern. Ob diese Voraussetzung vorlag, entschied der Vorstand nach pflichtgemäßem Ermessen. Die Entscheidung des Vorstands über die Auskunftsverweigerung war in der Folge Gegenstand erheblicher Kritik, weil der Vorstand Richter in eigener Sache sei.4

3

In § 131 AktG 1965 hat das Auskunftsrecht einige wesentliche Änderungen erfahren. § 131 Abs 1 enthält im Vergleich zu § 112 Abs 1 Satz 1 AktG 1937 die Einschränkung, dass die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich sein muss. Andererseits wurde das Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs 1 Satz 2 auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen erstreckt. Die Auskunftsverweigerungsmöglichkeiten wurden in § 131 Abs 3 enumerativ aufgeführt und sachlich präzisiert. Vor allem aber obliegt die Entscheidung über das Vorliegen eines Auskunftsverweigerungsrechts nicht mehr dem Vorstand nach pflichtgemäßem Ermessen, sondern sie ist gerichtlich voll überprüfbar. Zudem wurde mit § 132 eine gerichtliche Erzwingung der Auskunft im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit ermöglicht, die die bis dahin notwendige Erhebung einer Leistungsklage im ordentlichen Zivilprozessverfahren entbehrlich machte.

4

Die gesetzliche Regelung des § 131 hat durch das Bilanzrichtliniengesetz vom 19.12. 19855 (Einfügung von § 131 Abs 1 Satz 3) und durch das Bankbilanzrichtliengesetz vom 30.11.19906 (Einfügung von § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 6 und § 131 Abs 4 Satz 3) erstmals Änderungen erfahren. Diese haben jedoch im Wesentlichen klarstellenden Charakter. Durch das Transparenz- und Publizitätsgesetz (TransPuG) vom 19.7.20027 wurde § 131 Abs 1 Satz 4 angefügt, der das nahezu wortgleiche Auskunftsrecht des § 337 Abs 4 aF ersetzt.

5

Große praktische Bedeutung hat die Anfügung von § 131 Abs 2 Satz 2 durch das Gesetz zur Unternehmensintegrität und Modernisierung des Anfechtungsrechts (UMAG) vom 22.9.20058: Die Regelung ermöglicht erstmals eine rechtsichere Beschränkung nicht nur des Rede-, sondern auch des Fragerechts der Aktionäre. Damit verfolgt der Gesetzgeber das Ziel, die Hauptversammlung zeitlich zu straffen und zu entlasten.9 Die Regelung erfolgte unter dem Eindruck überlanger Hauptversammlungen mit umfangreichen Fragekatalogen und der Häufigkeit von auf die Verletzung des Auskunftsrechts gestützten Anfechtungsklagen (Rdn 291).10 Ergänzend wurde in § 243 Abs 4 Satz 1 das Wesentlichkeitserfordernis bei Anfechtungsklagen wegen Informationspflichtverletzungen eingeführt (Rdn 517). Zudem wurde die Anfechtungsklage für bewertungsbezogene Informationspflichtverletzungen in § 243 Abs 4 Satz 2 ausgeschlossen, wenn Bewertungsrügen im Spruchverfahren verfolgt werden können (Rdn 521). Schließlich wurde ein neuer Auskunftsverweigerungsgrund in § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 7 normiert (Rdn 425).

6

Anlässlich der Umsetzung der europäischen Richtlinie über Aktionärsrechte vom 11.7.200711 (Aktionärsrechte-RL 2007) hat der deutsche Gesetzgeber keinen Handlungsbedarf im Bereich des § 131 gesehen.12 Insbesondere hielt der Gesetzgeber eine Einschränkung der Erforderlichkeit der Auskunft iSv § 131 Abs 1 Satz 1 nicht für europarechtlich geboten (Rdn 124). Eine praktisch bedeutsame Einschränkung der Folgen einer Rüge der Verletzung des Auskunftsrechts bei Klagen gegen wesentliche Strukturmaßnahmen hat die Erleichterung des Freigabeverfahrens des § 246a durch das Gesetz zur Umsetzung der Aktionärsrechte-RL vom 30.7.2009 (ARUG)13 zur Folge (Rdn 511, 534). Die Aktienrechtsnovelle vom 22.12.2015 hat zu einer redaktionellen Klarstellung des § 131 Abs 1 Satz 3 geführt.14

2.Normzweck

7

a)Mittel zur Ausübung der Mitgliedschaftsrechte des Aktionärs. Das Auskunftsrecht gemäß § 131 ist ein aus der Mitgliedschaft folgendes Recht.15 Der Aktionär kann von seinen Mitgliedschaftsrechten nur dann sinnvoll Gebrauch machen, wenn er die Umstände kennt, die für die Ausübung seiner Rechte wesentlich sind. Das Auskunftsrecht des Aktionärs ist somit Mittel zur sachgerechten Ausübung der Mitgliedschaftsrechte als Aktionär.16 Ein Aktionär ist auch dann zur Auskunft berechtigt, wenn er selbst die Antwort schon kennt.17 Das Auskunftsrecht des Aktionärs dient auch der Meinungs- und Urteilsbildung der übrigen Aktionäre in der Hauptversammlung.18 Das Auskunftsrecht korrespondiert mit den vermögensrechtlichen Ansprüchen, die die mitgliedschaftliche Stellung in einer AG vermittelt. Die mit der Mitgliedschaft verbundene Eigentumsstellung des Aktionärs ist durch Artikel 14 Abs 1 GG geschützt. Dieser Grundrechtsschutz umfasst auch das Recht eines Aktionärs, Informationen über seine Gesellschaft zu erhalten.19 Das Auskunftsrecht des § 131 findet seine Legitimation, aber auch seine Grenze, in den Mitgliedschaftsrechten des Aktionärs.20 Diese Bindung und Begrenzung des Auskunftsrechts durch die Mitgliedschaftsrechte des Aktionärs wird in der Literatur zum Teil überbetont, wenn das Auskunftsrecht als Hilfsrecht bezeichnet wird;21 der Bedeutung des Auskunftsrechts wird diese Bezeichnung nur unzureichend gerecht.22

8

Das Auskunftsrecht ist ein Individualrecht: Es steht jedem Aktionär zu, und zwar unabhängig von der Höhe seiner Beteiligung (Rdn 58).23 Das Auskunftsrecht schützt insbesondere auch private Kleinanleger, die unter Umständen stärker als Großaktionäre und institutionelle Anleger auf Informationen für die Beurteilung der Tagesordnung einer Hauptversammlung angewiesen sind.24 Als individuelles Recht unterscheidet sich das Auskunftsrecht von kollektiven Informationsrechten der Hauptversammlung (Rdn 27).
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Das Auskunftsrecht ist ein eigennütziges Recht zur Verfolgung der mitgliedschaftlichen Interessen des Aktionärs.25 Es muss also nicht im Interesse der Gesellschaft oder der übrigen Aktionäre ausgeübt werden. Den Interessen der Gesellschaft wird hinreichend durch die Erforderlichkeit der Auskunft gemäß § 131 Abs 1 Satz 1, die Auskunftsverweigerungsgründe des § 131 Abs 3 Satz 1 sowie durch immanente Ausübungsschranken des Aktionärs bei der Ausübung des Auskunftsrechts (Rdn 435) Rechnung getragen.

10

Nicht in § 131 geregelt, sondern nur in § 131 Abs 2 Satz 2 vorausgesetzt ist das Rederecht des Aktionärs. Dieses ergänzt das Auskunftsrecht und wird aus § 118 Abs 1 Satz 1 abgeleitet. Das Rederecht hat eine dem Auskunftsrecht vergleichbare Funktion zur Ausübung der Mitgliedschaftsrechte des Aktionärs in der Hauptversammlung (Mülbert § 118 Rdn 41; zur Frage eines Stufenverhältnisses zwischen Frage- und Rederecht Rdn 316).
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Das Auskunftsrecht gemäß § 131 ist nicht Mittel zur Wahrnehmung jedes individuellen Mitgliedschaftsrechts des Aktionärs, sondern es dient (ebenso wie das Rederecht) ausschließlich der sachgerechten Ausübung der Mitgliedschaftsrechte in der Hauptversammlung. Das Auskunftsrecht soll dem Aktionär die konkreten Informationen verschaffen, die er zur sachgerechten Ausübung seines Rechts auf Teilnahme an der Hauptversammlung benötigt.26 Das Auskunftsrecht dient damit in erster Linie der Ausübung des Stimmrechts in der Hauptversammlung. Das Auskunftsrecht besteht aber auch für Tagesordnungspunkte der Hauptversammlung, die keiner Beschlussfassung bedürfen, weil es auch der Ausübung anderer Mitgliedschaftsrechte wie des Antrags- und Anfechtungsrechts sowie von Minderheitenrechten dient (Rdn 157).27
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Mit dem Funktionsbezug des Auskunftsrechts auf die Hauptversammlung ist zugleich eine Beschränkung in zeitlicher Hinsicht verbunden. Der Aktionär kann das Auskunftsrecht nicht jederzeit, sondern nur in der Hauptversammlung geltend machen (Rdn 78). Diese Einschränkung des Auskunftsrechts in zeitlicher Hinsicht hat der Gesetzgeber damit gerechtfertigt, dass nur ein auf die Hauptversammlung beschränkter Auskunftsanspruch eine gleichmäßige Unterrichtung aller Aktionäre gewährleiste.28 Das ist eine legitime gesetzgeberische Erwägung, die in Artikel 3 Abs 1 GG eine verfassungsrechtliche Stütze hat.29

13

Das Auskunftsrecht ist zudem gegenständlich beschränkt durch die jeweilige Tagesordnung der Hauptversammlung. Diese gegenständliche Beschränkung, die auch durch das Erfordernis der Erforderlichkeit der Auskunft für die Beurteilung der Tagesordnung betont wird, findet ihren Grund in der Verknüpfung von Auskunftsanspruch und Mitgliedschaftsrecht. Da die Mitgliedschaftsrechte der Aktionäre nach der Organisationsverfassung der AG beschränkt sind, ist es verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, dass der Gesetzgeber das individuelle Informationsrecht der Aktionäre in § 131 Abs 1 Satz 1 gegenständlich beschränkt hat. Der Gesetzgeber durfte berücksichtigen, dass der individuelle Auskunftsanspruch nicht die einzige Informationsquelle des Aktionärs ist (Rdn 24).30
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b)Kein Mittel zur Durchsetzung eines allgemeinen Rechenschaftsanspruchs des Aktionärs. Über die Funktion als Mittel zur Ausübung der Mitgliedschaftsrechte des Aktionärs hinausgehend wird dem Auskunftsrecht des § 131 vielfach die Funktion der Verwirklichung eines allgemeinen Rechenschaftsanspruchs des Aktionärs gegenüber der AG zugesprochen. Das Auskunftsrecht dient danach auch der Verwirklichung des verfassungsrechtlich gewährleisteten Anspruchs des Aktionärs, Rechenschaft über die Verwaltung des in dem Unternehmen investierten Kapitals zu verlangen.31 Ansätze für ein derartiges Verständnis finden sich schon in den Gesetzesmaterialien, wenn davon die Rede ist, der Aktionär wolle sich durch Fragen darüber vergewissern, wie der Vorstand mit dem von den Aktionären zur Verfügung gestellten Kapital gewirtschaftet hat.32
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Zutreffend ist, dass der Aktionär im Zusammenhang mit der konkret anstehenden Tagesordnung, etwa zur Beurteilung der Tagesordnungspunkte „Vorlage des Jahresabschlusses“, „Gewinnverwendung“ oder „Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat“, bei Erreichen der Maßgeblichkeitsschwelle für die Erforderlichkeit einer Auskunft (Rdn 132) Fragen stellen kann, die dazu führen, dass der Vorstand Rechenschaft über die mit der Tagesordnung verbundenen Beschlussvorschläge und das zur Aussprache anstehende Geschäftsjahr ablegt. Unrichtig wäre es jedoch, dem Auskunftsrecht der Aktionäre die Funktion zur Durchsetzung eines allgemeinen Rechenschaftsanspruchs zuzuweisen.33 Ein individueller mitgliedschaftlicher Anspruch des Aktionärs auf Rechenschaft gegenüber Vorstand und Aufsichtsrat einer AG ist nicht anzuerkennen. Er lässt sich auch nicht mit Hilfe des Auskunftsrechts der Aktionäre begründen, da dieses in den individuellen Mitgliedschaftsrechten des Aktionärs Legitimation und Grenze findet. Auch eine Pflicht des Vorstands zu allgemeiner Rechenschaftslegung gegenüber der Hauptversammlung entspricht nicht dem Kompetenzgefüge bei der AG, das dem Aufsichtsrat die Kontrolle über den Vorstand zuweist.34 Ohnehin entspricht eine Geltendmachung des Auskunftsrechts durch den einzelnen Aktionär zugunsten der Hauptversammlung nicht dem Verständnis des § 131 als individuelles Recht (Rdn 8).35 Aus denselben Gründen dient das Auskunftsrecht auch nicht einer allgemeinen Kontrolle der Verwaltung auf pflichtgemäßes Verhalten.36 Das schließt es nicht aus, dass die Aktionäre im Zusammenhang mit der Entlastung der Verwaltung bei konkreten Anhaltspunkten für ein pflichtwidriges Verhalten insoweit auch nähere Auskünfte verlangen können (Rdn 179).
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Die Frage, ob das Auskunftsrecht auch zur Durchsetzung eines allgemeinen Rechenschaftsanspruchs oder einer allgemeinen Kontrolle der Verwaltung dient, hat in der Praxis Auswirkungen für die Beurteilung der Erforderlichkeit der Auskunft, insbesondere im Zusammenhang mit der Vorlage des Jahresabschlusses und der Entlastung der Verwaltung37: Soweit die Rechtsprechung, dem Auskunftsrecht eine derartige Funktion zuweist, neigt sie zu einer großzügigen Bejahung der Erforderlichkeit der Auskunft (Rdn 127).38

17

c)Kein Schutz des Aktionärs als Kapitalanleger. Das Auskunftsrecht wird teilweise auch als Mittel zum Schutz des Aktionärs in seiner Eigenschaft als Kapitalanleger angesehen. Danach haben Aktionäre als Teil ihrer Mitgliedschaftsrechte aus der Aktie immer zugleich Vermögensrechte und können in ihrer Eigenschaft als Kapitalanleger Informationen verlangen.39 Der Aktionär kann danach von seinen Rechten (insbesondere vom Stimmrecht) und von der Möglichkeit, weitere Aktien der Gesellschaft zu erwerben oder seine Aktien zu verkaufen, nur dann sinnvollen Gebrauch machen, wenn er die Lage der Gesellschaft und die Fähigkeiten der Verwaltung kennt und die Zukunftsaussichten der Gesellschaft abschätzen kann.40 Das Auskunftsrecht soll nach diesem Verständnis auch Informationen abdecken, die für eine sachgerechte Aktien- und Bilanzanalyse zum Zwecke der Unternehmensbewertung benötigt werden.41

18

Dieser Ansatz entspricht im Ausgangspunkt der zunehmenden Erkenntnis, dass der (Klein-)Aktionär einer börsennotierten AG in erster Linie als Kapitalanleger zu sehen ist, dessen Schutz sich deshalb vorrangig auf die Vermögensinteressen konzentrieren sollte.42 Ein Ausbau des Auskunftsrechts des § 131 in der Hauptversammlung durch ein kapitalmarktrechtliches Verständnis ist jedoch nicht sachgerecht. Der Schutz des Kapitalanlegers ist mit den Mitteln des Kapitalmarktrechts und einem Vermögensschutz bei Strukturmaßnahmen sicherzustellen, vgl auch § 243 Abs 4 Satz 2. Dem Auskunftsrecht des § 131 sollte nicht die Funktion zugewiesen werden, den Schutz des Kapitalanlegers über das im Kapitalmarktrecht und das durch den Vermögensschutz bei Strukturmaßnahmen geforderte Niveau hinaus anzuheben.43

3.Anwendungsbereich

19

a)Erfasste Gesellschaften. Das Auskunftsrecht des § 131 gilt für alle Formen der AG, also auch für die Investment-Aktiengesellschaft (§§ 96 ff InvestmentG) und die REIT-Aktiengesellschaft, § 1 Abs 3 REITG.44 Darüber hinaus gilt § 131 auch für die SE (Art 53 SE-VO)45 sowie für die KGaA.46 Für die GmbH gilt gemäß § 51a GmbHG ein weitergehendes Informationsrecht der Gesellschafter auch außerhalb der Gesellschafterversammlung. Ein entsprechender Ausbau der Informationsrechte der Aktionäre jedenfalls einer nicht börsennotierten A G kommt nach geltendem Recht nicht in Betracht (Rdn 20, 22).
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b)Börsennotierte – nicht börsennotierte Gesellschaften. Das Auskunftsrecht des § 131 unterscheidet nicht zwischen börsennotierten und nicht börsennotierten Aktiengesellschaften. Das AktG 1965 orientiert sich am Leitbild der großen börsennotierten AG.47 Die Spruchpraxis der Gerichte betrifft ganz überwiegend börsennotierte Aktiengesellschaften.48 Auch die Rechtsliteratur orientiert sich bei der Befassung mit dem Auskunftsrecht des § 131 an der börsennotierten AG. Die vorliegende Kommentierung konzentriert sich ebenfalls auf die börsennotierte AG (im weitesten Sinne, also über § 3 Abs 2 und über § 2 Abs 5 WpHG hinausgehend auch unter Einschluss von Publikumsgesellschaften mit im börslichen Freiverkehr gehandelten Aktien). Die Ergebnisse dieser Kommentierung werden dagegen trotz der fehlenden Differenzierung im Gesetz nicht immer ohne weiteres auf die – zahlenmäßig bei weitem überwiegende49 – nicht börsennotierte AG mit einem geschlossenen Aktionärskreis anwendbar sein. Die beträchtlichen Unterschiede in der Realstruktur zwischen einer börsennotierten AG und einer geschlossenen, nicht börsennotierten AG50 und die mit der verstärkten Ausstrahlung des Kapitalmarktrechts auf das Aktienrecht verbundene Entwicklung zu einem Sonderrecht der börsennotierten AG51 könnten schon nach geltendem Recht im Einzelfall eine unterschiedliche Wertung über das Bestehen eines Auskunftsrechts – insbesondere mit Blick auf die Erforderlichkeit der Auskunft – rechtfertigen.52 Der Gesetzgeber, der erstmals im Jahre 1994 Sonderregeln für die „kleine“ (nicht börsennotierte) AG eingeführt hat, könnte de lege ferenda auch beim Auskunftsrecht des § 131 differenzieren (Rdn 45).53
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4.Zwingender Charakter. Das Auskunftsrecht des § 131 hat zwingenden Charakter. Es kann durch die Satzung nicht eingeschränkt werden, sofern das Gesetz nicht ausdrücklich diese Möglichkeit vorsieht, § 23 Abs 5.54 § 131 Abs 2 Satz 2 sieht seit dem UMAG die Möglichkeit einer zeitlich angemessenen Beschränkung des Frage- und Rederechts des Aktionärs durch den Versammlungsleiter auf der Grundlage einer entsprechenden Satzungsermächtigung vor (Rdn 291). Für die elektronische Teilnahme an einer Hauptversammlung räumt § 118 Abs 1 Satz 2 dem Satzungsgeber einen größeren Gestaltungsspielraum für eine Einschränkung des Auskunftsrechts ein (Rdn 505; näher Mülbert § 118 Rdn 104). Mangels einer gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit ist auch die Erweiterung des Auskunftsrechts durch die Satzung unzulässig.55 Eine derartige Erweiterung müsste sich auch daran messen lassen, ob sie das allgemeine Kompetenzgefüge der Organe und die austarierte Regelung des § 131 stört.56 Sie hat deshalb jedenfalls für börsennotierte Aktiengesellschaften bislang keine praktische Bedeutung erlangt. Auch durch einen auf eine Einzelfallregelung bezogenen Hauptversammlungsbeschluss kann das Auskunftsrecht nicht erweitert oder eingeschränkt werden.57 Ebensowenig darf eine gemäß § 129 Abs 1 Satz 1 erlassene Geschäftsordnung für die Vorbereitung und Durchführung der Hauptversammlung eine Erweiterung oder Einschränkung des Auskunftsrechts der Aktionäre enthalten.58 Die durch § 131 Abs 2 Satz 2 eingeführte Möglichkeit einer zeitlichen Beschränkung des Frage- und Rederechts der Aktionäre ist für die Geschäftsordnung praktisch nicht relevant (Rdn 293).
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Regelungen in Satzung oder Geschäftsordnung über das Verfahren der Ausübung des Auskunftsrechts werden für zulässig gehalten; dabei soll es jedoch nur um eine Konkretisierung der Art und Weise der Ausübung des Auskunftsrechts gehen, die weder eine Einschränkung noch eine Erweiterung (Rdn 21) des Auskunftsrechts darstellen.59 Schon angesichts der nicht immer klaren Grenze zwischen klarstellender Regelung und Abweichung von § 13160, aber auch angesichts der hinsichtlich des Verfahrens der Ausübung des Auskunftsrechts weitreichenden originären Anordnungskompetenz des Versammlungsleiters (Rdn 294, 330) wird sich eine derartige Regelung regelmäßig nicht empfehlen und hat in der Praxis auch bislang keine wesentliche Bedeutung erlangt.61
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Für unter Beachtung der Grenze des § 93 Abs 1 Satz 3 zulässig gehalten wird ferner eine Regelung in Satzung oder Geschäftsordnung, mit der Informationsrechte der Aktionäre außerhalb der Hauptversammlung begründet werden.62 Praktische Bedeutung haben derartige Regelungen bislang jedenfalls für die börsennotierte AG nicht erlangt. Eine Regelung, dass Aktionäre in Anlehnung an § 51a GmbHG auch außerhalb der Hauptversammlung Informations- und Einsichtsrechte haben, ist auch für die nicht börsennotierte AG mit § 23 Abs 5 nicht vereinbar.63

5.Verhältnis des § 131 zu anderen Informationen

24

a)Auskunftsrecht als Bestandteil eines Informationssystems. Das Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß § 131 ist Bestandteil eines umfassenden Systems von Informationsrechten und Informationspflichten, die insbesondere im Aktien- und Umwandlungsrecht, im Bilanzrecht und im Kapitalmarktrecht bestehen.64 Dieses Gesamtsystem von Informationsrechten und -pflichten kann auf den Umfang und die Auslegung des individuellen Auskunftsrechts des Aktionärs gemäß § 131 Einfluss haben und es fortentwickeln, dieses aber auch begrenzen (Rdn 27, 28, 30, 32). Darüber hinausgehende freiwillige Informationen, die eine Gesellschaft ihren Aktionären, dem Kapitalmarkt oder der Öffentlichkeit erteilt, gewinnen in der Praxis eine immer größere Bedeutung. Auch derartige Informationen können einen Einfluss auf das Auskunftsrecht des § 131 haben (Rdn 34).
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b)Verhältnis zu speziellen aktien- und umwandlungsrechtlichen Auskunftsrechten. Neben § 131 bestehen eine Reihe spezialgesetzlicher Regelungen zum Auskunftsrecht der Aktionäre. Die speziellen aktien- und umwandlungsrechtlichen Auskunftsrechte der Aktionäre insbes im Zusammenhang mit Unternehmensvertrag (§ 293g Abs 3, § 295 Abs 2 Satz 3), Verschmelzung und Spaltung (§ 64 Abs 2, § 73 UmwG und §§ 125, 135, 64 Abs 2 UmwG) stellen keine Einschränkung des allgemeinen Auskunftsrechts der Aktionäre gemäß § 131 dar. Insbesondere kann nicht im Umkehrschluss aus diesen Vorschriften geschlossen werden, dass außerhalb dieser Spezialregelungen oder des § 131 Abs 1 Satz 2 Auskünfte zu verbundenen Unternehmen oder zu einem anderen Vertragspartner im Zusammenhang mit Strukturmaßnahmen nicht begehrt werden können. Die speziellen aktien- und umwandlungsrechtlichen Auskunftsrechte stellen andererseits auch keine Erweiterung des allgemeinen Auskunftsanspruchs gemäß § 131 dar. Über die wesentlichen Angelegenheiten des anderen Vertragsteils haben die Aktionäre bei solchen Strukturmaßnahmen bereits gemäß § 131 Abs 1 Satz 1 einen Anspruch auf Auskunft, weil sie für die Strukturmaßnahme von Bedeutung sind und damit zugleich eine Angelegenheit der Gesellschaft selbst betreffen. Dies gilt nicht nur dann, wenn der andere Vertragsteil – wie im Regelfall – ein verbundenes Unternehmen ist (Rdn 93), sondern auch für nicht konzernverbundene Vertragspartner (Rdn 83, 90).
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Die aktien- und umwandlungsrechtlichen Auskunftsrechte zu wesentlichen Angelegenheiten des anderen Vertragsteils haben daher lediglich klarstellende Bedeutung.65 Demgegenüber stellt die Erstreckung des Auskunftsrechts auf alle Angelegenheiten eines eingegliederten Unternehmens gemäß § 326 eine Erweiterung des allgemeinen Auskunftsanspruchs gemäß § 131 dar.66 In der Praxis haben die spezialgesetzlichen individuellen Auskunftsrechte bislang keine größere praktische Bedeutung gewonnen. Vielmehr beurteilen die Gerichte die Frage des Bestehens von Auskunftsrechten der Aktionäre häufig allein anhand oder kumulativ mit der allgemeinen Regelung des § 131.
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c)Verhältnis zu organschaftlichen Informations- und Berichtspflichten. Neben den individuellen Auskunftsrechten gemäß § 131 sowie den speziellen aktien- und umwandlungsrechtlichen Auskunftsrechten stehen kollektive Informations- und Berichtspflichten des Vorstands gegenüber der Hauptversammlung67 (insbesondere bei Grundlagen- und Strukturentscheidungen, s § 186 Abs 4 Satz 2, § 293a, § 319 Abs 4, § 327c Abs 2 Satz 1, § 8 UmwG, ferner etwa § 121 Abs 3, § 124 Abs 1, 3, § 124 Abs 2 Satz 2 1. Altern, 2.Altern, § 179a Abs 2 Satz 3, § 293f, § 327c Abs 3, § 63 UmwG). Von großer Bedeutung und im internationalen Vergleich besonders weitreichend sind insbesondere die Anforderungen an die Berichterstattung zur Angemessenheit von Umtauschverhältnis und Barabfindung, die in der Praxis zur Offenlegung der aktuellen Unternehmensplanungen bei Umwandlungsfällen (insbes Verschmelzung), bei Unternehmensvertrag und Squeeze out führen. Mittelbar werden durch solche weitreichenden Informationen auch dem individuellen Auskunftsrecht des Aktionärs neue Bereiche erschlossen, etwa soweit es um Fragen zur Plausibilisierung und um Verständnisfragen zu den erstellten Berichten geht. Insoweit hat das Auskunftsrecht des § 131 eine ergänzende Funktion, wenn Auskünfte zur sachgerechten Beurteilung der Behandlung der betreffenden Grundlagen- und Strukturmaßnahme erforderlich sind.68
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Andererseits hat das vielfach erreichte hohe Niveau der Berichterstattung des Vorstands sowie des Prüfungsberichts des gerichtlich bestellten Prüfers69 auch eine das individuelle Auskunftsrecht begrenzende Wirkung.70 Eine umfängliche Information im Vorfeld der Hauptversammlung hat auf die Beurteilung der Erforderlichkeit weiterer Auskünfte in der Hauptversammlung gemäß § 131 Einfluss.71 So ist die Erforderlichkeit weiterer Auskünfte gemäß § 131 Abs 1 Satz 1 zu einer Grundlagen- und Strukturmaßnahme um so eher zu verneinen, je ausführlicher und transparenter der Bericht des Vorstands zu der betreffenden Maßnahme ist.72 Die Entscheidung des Gesetzgebers, durch organschaftliche Berichtspflichten zu Grundlagen- und Strukturmaßnahmen den Aktionären eine Plausibilitätskontrolle, nicht aber eine Detailkontrolle zu ermöglichen,73 setzt auch dem Auskunftsrecht gemäß § 131 Grenzen. Das Auskunftsrecht des Aktionärs soll diesen nicht in die Lage versetzen, selbst die Richtigkeit aller Einzelheiten einer Grundlagen- und Strukturentscheidung oder etwa die Richtigkeit einer Unternehmensbewertung in diesem Zusammenhang zu beurteilen und damit letztlich sein eigenes wirtschaftliches Urteil an die Stelle des Urteils von Vorstand und Aufsichtsrat einer AG zu setzen (Rdn 235, 246, 249).74
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d) Verhältnis zu handelsrechtlichen Publizitätspflichten. Für das Verhältnis des Auskunftsrechts gemäß § 131 zur Rechnungslegungspublizität gemäß §§ 242 ff, 325 ff HGB lässt sich den Gesetzesmaterialien zum AktG 1965 ein Nebeneinander der beiden Informationspflichten entnehmen. Danach können die allgemeinen Publizitätsvorschriften nicht berücksichtigen, dass nach den Besonderheiten des einzelnen Falls der Aktionär noch weiterer Aufklärungen bedarf, um seine Rechte angemessen ausüben zu können. Sie gewährleisten deshalb noch nicht eine ausreichende Unterrichtung der Aktionäre. Vielmehr müssen sie durch das Auskunftsrecht des Aktionärs ergänzt werden, mit dessen Hilfe er sich die zusätzlichen Kenntnisse verschaffen kann, die er für den sinnvollen Gebrauch seiner Rechte benötigt.75 Die Gliederungsvorschriften für die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung sowie die kontinuierlich ausgebauten Offenlegungspflichten im Anhang und im Lagebericht legen danach nur ein Mindestmaß an Publizität fest.76
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Aus heutiger Sicht fällt die Beurteilung angesichts des zwischenzeitlich erfolgten erheblichen Ausbaus der bilanzrechtlichen, aber auch hinzugekommener nicht finanzieller handelsrechtlicher (Rdn 136), kapitalmarktrechtlicher und aktien- und umwandlungsrechtlicher Informationspflichten (Rdn 24) differenzierter aus. Insbesondere zur Beurteilung der Tagesordnungspunkte „Vorlage des Jahresabschlusses“, „Gewinnverwendung“ und „Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat“ können Auskünfte gemäß § 131 zum besseren Verständnis des handelsrechtlichen Jahresabschlusses erforderlich sein. Das Auskunftsrecht ergänzt insoweit die handelsrechtliche Publizität. Umgekehrt kann das Auskunftsrecht des § 131 mangels Erforderlichkeit einer (erneuten) Information entfallen, wenn die erbetene Information aufgrund einer Erfüllung der bilanzrechtlichen Informationspflichten schon im Vorfeld der Hauptversammlung erteilt worden ist und wenn den Aktionären diese Information in der Hauptversammlung zugänglich ist (Rdn 142).77 Zudem kann mit der Entscheidung des Gesetzgebers zum Ausbau der bilanzrechtlichen Publizität gleichzeitig zum Schutz der Gesellschaft vor der Nachteiligkeit der Offenlegung weiterer Informationen eine Begrenzung darüber hinausgehender Informationsrechte und mithin auch des individuellen Auskunftsrechts des § 131 verbunden sein.78
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e) Verhältnis zu kapitalmarktrechtlichen Informationspflichten. aa) Verhältnis zu Stimmrechtsmitteilungen. Das Verhältnis des § 131 zu den kapitalmarktrechtlichen Informationspflichten hat insbesondere im Zusammenhang mit Fragen von Aktionären nach dem Beteiligungsbesitz großer börsennotierter Aktiengesellschaften Bedeutung erlangt. Nach verbreiteter Auffassung setzen die Regelungen der §§ 21 ff WpHG einen Mindeststandard für die Transparenz von mit Beteiligungen verbundenen Stimmrechten (bzw zurechenbaren Stimmrechten), der auch für das Auskunftsrecht des § 131 Geltung beansprucht. Die kapitalmarktrechtlichen Meldepflichten bilden danach den Maßstab für die Information, die ein durchschnittlicher Aktionär auch gemäß § 131 erwarten darf.79 Gegen die Möglichkeit einer Erweiterung des Auskunftsrechts des § 131 durch die kapitalmarktrechtlichen Offenlegungspflichten der §§ 21 ff WpHG spricht nicht von vornherein das Verständnis, dass das Auskunftsrecht nicht zum Schutz des Aktionärs als Kapitalanleger dient (Rdn 17).80 Die Fortentwicklung von kapitalmarktrechtlichen Offenlegungspflichten kann auch zur Ausweitung des Auskunftsanspruchs gemäß § 131 über bis dahin anerkannte Standards hinaus führen. Mit der Etablierung kapitalmarktrechtlicher Standards einer Offenlegung ist zugleich ein Urteil des Gesetzgebers über die Wesentlichkeit von Informationen verbunden, die eine (Neu-)Bewertung der Maßgeblichkeitsschwelle für die Beurteilung der Angelegenheiten einer Gesellschaft (Rdn 83) und der Erforderlichkeit einer Auskunft (Rdn 132) im Sinne von § 131 Abs 1 Satz 1 zur Folge haben kann.81 Die Erforderlichkeit kann bei Fragen über bedeutsame Minderheitsbeteiligungen einer AG für den Tagesordnungspunkt „Vorlage des Jahresabschlusses“ zu bejahen sein (Rdn 167).
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Zu weit ginge es allerdings, dem Auskunftsrecht des § 131 die Aufgabe zuzuweisen, das Informationsniveau der Aktionäre im Sinne einer umfassenden Ermöglichung einer Aktienanalyse sicherzustellen und so die kapitalmarktrechtlichen Informationspflichten auszubauen. Eine Erweiterung des aktienrechtlichen Auskunftsrechts durch ein kapitalmarktrechtliches Verständnis ist nicht angezeigt (Rdn 17). Zudem kann eine Erfüllung der kapitalmarktrechtlichen Offenlegungspflichten der §§ 21 ff WpHG gleichzeitig das Auskunftsrecht des § 131 begrenzen. Soweit eine Gesellschaft im Vorfeld einer Hauptversammlung ihren kapitalmarktrechtlichen Verpflichtungen nachgekommen ist und die entsprechende Information auch in der Hauptversammlung zugänglich ist, ist eine erneute Information nicht erforderlich.82 Im Übrigen kann die Entscheidung des Gesetzgebers für ein bestimmtes Maß an kapitalmarktrechtlicher Offenlegung zugleich ein Negativurteil für weitergehende Informationspflichten bedeuten.
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bb)Verhältnis zur ad hoc-Publizität. Die Notwendigkeit der Veröffentlichung von Insiderinformationen gemäß Art 17 MAR (früher § 15 WpHG) kann Auswirkungen auf das Auskunftsrecht gemäß § 131 in der Hauptversammlung haben. Das gilt nicht für die nur von § 131 erfassten vergangenheitsbezogenen Auskünfte zum in der Hauptversammlung behandelten letzten Geschäftsjahr, wohl aber für aktuelle Informationen, die Gegenstand eines Auskunftsbegehrens sein können (Rdn 150). Eine gemäß Art 17 MAR ad hoc-veröffentlichungspflichtige Tatsache stellt wegen Erreichens der Maßgeblichkeitsschwelle bei einer ordentlichen Hauptversammlung in aller Regel gleichzeitig eine Angelegenheit der Gesellschaft dar (Rdn 83), deren Kenntnis auch zur Beurteilung der Tagesordnung erforderlich ist (Rdn 132).83 Umgekehrt kann im Einzelfall die Erforderlichkeit einer Auskunft zu verneinen sein, wenn die begehrte Auskunft keine kursrelevanten Informationen betrifft (Rdn 132).84 Liegen Gründe für einen Aufschub der ad hoc-Publizität gemäß Art 17 Abs 4 MAR vor, wird gleichzeitig davon auszugehen sein, dass die Veröffentlichung der Information geeignet ist, den berechtigten Interessen der Gesellschaft zu schaden, mit der Folge eines Auskunftsverweigerungsrechts gemäß § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 1 (Rdn 384).85 Ist eine Insiderinformation gemäß Art 17 MAR unverzüglich zu veröffentlichen, die Veröffentlichung aber noch nicht vorgenommen worden, und werden in der Hauptversammlung gemäß § 131 insoweit Auskünfte verlangt, so bedarf es zunächst – ggf aus der Hauptversammlung heraus – einer Veröffentlichung gemäß Art 17 MAR (Rdn 416).86
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f) Verhältnis zu freiwilligen Informationen. Neben gesetzlichen Informations- und Offenlegungspflichten gewinnen in der Praxis der börsennotierten Gesellschaft zusätzliche freiwillige Informationen eine immer größere Rolle. In Investor Relations-Veranstaltungen, Road Shows bei aktuellen oder potentiellen Investoren, Analysten-Präsentationen, durch Pressearbeit, Informationen auf der Homepage der Gesellschaft und auf anderem Wege kann die Gesellschaft freiwillig Informationen erteilen, die die Bindung zu aktuellen Aktionären festigen, neue Aktionäre anziehen, die Einschätzung von Analysten oder der Öffentlichkeit zu der Gesellschaft positiv gestalten sollen.87 Auch derartige freiwillige Informationen können Einfluss auf das Auskunftsrecht des § 131 haben. Je mehr entsprechende Informationen bei vergleichbaren Gesellschaften zum Standard werden, desto eher können solche Informationen auch zur Beurteilung der Tagesordnung erforderlich werden. Zudem stellt sich die Frage, ob entsprechende Informationen von den Aktionären in der Hauptversammlung auch unter dem Aspekt der Gleichbehandlung gemäß § 131 Abs 4 verlangt werden können (Rdn 482). Umgekehrt kann sich ein Informationsstand im Vorfeld der Hauptversammlung, der auch von einem Durchschnittsaktionär aufgrund freiwilliger Informationen erwartet werden kann, auf die Erforderlichkeit entsprechender Informationen in der Hauptversammlung auch begrenzend auswirken88 (Rdn 143).

6.Praktische Bedeutung, Kritik, Reformvorschläge
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a)Praktische Bedeutung. Das Auskunftsrecht der Aktionäre gemäß § 131 hat eine für die Praxis börsennotierter Aktiengesellschaften außerordentlich hohe Bedeutung.89 Diese Bedeutung ist Ausdruck des nach wie vor verbreiteten Verständnisses (auch) vom (Kleinst-)Aktionär als wirtschaftlichem Eigentümer der Gesellschaft (Rdn 14, aber Rdn 18) und des Auskunftsrechts als Mittel zur sachgerechten Ausübung von Stimm-, Minderheits- und Individualrechten des Aktionärs90 (Rdn 7). Auskunftsrechte werden dementsprechend in der Praxis deutscher Hauptversammlungen selbstverständlich und extensiv geltend gemacht. Hauptversammlungen sind nicht selten durch Hunderte von Aktionärsfragen und stundenlange Antwortenrunden der Verwaltung geprägt. Die Qualität der Fragen schwankt dabei beträchtlich. Insbesondere die Aktionärsschutzvereinigungen und Vertreter institutioneller Anleger stellen vielfach die Diskussion und die Behandlung der Tagesordnung weiterführende und fördernde Fragen. Andere Aktionäre sind eher an Nebensächlichkeiten interessiert, wieder andere Aktionäre verfolgen mit ihren Fragen eher allgemeinpolitische oder eigennützige Ziele (Rdn 39). Die Antworten auf die Fragen werden regelmäßig nicht vom Vorstand auf der Bühne, sondern von internen und externen Experten im Backoffice vorbereitet (Rdn 283) und dann auf der Bühne wörtlich verlesen. Dies ist nicht selten auch dann der Fall, wenn der Vorstand die Fragen ohne weiteres aus eigener Kenntnis selbst spontan beantworten könnte. Auch die Qualität der Antworten durch die Verwaltung ist unterschiedlich. Es kommt immer noch vor, dass die Aktionäre eher inhaltsleere, floskelhafte Auskünfte erhalten. Insbesondere bei größeren Aktiengesellschaften ist für den Regelfall aber eher festzustellen, dass die Verwaltung bemüht ist, die Fragen möglichst vollständig zu beantworten.91 Das führt nicht selten auch zur Beantwortung von Fragen trotz fehlender Betroffenheit einer Angelegenheit der Gesellschaft oder fehlender Erforderlichkeit der Auskunft (Rdn 119).
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Der Grund für diese überwiegend vorsichtige Praxis ist die Sorge, dass jede Verletzung des Auskunftsrechts einen Hauptversammlungsbeschluss zu Fall bringen kann.92 Der Umstand, dass insbesondere die Erforderlichkeit der Auskunft nicht immer rechtsicher beantwortet werden kann (Rdn 122, 124) und dass zudem für die Prüfung in der Hauptversammlung regelmäßig nur wenig Zeit zur Verfügung steht, begünstigt eine risikoaverse Haltung bei der Beantwortung von Fragen. Denn auf die Verletzung des Auskunftsrechts reagieren Aktionäre oft mit der Anfechtungsklage gemäß § 243 gegen die Hauptversammlungsbeschlüsse. Tatsächlich ist die Rüge der Verletzung des Auskunftsrechts in der Praxis ein häufiger Anfechtungsgrund. Sie findet sich als flankierende Rüge neben anderen Anfechtungsrügen in nahezu jeder Anfechtungsklage und bildet nicht selten einen wesentlichen Anfechtungsgrund.93 Dementsprechend sind allein in den letzten 25 Jahren mehr als 600 veröffentlichte Entscheidungen zu verzeichnen, die die Behandlung von behaupteten Informationspflichtverletzungen des § 131 zum Gegenstand haben (unter Einschluss von Verfahren nach § 132).94 Dazu kommt eine erhebliche Anzahl von unveröffentlichten Entscheidungen.
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Die Einfügung des § 243 Abs 4 Satz 2, wonach bewertungsrelevante Rügen nicht mehr im Wege der Anfechtungsklage geltend gemacht werden können, wenn insoweit das Spruchverfahren eröffnet ist (Rdn 5), und die Erleichterung des Freigabeverfahrens (§ 246 a, § 16 Abs 3 UmwG) durch das ARUG (Rdn 6) haben für Grundlagen- und Strukturmaßnahmen zu einem Rückgang von Klagen und damit auch zur Rüge von Informationspflichtverletzungen geführt (Rdn 511). Dagegen gewannen Klagen gegen die Beschlüsse ordentlicher Hauptversammlungen – insbesondere gegen die Entlastung, die Bestellung des Abschlussprüfers und gegen Aufsichtsratswahlen – an praktischer Bedeutung, wobei insbesondere bei Klagen gegen die Entlastung die Berufung auf die Verletzung des Auskunftsrechts eine große Rolle spielte (Rdn 173). Seit 2016 ist allerdings auch insoweit ein Rückgang von Gerichtsentscheidungen zu § 131 zu konstatieren (Rdn 511). Die Quantität von Fragen und von Antworten in der Hauptversammlung hat jedoch nicht wesentlich abgenommen (Rdn 237, 249), sodass das Auskunftsrecht für die Praxis deutscher Hauptversammlungen nach wie vor eine hohe Bedeutung hat.
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b)Kritik. Die große Bedeutung des Auskunftsrechts in der Praxis börsennotierter Aktiengesellschaften ist mit Blick auf die zentrale Rolle des Auskunftsrechts als Mittel zur Ausübung der Mitgliedschaftsrechte des Aktionärs verständlich (vgl Rdn 7). Stehen wichtige Tagesordnungspunkte zur Beschlussfassung an, kann ein erheblicher Diskussions- und Informationsbedarf bestehen. Auch bei Hauptversammlungen mit einer Standard-Tagesordnung kann etwa bei einer unbefriedigenden Ertragslage oder Börsenkursentwicklung Anlass zu vermehrten Fragen bestehen. Dennoch wird von dem Auskunftsrechts des § 131 nicht selten allzu extensiv Gebrauch gemacht. Die Einfügung von § 131 Abs 2 Satz 2, die eine Begrenzung des Rede- und Fragerechts der Aktionäre ermöglicht (Rdn 291), hat zwar insoweit eine gewisse Erleichterung gebracht. Dementsprechend gehören zweitägige Hauptversammlungen bei wesentlichen Grundlagen- und Strukturmaßnahmen der Vergangenheit an und können auch große Hauptversammlungen bei gewöhnlicher Tagesordnung meist deutlich unter acht Stunden beendet werden (Rdn 305, 306). Dennoch dauern Hauptversammlungen im internationalen Vergleich immer noch zu lange.
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Zu dieser Praxis haben vor allem zwei Typen von Aktionären beigetragen, die das Auskunftsrecht aus unterschiedlichen Beweggründen extensiv nutzen. Diese prägen nicht selten die weitere Aussprache in der Hauptversammlung, nachdem in einer ersten Rednerrunde die Aktionärs- und Kapitalanlegerschutzvereinigungen sowie institutionelle Investoren im wesentlichen bereits die für die Beurteilung der Tagesordnung erforderlichen Fragen gestellt haben. Eine erste Gruppe von Aktionären setzt das Auskunftsrecht zur Verfolgung insbesondere öffentlicher oder politischer Interessen ein. Diese Aktionäre stellen in mehreren Redebeiträgen eine Vielzahl von thematisch aufeinander abgestimmten Fragen etwa zu den Themen Rüstungsexporte, Umweltbelastung oder ethische Standards bei Zulieferfirmen in Entwicklungsländern. Damit verfolgen sie das Ziel, die Diskussion in der Hauptversammlung thematisch auf diese Bereiche zu konzentrieren (s auch Rdn 149).95 Die entsprechenden Fragen lassen häufig die Erforderlichkeit zur Beurteilung der Tagesordnung vermissen; die Abgrenzung ist aber nicht immer eindeutig, zumal die corporate social responsibility von Unternehmen an Bedeutung gewinnt (Rdn 136, 149). Eine zweite Gruppe von Aktionären verfolgt eigene finanzielle Interessen. Diese professionellen Aktionäre stellen – ebenfalls abgestimmt – eine Vielzahl von Fragen zur Vorbereitung von Kapitalanlegerklagen, zur Unterstützung von Auseinandersetzungen Dritter mit der Gesellschaft oder zur Provokation von Informationspflichtverletzungen mit dem Ziel einer anschließenden Anfechtungsklage.96 Die Fragen dieser Aktionäre sind oft im Ausgangspunkt für die Beurteilung der Tagesordnung erforderlich, die Vielzahl und Detailtiefe der Fragen geht aber nicht selten über das notwendige Maß hinaus. Auch insoweit fällt eine rechtsichere Verneinung der Erforderlichkeit der Auskünfte in der Kürze der Prüfungszeit oft nicht leicht (Rdn 137, 140).
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Als Folge der dargestellten Praxis werden deutsche Hauptversammlungen von der Verwaltung, aber auch von institutionellen Anlegern und der interessierten Öffentlichkeit als langwierige technische Veranstaltungen ohne hohen Informationswert angesehen. Die Fragen und deren Beantwortung in der Hauptversammlung haben nur in seltenen Fällen Einfluss auf die Stimmabgabe in der Hauptversammlung. Maßgebliche Aktionäre geben ihre Stimmen im Vorfeld ab und vermeiden den Zeitaufwand der Teilnahme an der Hauptversammlung. Eine Verkürzung der Hauptversammlung bei gleichzeitiger Steigerung ihrer Attraktivität erscheint danach wünschenswert. Dazu können auch konzentrierte Ausführungen der Verwaltung in der HV (Vorstandsrede, Bericht des Aufsichtsratsvorsitzenden) sowie eine striktere Linie der Verwaltung bei der Fragenbeantwortung beitragen. Rechtlich kann sich die Gesellschaft darauf beschränken, die unter Berücksichtigung der qualitativen und quantitativen Anforderungen zur Beurteilung der Tagesordnung erforderlichen Antworten zu erteilen (Rdn 132, 137, 140); bei aus Kommunikationssicht dennoch sinnvollen Antworten kann auf Informationsstände am Rande der Hauptversammlung mit geschulten Mitarbeitern verwiesen werden (s auch Rdn 122).
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In jüngerer Zeit sind darüber hinaus gehend erste Überlegungen aufgekommen, die Hauptversammlung in Richtung auf ein Informations- und Entscheidungsforum mit einer eher strategischen und Marketing bezogenen Kommunikation zu entwickeln.97 Eine derartige Veränderung der Praxis deutscher Hauptversammlung stößt allerdings nach geltendem Recht an Grenzen, weil Auskünfte in der Hauptversammlung zu erteilen sind. Vorstellungen von einer innovativen Hauptversammlung als strategische Informations- und Marketingveranstaltung sind nur de lege ferenda zu verwirklichen.
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c)Reformvorschläge. Reformüberlegungen stehen unter dem Eindruck der unbefriedigenden Praxis deutscher Hauptversammlungen. Sie zielen auf eine Verlagerung des Auskunftsrechts in das Vorfeld der Hauptversammlung (Rdn 43) und eine (weitere) Einschränkung der Anfechtbarkeit der Hauptversammlungsbeschlüsse bei Verletzung des Auskunftsrechts ab (Rdn 44). Dagegen sind frühere Forderungen nach einer Ausgestaltung des Auskunftsrechts als Minderheitenrecht, das nur ab einem bestimmten Quorum in der Hauptversammlung geltend gemacht werden kann98, nicht mehr europarechtskonform: Die Aktionärsrechterichtlinie hat das Auskunftsrecht als Individualrecht ausgestaltet (Rdn 48). Die Reformüberlegungen differenzieren zudem zwischen der börsennotierten und der nicht börsennotierten Gesellschaft. Für letztere wird eher ein Ausbau des Auskunftsrechts erwogen (Rdn 45).
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Der Vorschlag einer Verlagerung des Auskunftsrechts in das Vorfeld der Hauptversammlung99 trägt dem kontinuierlichen Ausbau von aktien- und umwandlungsrechtlichen, bilanzrechtlichen, kapitalmarktrechtlichen und freiwilligen Informationen im Vorfeld der Hauptversammlung (Rdn 24) sowie der Erkenntnis Rechnung, dass die maßgeblichen institutionellen Anleger ihr Stimmrecht bereits im Vorfeld der Hauptversammlung ausüben. Werden die für die Beschlussfassung der Hauptversammlung erforderlichen Informationen in Fortentwicklung des Gedankens des § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 7 und im Ausgangspunkt übereinstimmend mit Art 9 Aktionärsrechte-RL-E (Rdn 48) den Aktionären auf deren Anforderung gemeinsam mit den kollektiven Informationspflichten rechtzeitig vor der Hauptversammlung online zugänglich gemacht, so könnte das Auskunftsrecht des § 131 in der Hauptversammlung entsprechend abgebaut und die Hauptversammlung wesentlich entlastet werden. Gleichzeitig würde die Qualität der Antworten erhöht, weil diese nicht unter dem Zeitdruck der Hauptversammlung stehen. In der Hauptversammlung selbst wären allenfalls noch Nachfragen zum Verständnis der vorab zugänglich gemachten Informationen zuzulassen. Eine derartige Verlagerung des Auskunftsrechts in das Vorfeld der Hauptversammlung findet sich insbes in Frankreich (Rdn 50) sowie im Ansatz auch in Spanien (Rdn 53). Sie ist europarechtlich zulässig, da die Aktionärsrechte-RL den Mitgliedstaaten die Regelung des individuellen Auskunftsrechts vor und/oder in der Hauptversammlung überlässt.100
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Allerdings sollte mit einer Verlagerung der Auskunftspflicht in das Vorfeld der Hauptversammlung kein (auch unter Berücksichtigung der Entlastung der Hauptversammlung) wesentlich erhöhter Aufwand für die Unternehmen und kein erhöhtes Anfechtungsrisiko verbunden sein. Dem zunehmenden Missbehagen über die Kassation des Hauptversammlungsbeschlusses aufgrund von Beschlussmängelklagen als primärem Rechtsbehelf der Aktionäre bei Verletzung des Auskunftsrechts (Rdn 511) sollte durch eine Reform der Rechtsfolgen einer Verletzung des Auskunftsrechts Rechnung getragen werden. Dazu bedarf es jedoch einer Generalreform des Beschlussmängelrechts, die bereits vorgeschlagen wurde und die weiterer Erörterung wert ist.101 Eine Reform der Rechtsfolgen einer Verletzung des Auskunftsrechts wird zu berücksichtigen haben, dass die Rechtschutzmöglichkeiten der Aktionäre im Gesamtkontext nicht unangemessen eingeschränkt werden und angemessene Sanktionen zur Verfügung stehen.
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Für die nicht börsennotierte, geschlossene AG besteht für eine Verlagerung des Auskunftsrechts ins Vorfeld der Hauptversammlung kein praktisches Bedürfnis. Zudem fallen bei ihr kapitalmarktrechtliche Informationspflichten und freiwilligen Informationen (Rdn 34) aus. Stattdessen könnte das Informationsrecht in der geschlossenen AG in Anlehnung an § 51a GmbHG auch außerhalb der Hauptversammlung gewährt werden.102 Eine Reform des Beschlussmängelrechts erscheint ebenfalls vorrangig für die börsennotierte Gesellschaft sinnvoll.
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7.Recht der EU. Die auf der Ebene der EU ergangenen Richtlinien haben für die Regelung des individuellen Auskunftsrechts der Aktionäre gemäß § 131 nur in Randbereichen unmittelbare Auswirkungen gehabt. Das Auskunftsverweigerungsrecht des § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 6 für Banken geht auf die Bankbilanzrichtlinie der EU von 1986103 und das zu ihrer Umsetzung ergangene Bankbilanzrichtliniegesetz von 1990104 zurück, entspricht aber in der Sache der früher in § 26a Abs 3 Satz 2 KWG enthaltenen Regelung. Auch die Sondervorschrift des § 131 Abs 4 Satz 3 für die Konzernrechnungslegung ist auf die Bankbilanzrichtlinie zurückzuführen; sie enthält mit der Einschränkung der erweiterten Auskunftspflicht im Bereich der Konzernrechnungslegung jedoch im Wesentlichen nur eine Klarstellung im Vergleich zum bisherigen Recht.
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Einzelne EU-Richtlinien haben sich mittelbar auf den Umfang des Auskunftsrechts der Aktionäre gemäß § 131 ausgewirkt, so zB die Neuerungen des Bilanzrichtliniengesetzes von 1985105 (aufgrund der 4. EU-Richtlinie und der 7. (Konzernbilanz-)Richtlinie106 für Fragen zur Rechnungslegung und die Einführung einer Berichtspflicht im UmwG bei Verschmelzungen und Spaltungen gemäß der 3. (Fusions-)Richtlinie107 und der 6. (Spaltungs-)Richtlinie.108 Ebenfalls mittelbare Auswirkungen hatte die SE-VO;109 gemäß Art 53 SE-VO unterliegt zB das Frage- und Rederecht in der SE den aktienrechtlichen Regeln.
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Die Aktionärsrechte-RL 2007110 hat erstmals eine Regelung des Auskunftsrechts der Aktionäre einer börsennotierten Gesellschaft für alle Mitgliedstaaten zum Gegenstand. Gemäß Art 9 Abs 1 und Erwägungsgrund 8 der Richtlinie hat jeder Aktionär grundsätzlich die Möglichkeit, Fragen zu Punkten auf der Hauptversammlung zu stellen und Antworten hierauf zu erhalten. Die Modalitäten der Fragestellung und der Antworten können die Mitgliedstaaten selbst regeln. Der Vorschlag für eine Aktionärsrechte-RL hatte in Art 9 RL-E noch ein Auskunftsrecht der Aktionäre vorgesehen, das in der Hauptversammlung, aber auch im Vorfeld der Hauptversammlung ausübbar sein sollte.111 Diese kumulative Möglichkeit wurde nach Kritik an einer übermäßigen Belastung der Unternehmen112 auf ein Wahlrecht der Mitgliedstaaten zurückgeführt. Nach Auffassung des deutschen Gesetzgebers ergab sich für das Auskunftsrecht des § 131 kein Regelungsbedarf.113 Insbesondere ist das Merkmal der Erforderlichkeit iSv § 131 Abs 1 Satz 1 mit dieser Richtlinie vereinbar (Rdn 125).

8.Rechtsvergleichung
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a)Übersicht. Alle wesentlichen ausländischen Rechtsordnungen teilen das Anliegen, den Aktionären eine sachgerechte Information über ihr Unternehmen zu ermöglichen. Auch der OECD-Kodex zur Corporate Governance aus dem Jahr 2004 spricht sich für eine regelmäßige, volle und zeitgerechte Information der Aktionäre aus; von einem individuellen Auskunftsrecht der Aktionäre in der Hauptversammlung ist insoweit nicht explizit die Rede.114 Für die EU-Mitgliedstaaten hat die Akionärsrechte-RL ein individuelles Auskunftsrecht der Aktionäre einer börsennotierten AG etabliert (Rdn 48). Auch in vielen Staaten außerhalb der EU wird die Information durch ein individuelles Auskunftsrecht der Aktionäre sichergestellt. Allerdings führt die Verletzung des Auskunftsrechts innerhalb und außerhalb der EU zumeist nicht wie in Deutschland zur Kassation des entsprechenden Hauptversammlungsbeschlusses.115 Insbesondere im anglo-amerikanischen Rechtsraum entspricht nicht die Einräumung eines individuellen Rechtsanspruchs der Aktionäre auf Auskunft der Rechtstradition, sondern staatliche Aufsichtsämter nehmen die Funktion wahr, eine angemessene Information der Aktionäre sicherzustellen. Für das Vereinigte Königreich und Irland ergab sich aus der Aktionärsrechte-RL die Notwendigkeit zu einer Änderung dieses Konzeptes. Im Einzelnen:
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b)Frankreich. Das französische Recht sieht ein nach der Höhe der Beteiligungen der Aktionäre gestaffeltes Auskunftsrecht vor. Gemäß Article L 225–108 Abs 3 des Code de Commerce116 können Aktionäre bis vier Tage vor der Hauptversammlung schriftlich Fragen zu den nach Abs 1 der Vorschrift zur Verfügung zu stellenden Dokumenten stellen, welche der Vorstand oder die Verwaltung im Laufe der Hauptversammlung zu beantworten hat, es sei denn, die Information ist auf der Internetseite der Gesellschaft in einer speziellen Rubrik (questions-réponses) verfügbar (Abs 4). In der Hauptversammlung können Aktionäre mündlich Fragen stellen. Ein Auskunftsverweigerungsrecht ist nicht vorgsehen. Nach der Literatur steht der Gesellschaft jedoch der Missbrauchseinwand zu.117 Gemäß Art L 225–231 Code de Commerce118 haben Aktionäre, die allein oder als Vereinigung mehr als 5% des Gesellschaftskapitals inne halten, ein Fragerecht auch zu Geschäftsführungsmaßnahmen der Gesellschaft und ihrer kontrollierten Unternehmen. Die binnen eines Monats zu erteilende Antwort ist auch den Rechnungsprüfern mitzuteilen. Auch insoweit ist kein Auskunftsverweigerungsrecht vorgesehen.119 Nach Art L 225–232 Code de Commerce120 besteht zusätzlich ein Fragerecht für Aktionäre, die mehr als 5% des Gesellschaftskapitals inne halten, betreffend alle Umstände, welche die Kontinuität der Geschäftstätigkeit gefährden.121 Diese Möglichkeit kann zwei Mal pro Jahr schriftlich wahrgenommen werden.
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c)Italien. Im italienischen Recht sind Gesellschafter berechtigt, von der Verwaltung über Geschäftsfragen Auskunft zu erhalten und in die dafür notwendigen Unterlagen Einsicht zu nehmen; eine Grenze bildet nur Missbrauch.122 Für die Einsichtnahme können die Gesellschafter auch Fachleute ihres Vertrauens beiziehen, Art 2476 Abs 2 Codicé Civile.123 Darüber hinaus normiert Art 2422 Abs 1 Codicé Civile ein allgemeines Einsichtnahmerecht in die Bücher der Gesellschaft. Art 2429 Abs 3 Codicé Civile sieht ein Recht zur Einsichtnahme in die Bilanz, in die Gewinn- und Verlustrechnung und in die Geschäftsberichte des Vorstands und des Aufsichtsrats innerhalb von fünfzehn Tagen im Vorfeld der Hauptversammlung vor. Zudem ist in Art 2409 Abs 1 lit f) Codicé Civile normiert, dass in der Hauptversammlung Vorfälle in der Geschäftsführung bekanntgegeben und erläutert werden, die ein Gesellschafter (außerhalb der Hauptversammlung) dem Aufsichtsrat angezeigt hat, damit dieser der Versammlung darüber berichtet.124
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d) Österreich. Österreich hat die Aktionärsrechterichtlinie zum Anlass genommen, das noch weitgehend dem früheren Rechtszustand in Deutschland gemäß § 112 AktG 1937 ähnelnde Auskunftsrecht zu ändern und durch § 118 Abs 1 des österreichischen Aktiengesetzes weitgehend an § 131 AktG anzulehnen.125 Das Auskunftsverweigerungsrecht ist in § 118 Abs 3, Abs 4 Satz 1 weniger umfassend als in Deutschland geregelt. Daneben ist ein ungeschriebenes Auskunftsverweigerungsrecht aufgrund rechtsmissbräuchlichen Verhaltens des Aktionärs anerkannt.126 Eine Beschränkung des Fragerechts durch den Versammlungsleiter ist aufgrund seiner Leitungskompetenz zulässig.127 In Anlehnung an § 243 Abs 4 Sätze 1, 2 ist in § 195 Abs 4 öAktG seit 2009 die Anfechtungsmöglichkeit wegen unrichtiger Information durch das Merkmal der Wesentlichkeit beschränkt und eine Anfechtung für bewertungsrelevante Informationen ausgeschlossen, soweit für deren Überprüfung ein besonderes gerichtliches Verfahren vorgesehen ist.
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e) Spanien. Das spanische Aktiengesetz (Ley de Sociedades de Capital128) sieht in Art 93 No 4 ein generelles Informationsrecht der Aktionäre vor,129 welches für die sociedad anónima (AG) in Art 197 konkretisiert wird.130 Nach Abs 1 können Aktionäre bis sieben Tage vor der Hauptversammlung schriftlich alle Informationen abfragen, die ihnen für die Beurteilung der Tagesordnungspunkte bedeutsam erscheinen oder die sie aus Klarstellungsgründen benötigen. In diesem Fall sind administradores verpflichtet, die Antworten spätestens bis zum Tag der Hauptversammlung schriftlich zur Verfügung zu stellen. Nach Abs 2 besteht das Recht, in der Hauptversammlung Fragen zu stellen, die nach Ansicht der Aktionäre zur sachgemäßen Beurteilung der Tagesordnungspunkte erforderlich erscheinen. Die Antwort hat dann grundsätzlich auch mündlich zu erfolgen, es sei denn, eine Beantwortung in der Hauptversammlung ist nicht möglich. In diesem Fall muss die Antwort binnen sieben Tagen nach Ende der Hauptversammlung schriftlich erteilt werden. Gemäß Art 197 Abs 3 kann die Auskunft grundsätzlich verweigert werden, wenn die Offenlegung der Information dem öffentlichen Interesse zuwider laufen würde oder wenn die Auskunft nicht zur Wahrnehmung der Aktionärsrechte erforderlich erscheint. Allerdings greift dieses Auskunftsverweigerungsrecht dann nicht, wenn Aktionäre, die mindestens ein Viertel des Grundkapitals repräsentieren, das Auskunftsverlangen aufrecht erhalten (Abs 4). Nach Art 197 Abs 5 kann die Informationserteilung gerichtlich durchgesetzt und darüber hinaus Schadensersatz geltend gemacht werden. Eine Anfechtung des unter Verletzung des Informationsrechts zustande gekommenen Beschlusses ist ausgeschlossen, es sei denn, der Aktionär konnte in der Folge sein Stimmrecht nicht ordnungsgemäß ausüben, Art 204 Abs 3c. Gemäß Abs 6 trifft den Aktionär eine Schadenersatzpflicht, wenn er die erteilte Information missbräuchlich verwendet. Bei virtueller Anwesenheit auf Hauptversammlungen besteht gemäß Art 182 Satz 3 ebenfalls ein Auskunftsrecht der Aktionäre; allerdings sind derart gestellte Fragen (nur) innerhalb von 7 Tagen nach der Hauptversammlung schriftlich zu antworten.131
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f) Vereinigtes Königreich. Im Vereinigten Königreich wurde in Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie 2007 ein Auskunfts- und Fragerecht in den Companies Act 2006132 eingefügt. Dieses gilt jedoch gemäß Sec 319A Abs 1 Hs 1133 nur für börsennotierte Aktiengesellschaften. Vom Auskunftsrecht erfasst sind alle Fragen, die sich auf Umstände beziehen, die auf der Hauptversammlung behandelt werden. Die Notwendigkeit einer Erforderlichkeit der Auskunft besteht nicht; allerdings ist der Verwaltung ein weitreichendes Auskunftsverweigerungsrecht eingeräumt. Es genügt, dass der Hauptversammlungsleiter eine Antwort als für den geordneten Ablauf der Hauptversammlung „nicht wünschenswert“ ansieht. Die Republik Irland hat die Vorgaben der Aktionärsrechterichtlinie 2009 umgesetzt, unter Übernahme des Konzepts des Vereinigten Königreiches Sec 134C in den Companies Act 1963 (No 33 of 1963) eingefügt und durch den Companies Act 2014 (No. 38 of 2014)134 geringfügig sprachlich modifiziert.
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g) Schweiz. Im schweizerischen Obligationsrecht (OR) ist das Auskunftsrecht des Aktionärs in Art 697 geregelt.135 Anlässlich der Generalversammlung ist jeder Aktionär berechtigt, vom Verwaltungsrat Auskunft über die Angelegenheiten der Gesellschaft und von der Revisionsstelle über Durchführung und Ergebnis der Prüfung zu verlangen, wobei dieses Recht unter dem Vorbehalt des Geschäftsgeheimnisses und anderer schutzwürdiger Gesellschaftsinteressen steht (Abs 2 Satz 2).136 Daneben sieht Art 697 Abs 3 OR unter engen Voraussetzungen auch ein Einsichtsrecht in Geschäftsbücher und Korrespondenzen in der Generalversammlung vor.137 Wird die Auskunft verweigert, so kann der Aktionär bei ungerechtfertigter Verweigerung einen Antrag an das Gericht auf Anordnung der Auskunftserteilung stellen, Art 697 Abs 4. Zudem besteht gemäß Art 697a OR das Recht, in der Generalversammlung einen Antrag auf Durchführung einer Sonderprüfung zu stellen. Wird dem Antrag von der Generalversammlung nicht stattgegeben, so können Aktionäre unter vergleichbaren Voraussetzungen wie in § 142 eine gerichtliche Anordnung der Sonderprüfung beantragen, Art 697b OR. Die Rechtsbehelfe nach Art 697a und Art 697 Abs 4 stehen in einem Alternativverhältnis zueinander.138
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h) Japan. In Japan besteht nach Art 314 des Companies Act 2005 ein allgemeines Auskunftsrecht der Aktionäre, das schon im Vorfeld der Aktionärsversammlung geltend gemacht und erfüllt werden kann.139 Den japanischen Wertvorstellungen soll eine Wahrnehmung des Auskunftsrechts durch Stellen von Fragen in einer Aktionärsversammlung allerdings nicht entsprechen, so dass in der Praxis regelmäßig keine Fragen gestellt werden. Es wird jedoch berichtet, dass sog Aktionärsgangster (sôkaiya) systematisch japanische Aktiengesellschaften mit der Androhung erpresst haben, als Aktionäre Versammlungen zu besuchen und dort eine Vielzahl von unbequemen Fragen zu stellen. Das hat in der Praxis dazu geführt, dass die Hauptversammlungen der meisten Unternehmen am selben Tag stattfinden.140
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i) USA. Weder in einzelstaatlichen Kodifikationen noch im Federal Security Law (insbesondere dem Security Act von 1933 und dem Security Exchange Act von 1934 sowie den dazu erlassenen SEC Rules) finden sich Regeln über ein Auskunftsrecht des Aktionärs in der Hauptversammlung. An der Hauptversammlung nehmen regelmäßig nur eine kleine Anzahl von Aktionären in Person teil, während die überwältigende Mehrheit der Aktionäre über eine schriftliche Stimmabgabe durch Einsendung von sog Proxies ihr Stimmrecht ausübt.141 Im Allgemeinten erfolgt die Aktionärsinformation in den USA bereits vor der Hauptversammlung, diese dient eher der Feststellung als der Bildung des kollektiven Willens der Aktionäre.142 Aktionäre haben unabhängig von in der Hauptversammlung gestellten Fragen ein Recht auf volle Offenlegung aller wesentlichen Informationen, die im Zeitpunkt einer Beschlussvorlage vernünftigerweise verfügbar sind.143 Die American Bar Association empfiehlt, Fragen von erschienenen Aktionären aus Gründen der Höflichkeit und Vorsicht zu beantworten.144 In der Praxis werden Fragen einzelner Aktionäre beantwortet, es wird aber alsbald – ggf unter Abbruch der Fragenrunde – in die Stimmauswertung eingetreten.145 Darüber hinausgehend bestehen in zahlreichen Bundesstaaten gesetzliche Regelungen, die den Aktionären das Recht auf Einsichtnahme (right of inspection) in bestimmte Gesellschaftsdokumente einräumen.146

II.Voraussetzungen des Auskunftsrechts (§ 131 Abs 1 Satz 1)

1.Auskunftsberechtigte
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a)Aktionäre. Das Auskunftsrecht ist ein Individualrecht (Rdn 8). Auskunftsberechtigt ist daher jeder Aktionär, und zwar unabhängig von der Höhe seiner Beteiligung. Auch ein Aktionär, der nur eine einzige Aktie besitzt und dessen Stimmabgabe angesichts der bestehenden Mehrheitsverhältnisse für das Zustandekommen eines Hauptversammlungsbeschlusses ohne Bedeutung ist, kann von der Gesellschaft Auskunft verlangen.147 Das Auskunftsrecht ist an die Aktionärsstellung, nicht jedoch an die Stimmberechtigung des Aktionärs geknüpft. Dementsprechend besteht ein Auskunftsrecht auch zu Tagesordnungspunkten, bei denen keine Beschlussfassung der Hauptversammlung erforderlich ist (Rdn 11). Auskunftsberechtigt ist auch ein Aktionär, der in der Hauptversammlung kein Stimmrecht hat, weil er seiner Einlagepflicht noch nicht nachgekommen ist (§ 134 Abs 2) oder der hinsichtlich einzelner Beschlussgegenstände gemäß § 136 einem Stimmverbot unterliegt; ebenso ist der stimmrechtslose Vorzugsaktionär (§§ 139 ff) erfasst (s auch Mülbert § 118 Rdn 67).148 Die Auskunftsberechtigung eines Aktionärs entfällt nicht deshalb, weil er seine Aktie dinglich belastet (s auch Mülbert § 118 Rdn 69). Auskunftsberechtigt ist auch derjenige, der im Verhältnis zur Gesellschaft gemäß § 67 Abs 2 wegen seiner Eintragung im Aktienbuch als Aktionär gilt, mag er auch materiellrechtlich nicht (mehr) Aktionär sein.149 Eine isolierte Abtretung des Auskunftsrechts unabhängig von der Aktionärsstellung ist rechtlich ebenso unzulässig wie die Abtretung des Rederechts (Abspaltungsverbot, § 8 Abs 5).150
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Voraussetzung für das Auskunftsrecht ist das Recht auf Teilnahme an der Hauptversammlung und die tatsächliche Teilnahme an der Hauptversammlung; das Auskunftsrecht ist in der Hauptversammlung geltend zu machen (zur online Teilnahme Rdn 505). Dementsprechend ist nicht auskunftsberechtigt, wer die satzungsgemäßen Anforderungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung wie die Anmeldung (§ 123 Abs 2) oder den Record Date-Nachweis des § 123 Abs 3 nicht oder nicht rechtzeitig erfüllt hat. Erwirbt ein Aktionär nach dem Record Date Aktien, so ist – ebenso wie bei fehlender Eintragung des Namensaktionärs im Aktienregister (Rdn 58) – nicht der materiell berechtigte Aktionär zur Teilnahme an der Hauptversammlung und der Ausübung des Auskunftsrecht berechtigt, sondern dessen Rechtsvorgänger.151 Der materiell Berechtigte kann sich aber bevollmächtigen lassen (Rdn 60). Wird ein nicht teilnahmeberechtigter Aktionär als Gast zur Hauptversammlung zugelassen, so hat er als solcher kein Auskunftsrecht (Rdn 61). Nicht auskunftsberechtigt ist derjenige Aktionär, dessen Mitgliedschaftsrechte insgesamt ruhen, zB wegen fehlender Offenlegung seiner Stimmrechte gemäß § 20 Abs 7, § 28 WpHG oder wegen Verstoßes gegen die Pflicht zur Unterbreitung eines Übernahmeangebotes, § 59 WpÜG.152
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b)Dritte. Das Auskunftsrecht ist kein höchstpersönliches Recht; es kann daher auch durch Dritte ausgeübt werden, sofern sie von einem Aktionär bevollmächtigt werden (s auch Mülbert § 118 Rdn 71).153 In der Praxis werden insbesondere Aktionärsvereinigungen und andere professionelle Aktionäre mit der Ausübung des Stimmrechts bevollmächtigt. Die Vollmacht zur Ausübung des Stimmrechts gemäß § 134 Abs 3 schließt die Ausübung des Auskunftsrechts ein.154 Eine Vollmacht an den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft (§ 134 Abs 3 Satz 5) legitimiert diesen jedoch nicht zur Ausübung des Auskunftsrechts. Trotz insoweit fehlender Vollmacht kann das Auskunftsrecht auch für Tagesordnungspunkte ausgeübt werden, bei denen keine Stimmabgabe erforderlich ist, die jedoch – wie die Vorlage des Jahresabschlusses – typischerweise mit Beschlussgegenständen (insbesondere der Entlastung) im Zusammenhang stehen.155 Eine Bevollmächtigung kann auch noch im Laufe der Hauptversammlung durch einen Aktionär erfolgen, der die Hauptversammlung selbst verlässt; ein Auskunftsbegehren ist durch die Bevollmächtigung bis zur Schließung der Aussprache gedeckt (Rdn 80). Das Auskunftsrecht ausüben kann auch der Legitimationsaktionär, ein gesetzlicher Vertreter, ein Testamentsvollstrecker, Insolvenzverwalter oder eine sonstige Partei kraft Amtes (s auch Mülbert § 118 Rdn 71, 75, 76).156
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c)Nicht Auskunftsberechtigte. Nicht zur Auskunft berechtigt sind die Inhaber von Wandelschuldverschreibungen, Gewinnschuldverschreibungen oder von Genussrechten.157 Nicht auskunftsberechtigt ist auch der Inhaber eines Pfandrechts oder der Nießbraucher (Rdn 58).158 Ebenso wenig sind der Vorstand oder der Aufsichtsrat als Organe auskunftsberechtigt; das gilt auch für einen von der Hauptversammlung gemäß § 147 bestellten besonderen Vertreter.159 Nicht auskunftsberechtigt sind ferner Pressevertreter, Arbeitnehmer (als solche) oder Gäste;160 diesen kann ein Auskunftsrecht auch nicht durch den auskunftsberechtigten Aktionär übertragen werden (Rdn 58).
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Im Einzelfall räumen spezialgesetzliche Regelungen auch Nichtaktionären, die keine Legitimation von einem Aktionär ableiten können, Auskunftsrechte gegenüber der Gesellschaft und ein Teilnahmerecht an der Hauptversammlung ein; ein solches Auskunfts- und Teilnahmerecht besteht insbesondere zugunsten von Aufsichtsbehörden, § 44 Abs 1 Nr 1, Abs 4 Satz 2 KWG, § 33 Abs 1 Nr 5, 5 VAG (Mülbert § 118 Rdn 87). Diese öffentlich-rechtlichen Auskunftsrechte vermitteln jedoch keine Auskunftsberechtigung gemäß § 131.161
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Neben dem Auskunftsrecht des Aktionärs besteht kein Auskunftsrecht der Hauptversammlung gemäß § 131, und zwar auch nicht aufgrund eines entsprechenden Hauptversammlungsbeschlusses.162 Das Auskunftsrecht gemäß § 131 ist als individuelles Recht des Aktionärs von organschaftlichen Informationsrechten der Hauptversammlung zu unterscheiden (Rdn 27). Die Hauptversammlung kann auch nicht durch Beschluss nicht auskunftsberechtigten Personen ein Auskunftsrecht zugestehen (Rdn 21).163 Der Versammlungsleiter kann zwar Dritte (zB Gäste, Presse) zur Hauptversammlung zulassen (Mülbert § 118 Rdn 93), zur Einräumung eines Auskunftsrechts ist er jedoch nicht befugt.164
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2.Auskunftsverpflichtete. Auskunftsverpflichtet ist ungeachtet des Wortlautes des § 131 Abs 1 Satz 1 die Gesellschaft und nicht etwa der Vorstand.165 Der Vorstand vertritt lediglich die AG bei der Erfüllung ihrer Auskunftspflicht. Dementsprechend richtet sich auch ein Verfahren nach § 132 gegen die AG, vertreten durch den Vorstand (§ 132 Rdn 28). Zuständig für die Erfüllung der Auskunftspflicht ist der Vorstand als Gesamtorgan. Die Auskunftserteilung erfolgt durch den amtierenden Vorstand. Ausgeschiedene Vorstandsmitglieder sind auch dann keine Auskunftspersonen, wenn sich die Fragen auf das Geschäftsjahr oder Vorgänge der Amtszeit des damaligen Vorstands beziehen.166 Die Auskunftserteilung bedarf als Geschäftsführungsmaßnahme gemäß § 77 eines einstimmigen Beschlusses des Vorstands, sofern nicht Satzung oder Geschäftsordnung einen Mehrh eitsbeschluss vorsehen.167
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In der Praxis erfolgt die Auskunftserteilung durch den Vorstandsvorsitzenden oder das für die betreffende Frage besonders sachkundige Ressortmitglied. Darin ist eine Auskunftserteilung durch den Gesamtvorstand zu sehen: Er macht sich die Ausführungen des auskunftgebenden Vorstandskollegen konkludent zu eigen, wenn kein Vorstandsmitglied den Ausführungen widerspricht.168 Ein Aktionär kann nicht verlangen, dass ihm die Auskunft durch ein von ihm bestimmtes Vorstandsmitglied erteilt wird.169 Der Vorstand darf für einzelne Fragen(-komplexe) die Auskunftserteilung auch auf besonders sachkundige Dritte (zB Mitarbeiter, Abschlussprüfer, Steuerberater, Rechtsberater) delegieren.170 Sofern insoweit nicht eine ausdrückliche Bitte des Vorstands zur Auskunfterteilung erfolgt, macht sich der Vorstand in einem solchen – praktisch seltenen – Fall die Auskünfte sachkundiger Dritter konkludent zu eigen. Jedenfalls in der Praxis großer Publikumshauptversammlungen ist es im Übrigen die Regel, dass sich der Vorstand bei der Vorbereitung der Antwort eines mit unternehmensinternen und gegebenenfalls externen Experten besetzten Back Office bedient und die dort erstellten Antwortvorschläge nach Prüfung – oft unverändert – verliest (Rdn 284).
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Nicht zur Auskunftserteilung verpflichtet ist der Aufsichtsrat und hier insbesondere der Aufsichtsratsvorsitzende in seiner Eigenschaft als Leiter der Hauptversammlung.171 Dies gilt auch dann, wenn eine Frage ausdrücklich an ihn gerichtet ist oder eine Handlung des Aufsichtsrats betrifft.172 In der Praxis werden derartige Fragen dessen ungeachtet regelmäßig vom Versammlungsleiter in seiner Eigenschaft als Aufsichtsratsvorsitzender beantwortet. Diese auch aus der Sicht der Aktionäre sinnvolle Praxis entspricht einem (oft unausgesprochenen) Vorverständnis zwischen Vorstand und Aufsichtsratsvorsitzendem. Damit geht eine konkludente Delegation der Auskunftserteilung vom Vorstand auf den Aufsichtsratsvorsitzenden einher.173 Eine Erfüllung der Auskunftspflicht tritt ein, wenn sich der Vorstand die vom Aufsichtsratsvorsitzenden gegebenen Auskünfte konkludent zu eigen macht. An die insoweit vielfach geforderte Erkennbarkeit174 eines konkuldenten Zueigenmachens sollten keine hohen Anforderungen gestellt werden: es genügt, wenn der Vorstand der Auskunft nicht widerspricht.175 Angesichts dieser pragmatisch niedrigen Anforderungen an eine Zurechenbarkeit der vom Aufsichtsratsvorsitzenden in der Hauptversammlung gegebenen Auskünfte zum Vorstand erschiene es de lege ferenda konsequenter, für originäre Aufsichtsratsangelegenheiten auch eine Verpflichtung des Aufsichtsrats zur Auskunftserteilung gemäß § 131 vorzusehen.176 Damit würden auch Zweifelsfragen vermieden, wenn im Vorfeld der Hauptversammlung oder in der Hauptversammlung selbst unterschiedliche Auffassungen zwischen Vorstand und Aufsichtsrat zur Behandlung von Gesellschaftsangelegenheiten deutlich werden. Fragen, die sich nicht an den Vorstand, sondern an den Aufsichtsratsvorsitzenden persönlich richten, brauchen nicht beantwortet zu werden, wenn und weil sie keine Angelegenheit der Gesellschaft betreffen, sondern die persönlichen Meinungen und Motive des Versammlungsleiters (Rdn 88, s aber Rdn 68).
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Nicht zur Auskunft verpflichtet ist ferner der Abschlussprüfer, § 176 Abs 2 Satz 3. Auch der Besondere Vertreter (§ 147) oder ein Sonderprüfer (§ 142) sind nicht auskunftspflichtig,177 und zwar auch dann nicht, wenn deren Bericht Gegenstand der Aussprache in der Hauptversammlung ist. Auch ein Repräsentant des Hauptaktionärs, der im Rahmen eines Squeeze-out gemäß § 327d Satz 2 in der Hauptversammlung mündlich Stellung nehmen darf, wenn der Vorstand ihm dazu Gelegenheit gibt, ist keine Auskunftsperson gemäß § 131.

3.Auskunftsverlangen
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a)Verlangen. Die Pflicht zur Auskunftserteilung setzt ein entsprechendes Verlangen eines Aktionärs (Rdn 58) oder eines sonstigen zur Ausübung Berechtigten (Rdn 60) voraus, § 131 Abs 1 Satz 1. Das Verlangen muss auf Erteilung einer Auskunft zu Tatsachen, Prognosen oder Meinungen betreffend die Gesellschaft oder – in begrenztem Umfang (Rdn 135) – zu rechtlichen Sachverhalten gerichtet sein. Das Auskunftsverlangen wird in der Regel ausdrücklich gestellt. Es genügt, wenn das Auskunftsverlangen gestellt wird, ohne dass ein konkreter Adressat (insbes der Vorstand) benannt wird. Wird ein Verlangen an den Versammlungsleiter gerichtet, ist es nicht unzulässig, sondern der AG zuzurechnen: Derartige Fragen werden von der Gesellschaft im Backoffice aufgenommen (Rdn 284) und an das vorab für die Beantwortung der Fragen bestimmte Organmitglied (mit vorbereiteter Antwort) weitergeleitet (s auch Rdn 66);178 die Frage muss aber ggf nicht beantwortet werden, wenn keine Angelegenheit der Gesellschaft betroffen ist (Rdn 88). Andere Aktionären können sich eine Frage zu eigen machen. Es genügt allerdings nicht, dass sich ein Aktionär pauschal alle Fragen seiner Vorredner oder alle Fragen eines bestimmten Aktionärs zu eigen macht, sondern er muss eine konkrete Frage benennen.179
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Es kann auch ein konkludentes Verlangen genügen, wenn es dem Aktionär erkennbar um eine Auskunft geht.180 Ob ein Auskunftsverlangen vorliegt und welchen Inhalt es hat, ist in entsprechender Anwendung der §§ 133, 157 BGB durch Auslegung aus der Sicht eines objektiven Empfängers zu bestimmen.181 Dementsprechend ist die Aufforderung zur Aufschlüsselung einer Bilanzposition als Frage zu verstehen.182 Ist unklar, ob ein Aktionär eine konkrete Frage stellt oder lediglich eine mangelhafte Aufklärung rügen will, geht dies zu Lasten des Aktionärs (Rdn 268).183 Bei in Frageform gekleidete Behauptungen des Aktionärs oder sonstigen Suggestivfragen liegt kein Auskunftsverlangen vor.184
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Eine vorherige Ankündigung ist nicht Voraussetzung für das Auskunftsrecht. Insbesondere ist der Auskunftsberechtigte nicht verpflichtet, seine Fragen im Vorfeld der Hauptversammlung schriftlich bei der Gesellschaft einzureichen.185 Die fehlende vorherige Ankündigung von Fragen kann im Einzelfall aber Auswirkungen auf den Umfang der Auskunftspflicht haben (zur Vorbereitungspflicht der Gesellschaft s Rdn 281). Die Pflicht zur Beantwortung von Fragen kann mangels entsprechender Vorbereitungsmöglichkeit entfallen, wenn der Vorstand mit diesen Fragen nicht ohne weiteres rechnen musste (Rdn 286). Eine vorherige schriftliche Ankündigung eines Auskunftsverlangens ist aber auch nicht ausreichend, da das Verlangen „in der Hauptversammlung“ gestellt werden muss (Rdn 78).186
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Die Pflicht zur Auskunfterteilung besteht nur „auf Verlangen“. Werden keine Fragen gestellt, so besteht kein Auskunftsrecht der Aktionäre gemäß § 131. Es kommt nicht darauf an, ob eine Frage gestellt worden wäre, wenn sich der Vorstand in der Hauptversammlung auf ein Auskunftsverweigerungsrecht berufen hätte, sondern nur darauf, obdie Frage tatsächlich gestellt worden ist.187 Der Vorstand hat seine Auskunftspflicht nach § 131 selbst dann nicht verletzt, wenn er Informationen zurückgehalten oder ungefragt unrichtige Mitteilungen gemacht hat. Die Vorschrift ist nur berührt, wenn eine tatsächlich verlangte Auskunft zu Unrecht verweigert oder unrichtig erteilt wird.188 Dennoch darf der Vorstand auch ungefragt nicht lügen. Ungefragt unrichtige Mitteilungen können daher wegen Verstoßes gegen Informationspflichten gegenüber der Hauptversammlung (Rdn 27) oder gemäß § 400 Rechtsfolgen auslösen (Rdn 537).

72

Es besteht auch dann keine Pflicht zu unaufgeforderten Auskünften, wenn diese für das Abstimmungsverhalten für Bedeutung sein könnten.189 Erst recht besteht keine Pflicht des Vorstands, von sich aus alles, was er weiß und was auch nur mittelbar mit den Tagesordnungspunkten zusammenhängt, zu offenbaren.190 Ebenso wenig besteht eine Verpflichtung, ohne konkrete Fragen über den Stand laufender Vertragsverhandlungen über ein Milliarden-Projekt Auskunft zu geben oder zur unaufgeforderten Offenbarung von internen Management-Überlegungen in diesem Zusammenhang.191 Bei einem ausdrücklichen Auskunftsverlangen sind allerdings auch damit zusammenhängende Tatsachen oder sonstige Umstände mitzuteilen, wenn das Verlangen des Aktionärs erkennbar darauf abzielt, mag der Aktionär auch nicht ausdrücklich danach gefragt haben (Rdn 68).
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Eine Pflicht zu unaufgeforderten Informationen kann sich außerhalb von § 131 aufgrund besonderer Pflichten des Vorstands gegenüber der Hauptversammlung ergeben (Rdn 27). Darüber hinausgehend ist eine Pflicht zur unaufgeforderten Information in Fällen denkbar, in denen die betreffende Tatsache ohnehin aus der Hauptversammlung heraus im Wege der ad hoc-Publizität gemäß Art 17 MAR (früher § 15 WpHG) bekannt gemacht werden muss (Rdn 415), ebenso bei Nichterfüllung einer bilanziellen oder organschaftlichen Informationspflicht im Vorfeld der Hauptversammlung. Auch in diesen Fällen lässt sich die Pflicht zur unaufgeforderten Information in der Hauptversammlung angesichts des gesetzlichen Erfordernisses eines Aktionärsverlangens nicht aus § 131 herleiten, wohl aber aus §§ 76, 93 iVm § 176 Abs 1 Satz 2.192 Die Verletzung einer solchen Pflicht kann eine Anfechtbarkeit des unter Verletzung der Pflicht zustandegekommenen Hauptversammlungsbeschlusses über die Entlastung rechtfertigen.193
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b)Form. Das Auskunftsverlangen erfolgt mündlich.194 Wird ein Auskunftsverlangen schriftlich durch Einreichung einer Fragenliste gestellt, so ist es nur beachtlich, wenn es von der Gesellschaft entgegengenommen und dabei gegenüber dem Aktionär durch ausdrückliche Zusage oder konkludent der Eindruck erweckt wird, die Gesellschaft sei zur Beantwortung bereit. Davon wird man bei einer vorbehaltlosen Entgegennahme eines schriftlichen Fragenkataloges zur Abkürzung eines Rede- und Fragebeitrages eines Aktionärs durch den Versammlungsleiter oder den Vorstand vor Schließung der Rednerliste (Rdn 340) ausgehen können. Die bloße Entgegennahme eines schriftlichen Kataloges angeblich nicht beantworteter Fragen zu Protokoll des Notars genügt dagegen nicht (vgl auch Rdn 503).195 Die Entgegennahme schriftlicher Fragen kann von der Gesellschaft auch abgelehnt oder zusätzlich ein mündliches Auskunftsverlangen gefordert werden.196 Bei Entgegennahme eines schriftlichen Fragenkataloges und (konkludenter) Zusage der Beantwortung muss den Aktionären der Gegenstand der Fragen durch deren wortwörtliche Wiederholung oder Zusammenfassung im Rahmen der Auskunfterteilung zur Kenntnis gebracht werden.197 Die Einreichung eines schriftlichen Fragenkatalogs durch den Aktionär kann weder vom Versammlungsleiter198 noch aufgrund Satzung oder Geschäftsordnung verlangt werden.199
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In der Praxis bittet der Versammlungsleiter zur Erleichterung der Fragenaufnahme und zur Beschleunigung der Fragenbeantwortung gelegentlich einen Aktionär um die Überlassung des schriftlichen Fragenkatalogs, sofern sich abzeichnet, dass ein Aktionär eine Vielzahl von Fragen stellen will. Seit der Möglichkeit einer zeitlichen Beschränkung des Auskunftsrechts (und damit im Ergebnis auch der Anzahl der Fragen) durch den Versammlungsleiter gemäß § 131 Abs 2 Satz 2 (Rdn 291) ist ein derartiges Vorgehen allerdings oft nicht empfehlenswert, da mit ihm die Zusage der Beantwortung (sofern die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind) verbunden ist.200 Zudem begibt sich der Versammlungsleiter dadurch der Möglichkeit, den Aktionär bei einer übermäßigen Anzahl von Fragen zu deren Reduzierung aufzufordern (Rdn 138, 338, 452).
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Das Auskunfsbegehren ist in deutscher Sprache vorzubringen.201 In ausländischer Sprache gestellte Auskunftsverlangen können deshalb zurückgewiesen werden. Für die SE wird die Zulässigkeit von Redebeiträgen und Fragen in englischer Sprache befürwortet.202 In der Praxis der Publikumshauptversammlungen werden fremdsprachig vorgetragene Fragen oft durch eine den Aktionär begleitende Person in die deutsche Sprache übersetzt. Bei Vorhandensein eigener Dolmetscher kann der Versammlungsleiter auch eine Übersetzung durch die Gesellschaft zulassen; einer Zustimmung der übrigen Versammlungsteilnehmer bedarf es nicht.203 Wird ein in ausländischer Sprache gestelltes Auskunftsverlangen in ausländischer Sprache beantwortet, so muss die Frage und die Antwort den übrigen Aktionären auch übersetzt in deutscher Sprache mitgeteilt werden (Rdn 276). Bei einer geschlossenen Gesellschaft mit ausschließlich der Fremdsprache mächtigen Aktionären spricht rechtlich nichts gegen die Möglichkeit fremdsprachiger Fragen und Antworten.204
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Eine Pflicht zur Begründung des Auskunftsverlangens besteht nicht.205 Der Aktionär muss im Rahmen einer Generaldebatte auch nicht von sich aus darlegen, auf welchen Tagesordnungspunkt er sich mit seiner Frage bezieht (Rdn 153).206 Im Einzelfall hat der Aktionär allerdings die Erforderlichkeit der Auskunft darzulegen, wenn diese zweifelhaft ist und der Vorstand ihn auf die nach seiner Auffassung fehlende Erforderlichkeit hingewiesen hat (Rdn 152). Im Übrigen muss der Aktionär bei unklaren Fragen oder offenkundigen Missverständnissen seine Frage präzisieren (Rdn 268).
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c)„in der Hauptversammlung“. Das Auskunftsrecht ist in der Hauptversammlung auszuüben. Diese ausdrückliche Regelung in § 131 Abs 1 Satz 1 verdeutlicht, dass das Auskunftsrecht zwar als Individualrecht dem einzelnen Aktionär zusteht und von ihm geltend zu machen ist, dass es aber auch auf die Meinungsbildung aller Aktionäre in der Hauptversammlung abzielt (Rdn 7).207 Im Vorfeld der Hauptversammlung mündlich oder schriftlich angekündigte Fragen müssen in der Hauptversammlung wiederholt werden (Rdn 70).208 Zum Auskunftsverlangen bei einer online-Teilnahme an der Hauptversammlung gemäß § 118 Abs 1 Satz 2, 3 s Rdn 505. Ebenso wie das Auskunftsverlangen muss auch die Auskunftserteilung in der Hauptversammlung erfolgen (Rdn 270).
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Das Auskunftsverlangen erfolgt in der Praxis größerer börsennotierter Hauptversammlungen in dem vom Versammlungsleiter konkret gesetzten zeitlichen Rahmen (Rdn 311) und nur nach Wortmeldung und Aufnahme in eine Rednerliste sowie Aufruf durch den Versammlungsleiter. Außerhalb eines Aufrufs erfolgende Auskunftsverlangen durch Zwischenruf aus dem Auditorium sind ebenso unbeachtlich209 wie am Rande der Hauptversammlung (zB in einer Pause) an einen Mitarbeiter des Unternehmens, den Vorstand oder Versammlungsleiter gerichtete Fragen.210 Auf aus dem Auditorium erfolgende Zwischenrufe wird der Versammlungsleiter zweckmäßig reagieren, indem er den betreffenden Aktionär bittet, sich in die Rednerliste einzutragen und sein Anliegen nach Aufruf zu Gehör aller Aktionäre zu bringen. In einer späten Phase der Hauptversammlung verfahren Versammlungsleiter und Vorstand gelegentlich pragmatisch und beantworten aus dem Auditorium erfolgende Nachfragen zu erteilten Antworten.
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Das Auskunftsverlangen kann zeitlich während der gesamten Dauer der Aussprache in der Hauptversammlung geltend gemacht werden. Wird eine Einzeldebatte zu den Tagesordnungspunkten geführt oder erfolgt eine Debatte in Form von Themenblöcken, so kann ein Auskunftsverlangen auch noch nach Beendigung der Debatte zu dem einzelnen Tagesordnungspunkt bzw dem Themenblock gestellt werden, solange die Aussprache im übrigen noch andauert.211 Deshalb ist es vorzugswürdig und entspricht es verbreiteter Praxis, eine Generaldebatte zu allen Tagesordnungspunkten zu führen. Solange der Versammlungsleiter keine Maßnahmen zur Sicherung einer zeitgerechten Beendigung der Hauptversammlung ergriffen hat (Rdn 340), kann ein Auskunftsverlangen zu einem Tagesordnungspunkt grundsätzlich bis zum Eintritt in die Abstimmung erfolgen. Bei Fragen eines Aktionärs, der erst im Verlauf der Aussprache an der Hauptversammlung teilnimmt, kann allerdings auf zu inhaltsgleichen Fragen erteilte Antworten ohne die Notwendigkeit einer Wiederholung verwiesen werden (Rdn 271). Nach Eintritt in eine konzentrative Abstimmung zu allen Tagesordnungspunkten kann ein Auskunftsverlangen nicht mehr gestellt werden; möglich bleiben nur noch Verständnisfragen zum Abstimmungsverfahren.212
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d) Rücknahme. Angesichts des Charakters des Auskunftsrechts als Individualrecht (Rdn 8) kann ein Aktionär sein Auskunftsverlangen im Laufe der Hauptversammlung jederzeit zurücknehmen, auch wenn die Frage für die Willensbildung der Hauptversammlung von Bedeutung sein mag.213 Aus den Umständen kann sich auch eine konkludente Rücknahme eines Auskunftsverlangen ergeben. Von einer konkludenten Rücknahme des Auskunftsverlangens ist auszugehen, wenn ein Aktionär die Hauptversammlung vorzeitig verlässt, ohne einem anderen Aktionär Vollmacht (Rdn 59) zu erteilen (Rdn 273).214 Der Versammlungsleiter oder der Vorstand haben in diesem Fall darauf hinzuweisen, dass sie die Frage nicht mehr beantworten, damit die übrigen Aktionäre Gelegenheit haben, sich die Fragen des betreffenden Aktionärs zu eigen zu machen215 (Rdn 68). Keine konkludente Rücknahme eines Auskunftsverlangens liegt vor, wenn ein Aktionär auf die Frage des Versammlungsleiters, ob noch Fragen offen sind, schweigt216 (zur Frage einer Obliegenheitsverletzung vgl Rdn 528).

III.Gegenstand des Auskunftsrechts

1.Angelegenheiten der Gesellschaft (§ 131 Abs 1 Satz 1)
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a)Begriff. Die begehrte Auskunft muss gemäß § 131 Abs 1 Satz 1 Angelegenheiten der Gesellschaft betreffen. Der Begriff „Angelegenheiten der Gesellschaft“ – der sich auch für das Auskunftsrecht des § 51a GmbHG findet – ist weit auszulegen:217 Er umfasst alles, was sich auf die Gesellschaft (oder ihre Rechtsvorgänger218) und ihre Tätigkeit bezieht.219 Angelegenheiten der Gesellschaft sind danach alle Tatsachen und Umstände, die die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft, ihre rechtlichen und tatsächlichen Verhältnisse, ihre Geschäftspolitik und die Darstellung des Unternehmens in der Öffentlichkeit oder ihre Beziehungen zu Dritten, insbesondere Vertragspartnern, betreffen.220 Die Frage der nummerischen Aufschlüsselung der Verwaltungskosten betrifft ebenso Angelegenheiten der Gesellschaft221 wie Fragen nach der Höhe von Prozesskosten aufgrund einer Anfechtungsklage gegen die Gesellschaft und des Bestehens von Kostenerstattungsansprüchen von Aktionären, die hieraus resultieren.222 Die Frage nach den Beteiligungen einer Gesellschaft, die auf dem Gebiet der Vermögensverwaltung und Finanzierung tätig ist, betrifft ebenfalls deren Angelegenheiten.223
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Über fremde Angelegenheiten – etwa über eine andere Gesellschaft oder Person – ist grundsätzlich keine Auskunft geschuldet.224 Ebensowenig ist jede irgendwie geartete Beziehung einer Drittgesellschaft oder eines Dritten zur Gesellschaft ausreichend. Auch fremde Angelegenheiten können allerdings zu mittelbaren Angelegenheiten der Gesellschaft werden.225 Das ist etwa der Fall, wenn sich fremde Angelegenheiten auch auf die Gesellschaft auswirken und wenn diese Auswirkungen für die Gesellschaft von einiger Bedeutung sind.226 Es muss also eine Erheblichkeitsschwelle überschritten werden.227 Das ist der Fall, wenn bei einer an sich fremden Angelegenheit eine Schmälerung des Geschäftsergebnisses der Gesellschaft oder Schadenersatzansprüche gegen die Gesellschaft konkret zu befürchten sind.228 Auch relevante Daten von Wettbewerbern können im Einzelfall mittelbare Angelegenheit der Gesellschaft sein.229 Selbst externe Faktoren, die vordergründig keine Angelegenheit der Gesellschaft sind, können wegen ihrer Auswirkungen auf die Gesellschaft zu derer mittelbaren Angelegenheit werden. So können etwa das tatsächliche Umfeld, wie zB wirtschaftliche oder politische Verhältnisse an einem ausländischen Produktionsstandort230 oder sonstige externe Risikofaktoren,231 bei entsprechender Erheblichkeit für die Geschäftstätigkeit der Gesellschaft selbst das Wetter232 oder der Klimawandel, zu Angelegenheiten der Gesellschaft werden. Bei insoweit relevanter Geschäftstätigkeit, insbesondere in Produktion oder Finanzierung, kann die Frage nach der Erreichung der Klimaziele des Pariser Abkommens eine eigene Angelegenheit der Gesellschaft betreffen.
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Ist ein Auskunftsrecht nicht gegeben, weil keine Angelegenheiten der Gesellschaft betroffen sind, so lässt es sich auch nicht dadurch begründen, dass der Gegenstand des Auskunftsverlangens durch einen Antrag auf Sonderprüfung zum Beschlussgegenstand der Hauptversammlung gemacht wird.233 Erschließt sich aus der Frage eines Aktionärs nicht, dass eine fremde Angelegenheit wegen Erreichens der Erheblichkeitsschwelle gleichzeitig eine mittelbare Angelegenheit der Gesellschaft darstellt, so trägt der Aktionär die Darlegungslast (s auch Rdn 152).234
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b)Bedeutung. Trotz des weiten Begriffsverständnisses ist die Notwendigkeit einer Betroffenheit von Angelegenheiten der Gesellschaft nicht überflüssig, sondern sie stellt eine selbstständige tatbestandliche Einschränkung der Reichweite des Auskunftsrechts dar.235 Die Spruchpraxis belegt, dass das Tatbestandsmerkmal als Einschränkung des Anwendungsbereichs des § 131 nicht ohne praktische Bedeutung ist. Zutreffend ist aber, dass ein Auskunftsbegehren in der Gerichtspraxis viel seltener an der fehlenden Angelegenheit der Gesellschaft als an der fehlenden Erforderlichkeit der Auskunft oder einem Auskunftsverweigerungsrecht scheitert.236 Der Umstand, dass die Aktionärsrechte-RL keine ausdrückliche Beschränkung des Auskunftsrechts auf Angelegenheiten der Gesellschaft enthält, führt nicht zur fehlenden Konformität des Tatbestandsmerkmals mit EU-Recht (vgl auch Rdn 125).237

c)Einzelfragen
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aa) Angelegenheiten von Organmitgliedern. Persönliche Angelegenheiten von einzelnen Vorstands- oder Aufsichtsratsmitgliedern sind grundsätzlich keine Angelegenheiten der Gesellschaft. Die persönlichen Einkommensverhältnisse von Organmitgliedern sind daher keine Angelegenheit der Gesellschaft; nur wenn sie einen erheblichen Bezug zur Organtätigkeit haben, können sie zu einer Angelegenheit der Gesellschaft werden (s auch Rdn 87).238 Die Frage nach der Gesamtvergütung und auch der Vergütung der einzelnen Mitglieder von Vorstand und Aufsichtsrat betrifft nicht nur deren persönliche Angelegenheit, sondern auch eine Angelegenheit der Gesellschaft, s § 285 Nr 9 a, 10 HGB. Die Frage nach der Gesamtvergütung der nicht im Vorstand vertretenen Mitglieder eines Management-Committees betrifft ebenfalls eine Angelegenheit der Gesellschaft.239
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Fragen nach Nebentätigkeiten und Vorbildung betreffen nicht nur persönliche Angelegenheiten der einzelnen Organmitglieder, sondern zugleich Angelegenheiten der Gesellschaft:240 Sie können Rückschlüsse darauf zulassen, ob die Organmitglieder zur Übernahme ihrer Aufgaben geeignet und befähigt sind und ob sie sich ihrer Organtätigkeit hinreichend sorgfältig und intensiv widmen können (Rdn 195). Gleiches gilt für die Wahrnehmung von konzernfremden Aufsichtsratsmandaten durch ein Vorstandsmitglied,241 s für börsennotierte Gesellschaften auch § 125 Abs 1 Satz 3 und § 285 Nr 10 HGB. Auch Fragen zu den wirtschaftlichen Verhältnissen von Organmitgliedern wie die Frage nach persönlichen bzw wirtschaftlichen Verpflichtungen können im Einzelfall eine Angelegenheit der Gesellschaft betreffen.242 Die Frage nach den wirtschaftlichen Beziehungen eines Kandidaten für den Aufsichtsrat zu einem Großaktionär der Gesellschaft (quantitativer Anteil von Honorareinkünften als Rechtsanwalt) betrifft eine mittelbare Angelegenheit der Gesellschaft (s aber Rdn 215).243
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Bei der Frage nach der Teilnahme einzelner Aufsichtsratsmitglieder an Aufsichtsratssitzungen handelt es sich im Lichte von § 109 und Ziff 5.4.7.D.8 (idF 9.5.2019) DCGK um eine Angelegenheit der Gesellschaft.244 Konkrete Vorgänge in der Aufsichtsratssitzung betreffen eine Angelegenheit der Gesellschaft.245 Dennoch besteht regelmäßig kein Auskunftsrecht mangels Erforderlichkeit der Auskunft (Rdn 189) und wegen eines Auskunftsverweigerungsrechts gemäß § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 1 (Rdn 384).246 Die Frage nach persönlichen Erwägungen, Motiven und Auffassungen des Aufsichtsratsvorsitzenden oder einzelner Aufsichtsratsmitglieder im Zusammenhang mit der Beschlussfassung im Aufsichtsrat betrifft dagegen keine Angelegenheiten der Gesellschaft.247 Auch die Frage nach der persönlichen Einschätzung des Vorstandsvorsitzenden oder eines zuständigen Vorstandsmitgliedes zu etwaigen Unregelmäßigkeiten im Unternehmen oder ihrer strafrechtlichen Verantwortung in diesem Zusammenhang betrifft keine Angelegenheit der Gesellschaft.
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Die Frage nach der Kenntnis der Gesellschaft über das Vorliegen einer Strafanzeige gegen ein ehemaliges Vorstandsmitglied, das in den Aufsichtsrat gewechselt ist, betrifft jedenfalls bei Unklarheit über die Einleitung von Ermittlungen keine Angelegenheit der Gesellschaft.248 Dagegen können laufende Strafverfahren gegen Organmitglieder, sofern sie die Organtätigkeit eines Organmitglieds betreffen oder deren Ausübung beeinträchtigen können, eine mittelbare Angelegenheit der Gesellschaft sein.249 Die Kommunikation eines Vorstandsmitglieds mit seinem Strafverteidiger stellt keine Angelegenheit der Gesellschaft dar.250
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bb)Geschäftspartner. Vertragliche Beziehungen der Gesellschaft zu Dritten wie Kunden- und Lieferantenbeziehungen sind gleichzeitig unmittelbare Angelegenheiten der Gesellschaft.251 Dementsprechend sind Fragen bezüglich der Vergabe von Mandaten an eine Rechtsanwaltskanzlei sowie hinsichtlich der Bezahlung und der Genehmigung durch den Aufsichtsrat Angelegenheiten der Gesellschaft.252 Auch eine verweigerte Geschäftsbeziehung, wie zB ein Liefer- oder Bezugsboykott, kann als Gesellschaftsangelegenheit anzusehen sein.253 Dagegen handelt es sich bei Vorgängen, die sich ausschließlich in der Sphäre eines Geschäftspartners abspielen, grundsätzlich nicht gleichzeitig um eine mittelbare Angelegenheit der Gesellschaft. Anders ist nur dann zu entscheiden, wenn sich aus dem Vorgang in der Sphäre des Geschäftspartners erhebliche Auswirkungen auf die Gesellschaft ergeben.254 So kann etwa die wirtschaftliche Lage eines Geschäftspartners und ggf dessen Eigentümerstruktur zur mittelbaren Angelegenheit der Gesellschaft werden, wenn zu besorgen ist, dass der Geschäftspartner seine Verbindlichkeiten gegenüber der Gesellschaft nicht erfüllen kann.255 Auch die Kundenstruktur kann eine mittelbare Angelegenheit der Gesellschaft sein, wenn sie etwa Rückschlüsse auf eine Abhängigkeit von einzelnen Abnehmern oder Lieferanten oder eine starke geographische Fokussierung zulässt.256 Auch Mißstände bei einem Geschäftspartner (zB unzumutbare Arbeitsbedingungen) können angesichts der zunehmenden Bedeutung der corporate social responsibility (Rdn 136) zu einer eigenen Angelegenheit der Gesellschaft werden.
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Die Frage nach berufsrechtlichen Verfahren gegen den Abschlussprüfer oder nach dessen Prüfungsaufträgen bei anderen Unternehmen betrifft keine Angelegenheit der Gesellschaft, sofern sich daraus nicht erhebliche Auswirkungen auf die Gesellschaft ergeben.257 Die Frage nach den Abstimmungsempfehlungen einer Bank gegenüber ihren Depotkunden betreffend die Ausübung des Vollmachtstimmrechts bei Drittgesellschaften betrifft ebenfalls keine Angelegenheit der Gesellschaft.258
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cc)Aktionäre. Die Frage nach dem Namen von Aktionären, nach der Höhe des Aktienbesitzes oder dem Buchwert der Beteiligung von Aktionären betrifft keine Angelegenheit der Gesellschaft.259 Über das Einsichtsrecht der Aktionäre gemäß § 129 Abs 4 in der Hauptversammlung hinaus besteht keine Auskunftspflicht. Gleiches gilt für Fragen nach der Aktionärsstruktur.260 Etwas anderes gilt nur für Informationen betreffend gemäß §§ 21, 22 WpHG oder §§ 20, 21 meldepflichtige Stimmrechtsanteile, die dem Vorstand infolge der Mitteilung bekannt geworden sind. Soweit keine Kenntnis der Gesellschaft besteht, besteht auch keine Auskunftspflicht.261 Auch die Frage nach der Staatsangehörigkeit und der regionalen Struktur der Anleger betrifft keine Angelegenheit der Gesellschaft.262 Keine Angelegenheit der Gesellschaft betreffen Fragen nach der Zahl und dem Abstimmungsverhalten von Briefwählern oder nach Weisungen von Aktionären an Stimmrechtsvertreter.263 Die Frage nach der Benennnung von an dem Verkauf von Aktien interessierten Personen betrifft auch dann eine Privatangelegenheit und keine Angelegenheit der Gesellschaft, wenn es um An- und Verkaufsgespräche eines Vorstandsmitglieds in seiner Eigenschaft als Aktionär geht.264 Zu Fragen betreffend den Großaktionär s Rdn 101.
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dd)Verbundene Unternehmen. Mit der Gesellschaft verbundene Unternehmen (Rdn 107) können nicht generell der Gesellschaft selbst gleichgestellt werden. Deshalb ist die Angelegenheit eines verbundenen Unternehmens nicht stets eine Angelegenheit der Gesellschaft selbst.265 Auch die wirtschaftliche Lage eines verbundenen Unternehmens ist nicht stets gleichzeitig eine Angelegenheit der Gesellschaft im Sinne von § 131 Abs 1 Satz 1 (zur Erfassung durch § 131 Abs 1 Satz 4 s Rdn 111).266 Gleichwohl führt die enge Beziehung zwischen der Gesellschaft und einem verbundenen Unternehmen häufig dazu, dass eine unmittelbare Angelegenheit der Gesellschaft selbst betroffen ist. Insbesondere betreffen die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen zu einem verbundenen Unternehmen Angelegenheiten der Gesellschaft. Die ausdrückliche gesetzliche Regelung der Auskunftspflicht in § 131 Abs 1 Satz 2 hat lediglich klarstellenden Charakter (Rdn 106). Auch außerhalb von § 131 bestehen besondere Auskunftsrechte der Aktionäre zu verbundenen Unternehmen bei Unternehmensverträgen (§ 293g Abs 3), bei der Eingliederung (§ 319 Abs 3 Satz 4), der Umwandlung (§ 64 Abs 2 UmwG) sowie zum Konzernabschluss (§ 326) (Rdn 110). Weder § 131 Abs 1 Satz 2 noch diese besonderen Vorschriften schränken das allgemeine Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß § 131 Abs 1 Satz 1 ein. Deshalb wäre ein argumentum e contrario unrichtig, dass außerhalb dieser Vorschriften gemäß § 131 Abs 1 Satz 1 keine Auskünfte zu verbundenen Unternehmen zu erteilen sind.267
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Ein Vorgang bei einem verbundenen Unternehmen kann auch außerhalb rechtlicher und geschäftlicher Beziehungen mit der Gesellschaft von solcher Bedeutung sein, dass er zu einer mittelbaren Angelegenheit der Gesellschaft iSv § 131 Abs 1 wird.268 Ebenso wie bei anderen Vorgängen, die sich in der Sphäre eines Dritten abspielen (Rdn 83), sind nur solche Vorgänge bei einem verbundenen Unternehmen, die eine erhebliche Auswirkung auf die Gesellschaft haben, gleichzeitig Angelegenheiten der Gesellschaft.269 Auch Angelegenheiten einer 100%-Tochtergesellschaft sind nicht stets Angelegenheit der Muttergesellschaft selbst, sondern nur bei wichtigen Tochtergesellschaften oder Vorgängen mit erheblicher Auswirkung auf die Muttergesellschaft. Erheblichkeit in diesem Sinne ist bei Erreichen der Maßgeblichkeitsschwelle für die Erforderlichkeit der Auskunft iSv § 131 Abs 1 Satz 1 zu bejahen (Rdn 126, 132).270 Soweit die Gesellschaft nicht über die Information zur Auskunftserteilung verfügt, muss sie sich bei einem verbundenen Unternehmen um entsprechende Informationen bemühen (Rdn 290).
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Von einer hinreichenden Erheblichkeit ist bei allen Vorgängen auf der Ebene einer verbundenen Gesellschaft auszugehen, die den originären Bereich der Konzernleitung durch die Obergesellschaft betreffen.271 So sind alle Vorgänge auf der Ebene von verbundenen Unternehmen, die der konzernweiten Unternehmensplanung, Koordination, Kontrolle und Besetzung der Führungsstellen zuzuordnen sind, gleichzeitig Angelegenheiten der (Ober-)Gesellschaft. Deshalb betrifft die Bestellung zum Vorstandsvorsitzenden einer wesentlichen Vertriebsgesellschaft durch den Aufsichtsrat der Tochtergesellschaft eine unmittelbare Angelegenheit der Gesellschaft.272 Ebenso können Fragen nach den (Gesamt-)Bezügen von Vorständen verbundener Unternehmen eine Angelegenheit der Gesellschaft betreffen.273
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Auch Compliance-Verstöße auf der Ebene einer wesentlichen Tochtergesellschaft können eine Angelegenheit der Obergesellschaft sein, wenn insoweit ein Verstoß gegen eine konzernweite Überwachungspflicht in Rede steht.274 Ebenso können Informationen oder Tatsachen auf der Ebene einer Tochtergesellschaft eine eigene Angelegenheit der Obergesellschaft sein, wenn sie bei letzterer eine kurserhebliche Insiderinformation begründen (Art 17 MAR).275 Die tatsächliche Befassung der Konzernspitze mit Angelegenheiten eines wesentlichen Tochterunternehmens ist dagegen ebenso wenig ausreichend zur Begründung einer eigenen Angelegenheit276 wie die bloße Existenz von Doppelmandaten bei angenommener Kenntnis als Organmitglied der Tochtergesellschaft von wesentlichen Vorfällen.277
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Für die Beurteilung ist auch die Intensität der Unternehmensverbindung zwischen der Gesellschaft und ihren Tochtergesellschaften von Bedeutung.278 Bei der intensivsten Form der Konzernbeziehung aufgrund Eingliederung wird durch § 326 klargestellt, dass eine Angelegenheit der eingegliederten Gesellschaft stets eine Angelegenheit der Gesellschaft ist. Auch beim Bestehen eines Unternehmensvertrages sind Angelegenheiten verbundener Unternehmen angesichts der Verlustausgleichspflicht gemäß § 302 unmittelbare Angelegenheiten der Gesellschaft, sofern es sich nicht um unbedeutende Tochtergesellschaften mit unwesentlichem Verlustrisiko handelt.279
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Bei faktischen Konzernbeziehungen werden Vorgänge auf der Ebene der Tochtergesellschaft wie größere Einzelverluste nicht ohne weiteres gleichzeitig zur Angelegenheit der Obergesellschaft. Rechtliche und geschäftliche Beziehungen zu einer Tochtergesellschaft sind allerdings stets unmittelbare Angelegenheiten der Gesellschaft (Rdn 93), s auch § 131 Abs 1 Satz 2 (Rdn 108). Die Veranlassung von Nachteilen bei der Tochtergesellschaft begründet einen Anspruch gegen die Gesellschaft auf Nachteilsausgleich gemäß §§ 311, 317, so dass Fragen zu nachteiligen Maßnahmen und Einzelgeschäften eine unmittelbare Angelegenheit der Gesellschaft betreffen.280 Deshalb können auch Fragen nach Konzernumlagen eine Angelegenheit der Gesellschaft betreffen.281
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Das Auskunftsrecht des Aktionärs einer abhängigen AG über Beziehungen zu einem herrschenden Unternehmen wird nicht durch die Pflicht zur Erstellung eines Abhängigkeitsberichts (§ 312) eingeschränkt.282 Der Abhängigkeitsbericht kann schon deshalb nicht eine Information der Aktionäre über Beziehungen und Vorgänge im Verhältnis zum herrschenden Unternehmen ersetzen, weil er nur durch den Abschlussprüfer und den Aufsichtsrat zu prüfen ist und den Aktionären gegenüber nicht offen gelegt wird. Gegenüber den Aktionären ist der Abhängigkeitsbericht nicht offenlegungspflichtig; deshalb kann der Inhalt des Abhängigkeitsberichts auch nicht zum Gegenstand eines Auskunftsverlangens gemacht werden.283
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Für die Beurteilung des Vorliegens einer Angelegenheit der Gesellschaft kann es auch eine Rolle spielen, ob die Gesellschaft eine unternehmensleitende Holding ist oder ob sie selbst ein operatives Geschäft wahrnimmt. Im ersteren Fall sind Vorgänge bei verbundenen Unternehmen eher auch Angelegenheiten der Holding-Gesellschaft, deren Unternehmensgegenstand gerade in der Leitung der Tochtergesellschaften besteht.284 Besteht der Unternehmensgegenstand einer Gesellschaft fast ausschließlich aus einer Mehrheitsbeteiligung an einer operativ tätigen Gesellschaft, so gehören die für die Bewertung dieser operativen Gesellschaft wesentlichen Umstände (hier: Umsatz, Eigenkapital, Ergebnis des letzten Geschäftsjahres) zu den Angelegenheiten der Gesellschaft.285 Schließlich kann für die Beurteilung, ob eine Angelegenheit einer Tochtergesellschaft zugleich eine Angelegenheit der Muttergesellschaft ist, auch der Grad der Konzernstufung eine Rolle spielen. Bei einer unmittelbaren Tochtergesellschaft wird eher eine unmittelbare Auswirkung auf die Muttergesellschaft bestehen als bei einer über viele Konzernstufen vermittelten Beteiligungsgesellschaft.286
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Fragen über Anteile von verbundenen Unternehmen an börsennotierten Aktiengesellschaften in Höhe von mindestens 3% erreichen die Erheblichkeitsschwelle und betreffen damit eine mittelbare Angelegenheit der (Ober-)Gesellschaft (Rdn 94).287 Ein Aktionär der Obergesellschaft darf Auskunft über gemäß § 21 WpHG offenlegungspflichtige Stimmrechtsanteile der Tochter an anderen Gesellschaften erwarten (Rdn 31). Dagegen kann die Erheblichkeitsschwelle nicht an absoluten Wertgrenzen festgemacht werden, sondern es kommt in jedem Einzelfall auf die Auswirkungen auf die konkrete Gesellschaft an. Ein Wert von EUR 50 Mio. kann im Einzelfall die Erheblichkeitsschwelle bei weitem überschreiten, bei Großunternehmen mit Milliardenumsätzen und entsprechenden Bilanzsummen jedoch so wenig ins Gewicht fallen, dass eine Angelegenheit bei einer verbundenen Gesellschaft nicht bereits zur mittelbaren Angelegenheit der Gesellschaft wird288 (Rdn 94, 168).
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Angelegenheiten eines herrschenden Unternehmens oder von Schwestergesellschaften sind nicht im gleichen Maße mittelbare Angelegenheiten der Gesellschaft wie Vorgänge auf der Ebene einer Tochtergesellschaft.289 Anders ist die Beurteilung, wenn sie für deren Bestands-, Vermögens-, Gewinn- und Marktinteressen von Bedeutung sind.290 Rechtliche und geschäftliche Beziehungen zur Muttergesellschaft oder zu einer Schwestergesellschaft sind stets unmittelbare Angelegenheiten der Gesellschaft (Rdn 93, 110). Auch die Frage nach Sachverhalten, die einen Anspruch der Gesellschaft auf Nachteilsausgleich gemäß §§ 311, 317 gegen die Muttergesellschaft begründen können, betrifft eine eigene Angelegenheit der (abhängigen) Gesellschaft (Rdn 97). Eine unmittelbare Angelegenheit der Gesellschaft betreffen auch deren Geschäfte mit Mitgliedern der Verwaltung der herrschenden Gesellschaft.291
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Der Buchwert der Beteiligung des Großaktionärs an der Gesellschaft betrifft grundsätzlich keine Angelegenheit der Gesellschaft selbst.292 Die Frage, wann der Großaktionär zuletzt Aktien der Gesellschaft zu welchem bestimmtem Preis gekauft hat, betrifft grundsätzlich keine Angelegenheit der Gesellschaft (Rdn 103, 240).293 Persönliche Angelegenheiten eines Großaktionärs können nur dann Angelegenheiten der Gesellschaft sein, wenn erhebliche Auswirkungen auf die Gesellschaft möglich sind.294
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Keine Angelegenheiten der Gesellschaft sind Vorgänge auf der Ebene eines Mehrheits- oder Hauptaktionärs, die sich nicht gleichzeitig auf die Gesellschaft erheblich auswirken. Fragen nach der Bonität oder Solvenz des Hauptaktionärs im Zusammenhang mit einem Squeeze out betreffen ebenso wenig eine Angelegenheit der Gesellschaft295 wie Fragen nach der Kapitalausstattung eines Kreditinstituts, das gegenüber dem Hauptaktionär eine Gewährleistung für die Erfüllung der Barabfindungsansprüche der außenstehenden Aktionäre gemäß § 327b Abs 3 übernommen hat.296 Nur bei Anhaltspunkten für eine Gefährdung der Zahlung der angemessenen Barabfindung kann sich eine Auswirkung auf die Gesellschaft ergeben, weil sie einen Squeeze out dann nicht unterstützen dürfte. Ebenso wenig betreffen im Rahmen eines Squeeze out Fragen nach dem Buchwert der Gesellschaft bei dem Hauptaktionär oder nach dem letzten Jahresabschluss des Hauptaktionärs eine Angelegenheit der Gesellschaft (Rdn 244).297
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Fragen nach einem Bescheid der BaFin und nach dem zugrunde liegenden Befreiungsantrag eines Großaktionärs sowie nach einem in diesem Zusammenhang von dem Großaktionär eingeholten Sanierungsgutachten betreffen keine Angelegenheit der Gesellschaft.298 Ebenso wenig betrifft die Frage, wann die Hauptaktionärin sich zur Hauptversammlung angemeldet hat, eine Angelegenheit der Gesellschaft.299 Keine Angelegenheiten der Gesellschaft sind Gewinne von nicht mit dem Großaktionär verbundenen Unternehmen aus Geschäften mit dem Großaktionär. So betrifft die Frage nach Gewinnen von Drittgesellschaften aus Derivatgeschäften, die diese mit wesentlichen Aktionären der Gesellschaft abgeschlossen hat, selbst dann keine Angelegenheit der Gesellschaft, wenn die Derivatgeschäfte zwischen der Gesellschaft und ihren Großaktionären abgesprochen sein sollten.300

2.Beziehungen zu verbundenen Unternehmen (§ 131 Abs 1 Satz 2)
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a)Bedeutung. Gemäß § 131 Abs 1 Satz 2 erstreckt sich die Auskunftspflicht auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen. Die Ausdehnung auf verbundene Unternehmen ist ausweislich der Gesetzesmaterialien erforderlich, weil die Kenntnis der Beziehungen zu allen verbundenen Unternehmen für die Beurteilung der Lage der Gesellschaft wesentlich sei.301 Die Beschränkung auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen zu einem verbundenen Unternehmen soll klarstellen, dass sich das Auskunftsrecht nicht auf die Lage der verbundenen Unternehmen erstreckt. Sofern ein Vorgang bei einem verbundenen Unternehmen allerdings so bedeutungsvoll ist, dass er die Lage der Gesellschaft beeinflussen kann, besteht zwar kein Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs 1 Satz 2, wohl aber gemäß § 131 Abs 1 Satz 1, weil es sich dann um eine Angelegenheit der Gesellschaft handelt (Rdn 94).302
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Die Regelung des § 131 Abs 1 Satz 2 ist nicht als Einschränkung des § 131 Abs 1 Satz 1 zu verstehen. Die begehrte Auskunft nach den rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu ihren verbundenen Unternehmen, aber auch zu Drittunternehmen, ist zugleich eine Angelegenheit der Gesellschaft iSv § 131 Abs 1 Satz 1 (Rdn 90, 93). Die Regelung des § 131 Abs 1 Satz 2 bedeutet umgekehrt auch keine Erweiterung des Auskunftsrechts gemäß § 131 Abs 1 Satz 1. Insbesondere unterliegt auch die Auskunftspflicht gemäß § 131 Abs 1 Satz 2 der sich aus Satz 1 ergebenden Beschränkung, wonach nur insoweit Auskunft zu geben ist, wie dies zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstandes der Tagesordnung erforderlich ist. Die Vorschrift des § 131 Abs 1 Satz 2 hat demnach insgesamt nur deklaratorische Bedeutung.303
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b)Verbundene Unternehmen. Der Begriff des verbundenen Unternehmens iSv § 131 Abs 1 Satz 2 entspricht demjenigen des § 15. Neben unmittelbaren und mittelbaren Tochtergesellschaften der Gesellschaft sind auch deren Schwestergesellschaften sowie mittelbare und unmittelbare Obergesellschaften und wechselseitig beteiligte Unternehmen (§ 19) oder der andere Vertragsteil eines Unternehmensvertrags (§§ 291, 292) erfasst.304 Einer Ausdehnung des Begriffes des verbundenen Unternehmens über die Legaldefinition des § 15 hinaus auch auf maßgebliche Minderheitsbeteiligungen bedarf es nicht,305 zumal auch in solchen Fällen eine Angelegenheit der Gesellschaft iSv § 131 Abs 1 Satz 1 betroffen sein kann. Lediglich schuldrechtliche Abreden der Gesellschaft mit einem Drittunternehmen, wie zB ein Lizenzvertrag, begründen keine Beziehung zwischen verbundenen Unternehmen und damit auch kein Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs 1 Satz 2.306 Auch die Beziehung der Gesellschaft oder ihres Mehrheitsaktionärs zu stillen Gesellschaftern ist nicht von § 131 Abs 1 Satz 2 erfasst.307
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c)Rechtliche und geschäftliche Beziehungen. Unter rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen im Sinne des § 131 Abs 1 Satz 2 sind alle Umstände zu verstehen, die die Beziehung der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen begründen oder ausgestalten.308 Hierunter fallen etwa der Umfang des Beteiligungsbesitzes an einem verbundenen Unternehmen, personelle Verflechtungen, die Entwicklung der gegenseitigen Beziehungen durch etwaige Unternehmensverträge und der Abschluss und Inhalt von sonstigen Verträgen aller Art mit verbundenen Unternehmen.309 Erfasst sein können etwa wesentliche Aspekte von Service-Agreements und Kooperationsverträgen mit der Muttergesellschaft,310 die vom herrschenden Unternehmen berechneten Vertriebskosten,311 die Höhe von Konzernumlagen312 oder die Tatsache einer Mithaftung für verbundene Unternehmen.313 Von § 131 Abs 1 Satz 2 gedeckt ist auch die Frage, ob die Abrechnungspreise für Rohöl zwischen einer Muttergesellschaft und ihrer Tochter die Marktpreise übersteigen.314 Eine geschäftliche Beziehung der Gesellschaft zu der Muttergesellschaft betrifft auch die Frage, ob die Muttergesellschaft Geschäftschancen der Gesellschaft (corporate opportunities) für sich selbst ausgenutzt hat.
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Wie sich schon aus den Gesetzesmaterialien ergibt, ist mit rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen iSv § 131 Abs 1 Satz 2 nicht die wirtschaftliche Lage der verbundenen Unternehmen erfasst (Rdn 105); ein Anspruch aus Auskunft hierüber kann sich im Einzelfall bei Erreichen der Erheblichkeitsschwelle aus § 131 Abs 1 Satz 1 ergeben, da dann gleichzeitig eine Angelegenheit der Gesellschaft selbst betroffen ist (Rdn 94).315 Zudem besteht ein Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs 1 Satz 4 zur Lage des Konzerns (Rdn 111).
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d) Spezielle Auskunftsrechte zu verbundenen Unternehmen. Außerhalb von § 131 Abs 1 Satz 2 und dem allgemeinen Auskunftsanspruch gemäß § 131 Abs 1 Satz 1 bestehen eine Reihe von spezialgesetzlichen Auskunftsansprüchen der Aktionäre zu verbundenen Unternehmen. So bestehen Auskunftsrechte im Zusammenhang mit dem Abschluss und der Änderung eines Unternehmensvertrages (§ 293g Abs 3, § 295 Abs 2 Satz 3), im Zusammenhang mit und infolge einer Eingliederung (§ 319 Abs 3 Satz 4, § 320 Abs 4 Satz 3, § 326) sowie anlässlich einer Verschmelzung (§ 64 Abs 2 UmwG) oder einer Spaltung (§ 125 UmwG). Diese speziellen Auskunftsrechte schränken den Auskunftsanspruch des § 131 nicht ein und stellen – mit Ausnahme des § 326 – auch keine Erweiterung des § 131 dar, sondern haben lediglich klarstellenden Charakter (Rdn 25).

3.Lage des Konzerns und konsolidierter Unternehmen (§ 131 Abs 1 Satz 4)
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a)Bedeutung. Gemäß § 131 Abs 1 Satz 4 erstreckt sich die Auskunftspflicht in der Hauptversammlung, der der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht vorgelegt werden, auch auf die Lage des Konzerns und der Unternehmen, welche in den Konzernabschluss einbezogen sind. Die Vorschrift wurde 2002 durch das TransPuG eingefügt und ersetzt den nahezu wortgleichen § 337 Abs 4 aF.316 Die Auskunftspflicht des Vorstands eines Mutterunternehmens (§ 290 Abs 1, 2 HGB) wird durch § 131 Abs 1 Satz 4 inhaltlich erweitert.317 Die Lage des Konzern und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen ist gemäß § 131 Abs 1 Satz 1, 2 nur dann als Angelegenheit der Gesellschaft erfasst, wenn sie erhebliche Bedeutung für die Bedeutung selbst hat (Rdn 83, 94, 109). Abgesehen von dieser Erweiterung besteht auch gemäß § 131 Abs 1 Satz 4 nur dann eine Auskunftsverpflichtung, wenn die übrigen Tatbestandsvoraussetzungen des § 131 erfüllt sind. Die verlangte Auskunft muss deshalb iSv § 131 Abs 1 Satz 1 zur sachgerechten Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich sein.318 Auch das Auskunftsverweigerungsrecht des § 131 Abs 3 gilt uneingeschränkt, und zwar gleichermaßen bezüglich der in die Konsolidierung einbezogenen Einzelabschlüsse wie für den Konzernabschluss selbst.319 Die Gegenausnahmen in § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 3 und 4 bei Feststellung des Jahresabschlusses durch die Hauptversammlung sind jedoch nicht einschlägig.320
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b)Anwendungsbereich. Erfasst sind von § 131 Abs 1 Satz 4 alle gemäß §§ 294, 296 HGB voll konsolidierten Unternehmen. Darüber hinaus erstreckt sich der Anwendungsbereich auch auf quotenkonsolidierte Unternehmen (§ 310 HGB), nicht aber auf assoziierte Unternehmen iSd §§ 311 f HGB.321 Im letzteren Fall kann nur bei Erreichen der Erheblichkeitsschwelle eine Angelegenheit der Gesellschaft gemäß § 131 Abs 1 Satz 1 betroffen sein (Rdn 83). Über den Wortlaut hinausgehend sind von § 131 Abs 1 Satz 4 alle Unternehmen erfasst, die gesetzlich in den Konzernabschluss einzubeziehen sind, auch wenn sie pflichtwidrig nicht einbezogen wurden.322
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Die Auskunftspflicht des § 131 Abs 1 Satz 4 gilt nur in der Hauptversammlung, der der Konzernabschluss und der Konzernlage vorgelegt werden; sie gilt damit nur für die ordentliche Hauptversammlung der konsolidierungspflichtigen Muttergesellschaft; für außerordentliche Hauptversammlungen, in denen der Konzernabschluss nicht vorgelegt wird, kommen Auskünfte zur Lage der Konzerns und der in den Konzernabschluss einzubeziehenden Unternehmen nur bei Erreichen der Erheblichkeitsschwelle des § 131 Abs 1 Satz 1 in Betracht (Rdn 94, 132), wobei zusätzlich die Erforderlichkeit der Auskunft zur Beurteilung eines konkreten Tagesordnungspunktes zweifelhaft sein kann (Rdn 154 ff).323 Ist die Muttergesellschaft nicht konsolidierungspflichtig, weil sie gemäß §§ 341i, 291 HGB wegen Aufstellungen des Konzernabschlusses durch die Konzerngroßmutter befreit ist, so greift § 131 Abs 1 Satz 4 in der ordentlichen Hauptversammlung der Muttergesellschaft nicht; entsprechende Auskünfte können dann nur bei Erreichen der Erheblichkeitsschwelle (Rdn 94) für eine Angelegenheit der Muttergesellschaft selbst gemäß § 131 Abs 1 Satz 1 verlangt werden.324
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c)Lage. Auskünfte zur Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Gesellschaften betreffen nicht nur einen groben Gesamtüberblick über die geschäftliche Entwicklung des Konzerns und der Unternehmen insgesamt, sondern auch Jahresergebnisse der in den Konzern einbezogenen Unternehmen.325 Allerdings besteht keine Verpflichtung zu Auskünften über alle Einzelergebnisse von Konzerngesellschaften, sondern es müssen Vorgänge von Bedeutung für die Gesellschaft selbst betroffen sein.326 Erfasst sind danach nur solche Auskünfte, die unter Beachtung der Bilanzdimension der näheren Erläuterung bedeutender Bilanzansätze und Geschäftsvorfälle bzw dem Vergleich mit den Ergebnissen der Vorjahre dienen oder die für die Beurteilung der Ertragslage der Gesellschaft selbst wesentlich sind (Rdn 94, 109).

4.Vorlage des vollständigen Jahresabschlusses (§ 131 Abs 1 Satz 3)
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a)Normzweck, praktische Bedeutung. Macht eine kleine bzw. mittelgroße Gesellschaft iSv § 267 Abs 1, 2 HGB von der Möglichkeit der Aufstellung eines abgekürzten Jahresabschlusses gemäß § 266 Abs 1 Satz 3 HGB, § 276 HGB oder § 288 HGB Gebrauch, so kann jeder Aktionär verlangen, dass ihm in der Hauptversammlung über den Jahresabschluss der vollständige Jahresabschluss vorgelegt wird, § 131 Abs 1 Satz 3. Die Vorschrift ist im Rahmen des Bilanzrichtliniengesetzes327 angefügt worden. Durch die Aktienrechtsnovelle 2016 wurde das redaktionelle Versehen beseitigt, dass ursprünglich auf § 266 Abs 1 Satz 2 HGB (statt Satz 3) abgestellt wurde.328 § 131 Abs 1 Satz 3 soll dem Umstand Rechnung tragen, dass ein abgekürzter Jahresabschluss keine vollständige Rechenschaft enthält. Die Gesellschafter sollen in die Lage versetzt werden, die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage ihrer Gesellschaft beurteilen zu können.329 Die Regelung des § 131 Abs 1 Satz 3 hat nur geringe praktische Bedeutung,330 weil Aktiengesellschaften typischerweise die Merkmale auch von mittelgroßen Kapitalgesellschaften des § 267 Abs 2 HGB überschreiten und als große Kapitalgesellschaften nicht die Möglichkeit zur Erstellung eines abgekürzten Jahresabschlusses haben.
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b)Anspruchsvoraussetzungen. Voraussetzung für einen Anspruch gemäß § 131 Abs 1 Satz 3 ist, dass eine der Erleichterungen für kleine und mittelgroße Kaitalgesellschaften für die Aufstellung der Bilanz (§ 266 Abs 1 Satz 3 HGB), die Aufstellung der Gewinn- und Verlustrechnung (§ 276 HGB) oder für den Anhang (§ 288 HGB) in Anspruch genommen wird; eine kumulative Inanspruchnahme dieser Erleichterungen ist nicht erforderlich.331 Der Anspruch auf Vorlage des vollständigen Jahresabschlusses besteht ausschließlich, aber auch stets in der Hauptversammlung, die sich mit dem Jahresabschluss zu befassen hat, also in der ordentlichen Hauptversammlung. Nicht erforderlich ist, dass die Hauptversammlung den Jahresabschluss selbst feststellt.332 Die Anspruchsvoraussetzungen entsprechen – mit wesentlichen Ausnahmen (Rdn 118) – den allgemeinen Anforderungen an das Auskunftsrecht des § 131 Abs 1. Ebensowenig wie dort ist für den Anspruch gemäß § 131 Abs 1 Satz 3 die vorherige Ankündigung des Verlangens auf Vorlage durch den Aktionär erforderlich333 (Rdn 70).
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Ein analoge Anwendung von § 131 Abs 1 Satz 3 auf Fälle, in denen die Gesellschaft von anderen gesetzlichen Erleichterungen als denen nach § 266 Abs 1 Satz 3, § 276 oder § 288 HGB Gebrauch macht (zB nach § 286, § 291 HGB), kommt mangels vergleichbaren Informationsbedürfnisses der Aktionäre nicht in Betracht. Unberührt bleibt ein etwaiger Anspruch gemäß § 131 Abs 1 Satz 1 bei Erforderlichkeit der Auskunft zur Beurteilung der Tageordnung.334 Dagegen ist (erst recht) ein Anspruch gemäß § 131 Abs 1 Satz 3 (analog) in Fällen zu bejahen, in denen die Gesellschaft ohne gesetzliche Grundlage einen unvollständigen Jahresabschluss erstellt.335 Ebenso liegt eine analoge Anwendung des § 131 Abs 1 Satz 3 in Fällen nahe, in denen eine Kleinstgesellschaft (§ 267a HGB) von den gesetzlichen Erleichterungen zur Aufstellung eines Jahresabschlusses gemäß § 264 Abs 1 Satz 4 HGB Gebrauch macht.336
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§ 131 Abs 1 Satz 3 fordert nicht, dass die Vorlage des vollständigen Jahresabschlusses gemäß § 131 Abs 1 Satz 1 zur Beurteilung der Tagesordnung erforderlich sein muss. Eine solche Erforderlichkeit ist ohnehin gegeben, weil die bilanzrechtliche Publizität einen Standard auch für die Informationen setzt, die ein Aktionär gemäß § 131 erwarten darf (Rdn 31). Erleichterungen für kleine oder mittelgroße Gesellschaften bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ändern nichts am Inforamationsbedürfnis der Aktionäre gemäß § 131 über den vollständigen Jahresabschluss.337 Eine Auskunftsverweigerung nach § 131 Abs 3 Satz 1 ist ausgeschlossen.338
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c)Anspruchsinhalt. § 131 Abs 1 Satz 3 gewährt einen Anspruch des Aktionärs auf Vorlage eines vollständigen Jahresabschlusses in der Hauptversammlung. Dieser Anspruch beinhaltet lediglich eine besondere, genauere Art der Auskunft.339 Die Besonderheit besteht darin, dass die Auskunft nicht mündlich zu erteilen ist, sondern durch Vorlage eines schriftlichen Dokuments. Die Gesellschaft muss sich durch Vorhalten einer ausreichenden Anzahl von Exemplaren des vollständigen Jahresabschlusses auf die Erfüllung ihrer Verpflichtung gemäß § 131 Abs 1 Satz 3 vorbereiten.340 Der Anspruch auf Vorlage schließt den Erhalt einer Abschrift oder Kopie ein. Angesichts des klaren Wortlautes des § 131 Abs 1 Satz 3 wird man es grundsätzlich (Rdn 120) nicht genügen lassen können, dass die Gesellschaft dem Aktionär nur die im abgekürzten Jahresabschluss fehlenden Angaben vorlegt.341 Der Anspruch des § 131 Abs 1 Satz 3 kann gemäß § 132 durchgesetzt342 oder zum Gegenstand einer Anfechtungsklage wegen Verletzung des Auskunftsrechts gemacht werden.
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Neben dem Anspruch auf Vorlage eines Jahresabschlusses in nicht abgekürzter Form gemäß § 131 Abs 1 Satz 3 ist ein inhaltsgleicher Anspruch auf mündliche Auskunft gemäß § 131 Abs 1 Satz 1 ausgeschlossen. Wird in der Hauptversammlung ein Jahresabschluss in nicht abgekürzter Form gemäß § 131 Abs 1 Satz 3 vorgelegt, ist der Anspruch des die Auskunft begehrenden Aktionärs erfüllt.343 Wird ein Jahresabschluss entgegen der Verpflichtung aus § 131 Abs 1 Satz 3 nicht vorgelegt, kann der Aktionär aber nach eigener Wahl eine entsprechende Auskunft in mündlicher Form begehren.344 Verlangt ein Aktionär von vornherein statt einer Vorlage des Jahresabschlusses in nicht abgekürzter Form eine mündliche Auskunft, so wäre es ein unnötiger Formalismus, der Gesellschaft, die sich darauf einlässt, die Möglichkeit einer Erfüllung durch mündliche Auskunft zu versagen und stattdessen die Vorlage des vollständigen schriftlichen Jahresabschlusses zu verlangen.345 Die Gesellschaft kann aber grundsätzlich nicht den Anspruch auf Vorlage gemäß § 131 Abs 1 Satz 3 durch eine mündliche Auskunft erfüllen (Rdn 119).346 Sofern es nur um wenige Positionen des Anhangs geht, deren mündliche Mitteilung ein Aktionär leicht nachvollziehen kann, dürfte aber kein schutzwürdiges Interesse eines Aktionärs auf gerichtliche Durchsetzung einer schriftlichen Vorlage eines vollständigen Jahresabschlusses gemäß § 131 Abs 1 Satz 3 bestehen.347


IV.Erforderlichkeit der Auskunft

1.Bedeutung
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a)Normzweck. Die Auskunftspflicht ist auf solche Auskünfte beschränkt, die zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstandes der Tagesordnung erforderlich sind. Die Notwendigkeit der Erforderlichkeit der Auskunft soll Missbräuche des Auskunftsrechts verhindern und einen ordnungsgemäßen Ablauf der Hauptversammlung gewährleisten. Die Hauptversammlung soll nicht durch Fragen gestört werden, die zwar mit dem Gegenstand der Verhandlung im Zusammenhang stehen, deren Beantwortung jedoch nicht nötig ist, um ihn sachgemäß zu beurteilen.348 Nach § 112 Abs 1 Satz 1 AktG 1937 genügte es dagegen, dass die begehrte Auskunft mit dem Gegenstand der Verhandlung im Zusammenhang stand. Für die dementsprechend seinerzeit geübte großzügige Auslegung349 besteht im Hinblick auf die vom Gesetzgeber mit dem Merkmal der Erforderlichkeit beabsichtigte Einschränkung des Auskunftsrechts kein Raum mehr (Rdn 127).
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b)Praktische Bedeutung. Das Merkmal der Erforderlichkeit ist – neben Maßnahmen zur Beschränkung des Rede- und Fragerechts durch den Versammlungsleiter gemäß § 131 Abs 2 Satz 2 (Rdn 291) – ein wesentlicher Filter zur Abwicklung der Hauptversammlung in einem angemessenen zeitlichen Rahmen. Dennoch ist dieses vom Gesetzgeber mit dem begrenzenden Tatbestandsmerkmal der Erforderlichkeit verfolgte Ziel in der Hauptversammlungspraxis nach wie vor nicht vollständig erreicht worden. Das Auskunftsrecht wird immer noch zu häufig für nicht an den Tagesordnungspunkten der Hauptversammlung orientierte oder bis ins Detail gehende Fragen genutzt (Rdn 35, 39). Die Verwaltung vieler Gesellschaften ist dennoch bei der Beantwortung der Aktionärsfragen großzügig, weil sie die Konfrontation mit den Aktionären scheut und in der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit für die Prüfung der Erforderlichkeit einer Vielzahl von Fragen sowie der nicht immer klaren rechtlichen Beurteilung der Erforderlichkeit (Rdn 156) keine rechtlichen Risiken eingehen will.350 Immerhin gibt es bei großen Hauptversammlungen erste Anzeichen für eine restriktivere Linie bei der Fragenbeantwortung mit Blick auf die fehlende Erforderlichkeit von Auskünften.351
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Ihre eigentliche Bedeutung erlangt die Erforderlichkeit der Auskunft in der Gerichtspraxis. Dort scheitern entsprechende Rügen der Aktionäre einer Verletzung ihres Auskunftsrechts in Anfechtungsverfahren und Verfahren gemäß § 132 am häufigsten daran, dass die Erforderlichkeit der Auskunft verneint wird (Rdn 132 ff). Das Tatbestandsmerkmal der Erforderlichkeit der Auskunft hat damit große Bedeutung für die Begrenzung des Auskunftsrechts.352
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c)Vereinbarkeit mit der Aktionärsrechterichtlinie. Die Aktionärsrechte-RL353 gewährleistet in Art 9 für börsennotierte Gesellschaften354 ein Auskunftsrecht der Aktionäre. Eine ausdrückliche Einschränkung auf zur sachgemäßen Beurteilung eines Tagesordnungspunktes erforderliche Informationen findet sich nicht. Der Gesetzgeber hat im Rahmen der Umsetzung der Aktionärsrechte-RL durch das ARUG355 keine Veranlassung zu einer Änderung des § 131 im Allgemeinen sowie des Merkmals der Erforderlichkeit gemäß § 131 Abs 1 Satz 1 im Besonderen gesehen. Dem gegenüber wurde in der Literatur vereinzelt aus Art 9 Abs 1 Aktionärsrechte-RL die Notwendigkeit einer richtlinienkonformen einschränkenden Auslegung der Erforderlichkeit der Auskunft im Sinne eines bloßen Bezuges zur Tagesordnung gefolgert.356
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Der BGH hat in Übereinstimmung mit der hL zu Recht die Vereinbarkeit der Erforderlichkeit der Auskunft gemäß § 131 Abs 1 Satz 1 mit der Aktionärsrechte-RL festgestellt.357 Zwar lässt sich die Erforderlichkeit der Auskunft nicht auf Art 9 Abs 1 Aktionärsrechte-RL stützen, da es insoweit genügt, dass eine Frage zu einem Punkt der Tagesordnung gestellt wird, was sachlich der großzügigeren Regelung des § 112 Abs 1 Satz 1 AktG 1937 entspricht (Rdn 121).358 Auch die Entstehungsgeschichte der Aktionärsrechte-RL und deren auf börsennotierte Gesellschaften beschränkter Anwendungsbereich lassen keine Rückschlüsse auf die Zulässigkeit einer Beschränkung der Auskunft im Sinne einer Erforderlichkeit zu.359 Das einschränkende Tatbestandsmerkmal der Erforderlichkeit ist aber eine zulässige Maßnahme zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Vorbereitung und eines ordnungsgemäßen Ablaufes der Hauptversammlung im Sinne von Art 9 Abs 2 Aktionärsrechte-RL. Dabei handelt es sich nicht nur um Maßnahmen organisatorischer Art (§ 131 Abs 2 Satz 2), sondern es sind auch Maßnahmen erfasst, die wie die Erforderlichkeit der Auskunft Missbräuche des Auskunftsrechts verhindern und einen ordnungsgemäßen Ablauf der Hauptversammlung gewährleisten sollen (Rdn 121).360 Der BGH hat daraus abgeleitet, dass die Erforderlichkeit der Auskunft offenkundig ein geeignetes und nicht über das erforderliche Maß hinausgehendes Mittel zur Erreichung der der Aktionärsrechte-RL zugrunde liegenden Ziele ist und hat deshalb von einer Vorlage an den EuGH abgesehen.361

2.Allgemeine Grundsätze
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a)Maßstab. Für die Beurteilung der Erforderlichkeit kommt es nicht auf die subjektive Sicht des auskunftbegehrenden Aktionärs oder auf die Sicht des Vorstands als Auskunftsperson (Rdn 64) an, sondern es gilt ein objektiver Maßstab. Dieser objektive Maßstab gilt unabhängig davon, ob der eine Auskunft begehrende Aktionär eine wesentliche Beteiligung oder nur eine einzige Aktie hält.362 Abzustellen ist auf einen objektiv denkenden (Durchschnitts-)Aktionär, der die Gesellschaftsverhältnisse nur auf Grund allgemein bekannter Tatsachen kennt und deshalb die Auskunft zur Beurteilung der Tagesordnung als nicht nur unwesentliches Beurteilungselement benötigt.363 Ungeachtet dieser seit Jahrzehnten etablierten Formel wird das Tatbestandsmerkmal der Erforderlichkeit in der Literatur vielfach als unbestimmt und als wesentlicher Grund für die fehlende Rechtsicherheit in der Hauptversammlungspraxis bei der Beantwortung von Fragen (Rdn 122) kritisiert.364 Die Rechsprechung hat die Erforderlichkeit in jüngerer Zeit dahingehend konkretisiert, dass sie das Auskunftsrecht in qualitativer (Rdn 132) und quantitativer (Rdn 137) Hinsicht sowie hinsichtlich seines Detailierungsgrads (Rdn 140) begrenzt.365 Das Vorliegen der Erforderlichkeit ist vom Gericht voll überprüfbar; es besteht weder ein Beurteilungs- noch gar ein Ermessensspielraum des Vorstands (s auch Rdn 513, 515).366

127

Bei der Anwendung dieses Maßstabs bestand in Spruchpraxis und Literatur lange Unsicherheit darüber, ob relativ strenge oder eher großzügige Anforderungen gelten. In der Literatur wird zum Teil allgemein ein strenger Maßstab angelegt.367 Die Spruchpraxis wendete früher zur Beurteilung der Entlastung der Verwaltung einen strengen Maßstab der an (Rdn 174).368 Demgegenüber fanden sich auch Entscheidungen, in denen die Erforderlichkeit einer Auskunft ohne eine nähere Auseinandersetzung mit der konkreten Tagesordnung bejaht wurde.369 Dahinter steht offenbar die Erwägung, dass jedenfalls Tagesordnungspunkte wie die Vorlage des Jahresabschlusses oder die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat in weitgehendem Umfang Fragen ermöglichen.370 Weitergehend wird eine einschränkende Auslegung des Erforderlichkeitmerkmals und damit ein großzügiger Maßstab damit begründet, dass das Tatbestandsmerkmal nur der Missbrauchsvermeidung diene (Rdn 121).371 In der jüngeren Rechtsprechung finden sich demgegenüber keine Festlegungen mehr auf einen strengen oder weiten Prüfungsmaßstab der Erforderlichkeit der Auskunft. Die Gerichte konzentrieren sich vielmehr sachgerecht auf die Prüfung, ob eine Frage im Einzelfall zur Beurteilung der konkreten Tagesordnung erforderlich ist. Die neuere Spruchpraxis belegt, dass es sich letztlich um Leerformeln handelt, wenn die Erforderlichkeit der Auskunft großzügig oder streng zu handhaben sein soll (Rdn 132 ff).372
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Da auf den Standpunkt eines objektiv urteilenden Aktionärs abzustellen ist, steht der Erforderlichkeit der Auskunft nicht entgegen, dass die entsprechenden Umstände dem die Auskunft begehrenden Aktionär (nicht aber den übrigen Aktionären) bereits bekannt sind.373 Entsprechend der Funktion des Auskunftsrechts, das auch zur Meinungs- und Urteilsbildung anderer Aktionäre in der Hauptversammlung beitragen soll (Rdn 7), entfällt die Erforderlichkeit nicht schon deshalb, weil der auskunftsbegehrende Aktionär seine persönliche Entscheidung unabhängig von dieser Auskunft bereits im voraus getroffen hat. Eine Auskunft kann der Aktionär allein deshalb fordern, damit er andere Aktionäre in der Hauptversammlung „auf seine Seite ziehen“ und von seiner bereits feststehenden Entscheidung überzeugen kann.374
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b)Beurteilung der Tagesordnung. Ob und in welchem Umfang eine Auskunft erforderlich ist, kann nur im Zusammenhang mit der konkreten Tagesordnung der Hauptversammlung beurteilt und beantwortet werden (Rdn 154 ff).375 Das Auskunftsrecht ist kein Vehikel zur allgemeinen Informationsbefriedigung.376 Nicht erforderlich ist, dass der Gegenstand der Tagesordnung, zu dessen sachgemäßer Beurteilung die Auskunft verlangt wird, mit einer Beschlussfassung verbunden ist. Auch die Entgegennahme von Berichten, insbesondere die Vorlage des Jahresabschlusses als erster Tagesordnungspunkt jeder ordentlichen Hauptversammlung, berechtigt zur Einholung von Auskünften (Rdn 157).377 An die Erforderlichkeit einer Auskunft sind insoweit keine anderen Anforderungen zu stellen als bei Tagesordnungspunkten, zu denen eine Beschlussfassung der Hauptversammlung erfolgt.378 Maßgeblich für die Beurteilung ist nicht die angekündigte, sondern die tatsächlich abgehandelte Tagesordnung.
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Durch Ergänzungsanträge gemäß §§ 122 Abs 2, 124 Abs 1 sowie Anträge auf Bestellung eines Sonderprüfers (§§ 122 Abs 2, 142) kann zulässigerweise die Tagesordnung erweitert werden. Auch wenn die entsprechenden Anträge in der Hauptversammlung entsprechend dem Vorschlag der Verwaltung regelmäßig mit großer Mehrheit abgelehnt werden, können Auskünfte zur ergänzten Tagesordnung erforderlich sein.379 Wird ein Tagesordnungspunkt abgesetzt oder vertagt, so entfällt insoweit auch das Auskunftsbedürfnis.380 Durch die Stellung von Gegenanträgen gemäß § 126 wird die Tagesordnung nicht erweitert; soweit Fragen zu dem Tagesordnungspunkt, auf den sich der Gegenantrag bezieht, nicht erforderlich sind, werden sie deshalb auch nicht erforderlich zur Beurteilung des Gegenantrags.381 Werden in der Hauptversammlung Geschäftsordnungsanträge gestellt, über die eine Beschlussfassung der Hauptversammlung erforderlich ist (zB Antrag auf Vertagung der Hauptversammlung oder einzelner Tagesordnungspunkte, in Ausnahmefällen Abwahl des Versammlungsleiters, s Mülbert § 129 Rdn 119, 175, 181), so können Fragen zur Behandlung solcher Anträge erforderlich werden.
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Da die Erforderlichkeit einer Auskunft nur im Zusammenhang mit einem konkreten Tagesordnungspunkt gegeben sein kann, müssen bei einer Einzeldebatte über die Tagesordnungspunkte die hierauf bezogenen Fragen vor dem Abschluss der Stimmabgabe zum betreffenden Tagesordnungspunkt gestellt werden.382 Werden beispielsweise in einer ordentlichen Hauptversammlung zunächst die regulären Tagesordnungspunkte zur Aussprache und Abstimmung gestellt, so kann in der anschließenden Aussprache über einen Squeeze out nicht mehr eine Frage gestellt werden, die nur für die Vorlage des Jahresabschlusses und die Entlastung von Bedeutung ist (näher Rdn 243). Umgekehrt können im Rahmen der Aussprache über die Standardtagesordnungspunkte noch keine Fragen zum Squeeze out gestellt werden, sondern diese müssen ggf wiederholt werden. In der Praxis ist allerdings eine Generaldebatte zu allen Tagesordnungspunkten üblich. In einem solchen Fall genügt es, wenn die Auskunft nur für einen der Tagesordnungspunkte erforderlich ist.383
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c)Qualitative Anforderungen. Der Aktionär muss die begehrte Auskunft als nicht nur unwesentliches Beurteilungselement benötigen.384 Die Auskunft muss also ein wesentliches Element für die Beurteilung der Tagesordnung bilden.385 Die Erforderlichkeit der Auskunft setzt daher das Erreichen einer gewissen Maßgeblichkeitsschwelle voraus.386 Auch insoweit kann die Beurteilung letztlich nur im Zusammenhang mit dem konkreten Tagesordnungspunkt der Hauptversammlung erfolgen (Rdn 157 ff). Ein irgendwie gearteter loser Zusammenhang mit den Tagesordnungspunkten genügt im Unterschied zur alten Rechtslage (Rdn 121) nicht.387
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In der Rechtsprechung werden der Begriff der Erforderlichkeit des § 131 Abs 1 Satz 1 und der Begriff der Wesentlichkeit gemäß § 243 Abs 4 Satz 1 für die Anfechtbarkeit eines Hauptversammlungsbeschlusses vielfach als inhaltsgleich angesehen.388 Zwar wird bei einer Anfechtbarkeit wegen einer Auskunftspflichtverletzung gemäß § 243 Abs 4 Satz 1 auch der Tatbestand der Erforderlichkeit der Auskunft erfüllt sein; es ist aber nicht zulässig, von einer fehlenden Anfechtbarkeit mangels einer wesentlichen Informationspflichtverletzung auf die mangelnde Erforderlichkeit der Auskunft zu schließen.389 Entgegen der Rechtsprechung sollte auch nicht umgekehrt von dem Vorliegen einer erforderlichen Auskunft auf die Wesentlichkeit der Rechtsverletzung und damit die Anfechtbarkeit im Sinne von § 243 Abs 4 Satz 1 geschlossen werden. Es handelt sich bei der Wesentlichkeit des § 243 Abs 4 Satz 1 um eine zusätzliche Voraussetzung, die für die Anfechtbarkeit eines Hauptversammlungsbeschlusses wegen Informationspflichtverletzung erfüllt sein muss (Rdn 518).
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Es ist nicht notwendig, dass die Auskunft für sich genommen die Beurteilung eines Tagesordnungspunkts ermöglicht. Vielmehr können auch Auskünfte verlangt werden, die den bisherigen Kenntnisstand eines Aktionärs nur ergänzen. Deshalb ist es im Ansatz zu eng, wenn Fragen schon deshalb für nicht erforderlich gehalten werden, weil sie isoliert nicht zur an sich erstrebten Kenntnis führen.390 Fragen, deren Beantwortung das Verständnis in keiner Weise erweitern, sind allerdings nicht erforderlich.391 Ungeeignet sind außerdem Fragen, deren Beantwortung einen objektiven Durchschnittsaktionär bei der sachgemäßen Beurteilung der Tagesordnung in die Irre führen.392 Das Auskunftsrecht dient auch nicht dazu, lediglich die Grundlage für weitere Fragen zu schaffen. Ebensowenig sind in Abwesenheit unklarer oder widersprüchlicher Auskünfte Fragen erforderlich, die nur dazu dienen, die Richtigkeit einer gegebenen Antwort zu prüfen.393 Anders kann die Beurteilung sein, wenn eine weitere Frage zur Klärung von objektiv bestehenden Unklarheiten im Zusammenhang mit einer gegebenen Auskunft dient, zB bei einem Widerspruch zu anderen Auskünften, abweichenden Presseberichten oder bei mehrdeutigen Auskünften.
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Das Auskunftsrecht dient nicht zur Klärung allgemeiner Rechtsfragen eines Aktionärs. Daraus kann jedoch nicht geschlossen werden, dass eine begehrte Auskunft zur Beurteilung der Tagesordnung stets nicht erforderlich ist, wenn sie eine Rechtsfrage zum Gegenstand hat. Die rechtliche Einschätzung der Gesellschaft – etwa zur Frage der Beurteilung einer Schadenersatzverpflichtung des früheren Vorstands – kann zur Beurteilung der Entlastung dieses Vorstands erforderlich sein. Auf reine Tatsachen muss sich also eine Auskunft nicht beziehen.394 Fragen ins Blaue hinein oder spekulative Fragen mit lediglich hypothetischem Charakter, für die es an konkreten Anhaltspunkten fehlt, sind zur Beurteilung der Tagesordnung nicht erforderlich.395 Nicht erforderlich sind auch Auskünfte zu künftigen ungewissen Ereignissen, deren Eintritt nicht hinreichend wahrscheinlich ist.396 Fragen betreffend Alternativszenarien können erforderlich sein, sofern sie die Begründung betreffen, warum die Gesellschaft diese nicht für berücksichtigenswert hielt; dagegen sind Fragen zu den Auswirkungen, die sich bei Anwendung der hypothetischen Alternativszenarien ergeben hätten, nicht erforderlich (Rdn 231).397
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Es genügt auch nicht ein allgemeines öffentliches, politisches oder persönliches Interesse an einer Auskunft.398 Allerdings gewinnt die Haltung des Unternehmens zur Erreichung der Klimaziele des Pariser Abkommens, zu ethischen und sozialen Standards bei Tochtergesellschaften, Niederlassungen oder Zulieferfirmen in Drittländern, zu Rüstungsexporten oder zur Diversity zunehmende Bedeutung. Dementsprechend müssen ab dem 1.1.2017 Erklärungen nach dem Corporate Social Responsibility (CSR)-RL-Umsetzungsgesetz399 zu Umweltbelangen, Arbeitnehmerbelangen, Sozialbelangen, Achtung der Menschenrechte und Bekämpfung von Korruption entlang der Lieferkette (§§ 289b–e HGB, §§ 315b–d HGB) im Lagebericht und Konzernlagebericht oder einem gesonderten nichtfinanziellen Bericht enthalten sein. Die Erforderlichkeit von Fragen hierzu kann vorbehaltlich der Beachtung der Maßgeblichkeitsschwelle (Rdn 132) nicht mehr von vornherein abgelehnt werden.400 Zudem können erhebliche Störfälle oder Unfälle oder andere aktuelle Entwicklungen wie politische Veränderungen zusätzliche Fragen zum Engagement des Unternehmens in Drittländern oder zu Drittunternehmen entlang der Lieferkette erforderlich machen. Das allgemeine gesellschafts- und wirtschaftspolitische Interesse an der Aufdeckung der nationalen und internationalen Verflechtungen der Kapitalgesellschaften reicht jedoch nicht zur Begründung der Erforderlichkeit einer Auskunft aus.401
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d) Quantitative Grenzen. Nach der jüngeren Rechtsprechung begrenzt das Kriterium der Erforderlichkeit das Auskunftsrecht auch in quantitativer Hinsicht.402 In der Literatur wird diese Aussage zum Teil dahingehend konkretisiert, dass eine unangemessene Zahl von Fragen trotz der Erforderlichkeit der Einzelfragen die Erforderlichkeit der Fragen insgesamt entfallen lassen kann.403 Nach anderer Auffassung kann die Überschreitung einer quantitativen Grenze von Fragen nicht dazu führen, dass für sich gesehen qualitativ zur Beurteilung der Tagesordnung erforderliche Fragen nicht zu beantworten sind.404 Denkbar sei nur eine quantitative Begrenzung von Fragen unter dem Aspekt des Verstoßes gegen immanente Ausübungsschranken des Aktionärs (Rdn 443).405 Eine absolute quantitative Grenze, bei deren Überschreitung die Erforderlichkeit der Auskunft zu verneinen ist, wird in der Literatur überwiegend abgelehnt (s auch Rdn 446).406 Auch die Rechtsprechung ist hinsichtlich der Verneinung der Erforderlichkeit der Auskunft wegen der Überschreitung einer absoluten quantitativen Grenze von verlangten Auskünften zurückhaltend.407 Zudem ist Voraussetzung für die Verneinung des Auskunftsrechts, dass der Versammlungsleiter den Aktionär zunächst zur Reduzierung seiner Fragen auf eine quantitativ angemesssene Zahl aufgefordert hat (Rdn 447).408
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Zutreffend erscheint, dass die Beurteilung einer für sich gesehen qualitativ zur Beurteilung der Tagesordnung erforderlichen Frage (Rdn 132) nicht per se bei Überschreiten einer quantitativen Grenze zu einer fehlenden Erforderlichkeit der Auskunft führt. Dennoch kann der Umstand, dass eine Vielzahl von Auskünften verlangt wird, im Rahmen einer Gesamtwürdigung mit deren Detaillierungsgrad und den qualitativen Anforderungen eine fehlende Erforderlichkeit einzelner oder sogar sämtlicher begehrter Auskünfte rechtfertigen. In der Praxis treffen eine hohe Quantität der Fragen und ein hoher Detaillierungsgrad (Rdn 140) oft zusammen, weshalb es im Zusammenwirken beider Elemente zugleich an der Qualität der begehrten Auskünfte als wesentliches Element für die Beurteilung der Tagesordnung fehlen kann (Rdn 132).409
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Wird dagegen ein Vielzahl von Fragen gestellt, die – praktisch eher selten – für sich gesehen auch unter Berücksichtigung des (geringen) Detaillierungsgrades und der Maßgeblichkeitsschwelle jeweils zur Beurteilung der Tagesordnung erforderlich sind, kommt eine Begrenzung der Auskunftspflicht nur unter dem Aspekt des Übermaßverbotes in Frage (Rdn 443). Daneben besteht die Möglichkeit des Versammlungsleiters, bei übermäßiger Inanspruchnahme von Fragezeit dem Aktionär individuell das Wort zu entziehen (Rdn 336). Im Übrigen kann gemäß § 131 Abs 2 Satz 2 durch ein konsequentes Zeitmanagement mit einer verschärften Beschränkung der Rede- und Fragezeit die Möglichkeit einer hohen quantitativen Zahl von Fragen eingedämmt werden (Rdn 311).
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e) Detaillierungsgrad. Nach verbreiteter jüngerer Rechtsprechung wird das Auskunftsrecht durch das Kriterium der Erforderlichkeit auch hinsichtlich seines Detaillierungsgrads begrenzt.410 Das Auskunftsrecht dient nicht dazu, die Rechnungslegung der Gesellschaft im Detail nachvollziehen zu können (Rdn 158), eine Detailkontrolle des Verhaltens der Verwaltung zu ermöglichen (Rdn 181) oder Unternehmensbewertungen bei der Akquisition, Veräußerung oder bei in die Rechte der Aktionäre eingreifenden Grundlagen- und Strukturmaßnahmen (Unternehmensvertrag, Squeeze out, Verschmelzung) im Einzelnen nachvollziehen zu können (Rdn 235, 246, 248). Anders als bei Überschreiten der quantitativen Anforderungen (Rnd 138) kann eine Detailfrage schon für sich gesehen nicht zur Beurteilung der Tagesordnung erforderlich sein. Sie wird dann gleichzeitig die qualitativen Anforderungen an die Wesentlichkeit der für die Beurteilung der Tagesordnung erforderlichen Auskunft verfehlen (Rdn 132).
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In der Praxis werden häufig eine hohe Quantität der Fragen und ein hoher Detailierungsgrad zusammentreffen. Zudem wird für die Beurteilung zu berücksichtigen sein, ob der Aktionär zunächst weniger detaillierte Fragen gestellt hat, deren Beantwortung bereits die Beurteilung des betreffenden Tagesordnungspunktes im Großen und Ganzen ermöglicht. Weitere Detailfragen wird ein objektiv denkender Durchschnittsaktionär dann nicht mehr als wesentliches Element für die Beurteilung der Tagesordnungs benötigen. Wird beispielsweise auf die Frage eines Aktionärs zur kritischen Hinterfragung des Erwerbs einer Unternehmensgruppe die Auskunft erteilt, diese und ihre Einzelgesellschaften seien hinsichtlich ihrer Finanzlage vor Erwerb geprüft worden, so bedarf es nicht einer Auskunft über die Einzelergebnisse der mehr als 100 Tochtergesellschaften der erworbenen Unternehmensgruppe.411 Die Beurteilung hängt zudem wesentlich vom konkreten Tagesordnungspunkt und den Umständen des Einzelfalls ab. Je wesentlicher die von einer Frage betroffenen Vorgänge für die Gesellschaft sind, desto eher wird man Detailfragen für erforderlich halten können. Liegen ungewöhnliche Umstände vor wie hohe Verluste,412 hinreichend konkrete Anhaltspunkte für ein pflichtwidriges Verhalten der Verwaltung (Rdn 181) oder für nachteilige Rechtsgeschäfte mit dem Mehrheitsaktionär oder stehen ungewöhnliche Geschäfte der Gesellschaft mit einem Organmitglied in Rede (Rdn 193),413 so kann im Einzelfall ein höherer Detaillierungsgrad von Fragen zur Beurteilung erforderlich sein.
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f) Anderweitige Befriedigung des Informationsbedürfnisses. Die an sich gegebene Erforderlichkeit der begehrten Auskunft für die sachgerechte Beurteilung der Tagesordnung kann im Einzelfall entfallen, wenn dem Informationsbedürfnis des Aktionärs zu dieser Frage bereits im Vorfeld der Hauptversammlung Genüge getan worden ist. Dementsprechend wurde durch das UMAG das Auskunftsverweigerungsrecht des § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 7 eingeführt, soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens sieben Tage vor Beginn und in der Hauptversammlung durchgängig zugänglich ist (Rdn 4, 425). Andere Möglichkeiten der Befriedigung des Informationsbedürfnisses der Aktionäre außerhalb der Hauptversammlung mit der Folge eines Entfallens der Erforderlichkeit der Auskunft werden durch § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 7 nicht ausgeschlossen. Für die Beurteilung der Erforderlichkeit einer begehrten Auskunft ist zu berücksichtigen, von welchem Informationsniveau aus gefragt wird.414
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Eine Erfüllung insbesondere der aktien- und umwandlungsrechtlichen, bilanzrechtlichen oder kapitalmarktrechtlichen Informationspflichten der Gesellschaft (Rdn 24) kann dazu führen, dass diesbezügliche Fragen in der Hauptversammlung gemäß § 131 nicht (mehr) zur Beurteilung der Tagesordnung erforderlich sind.415 Allerdings kann von einem Aktionär nicht erwartet werden, dass er sämtliche die Gesellschaft betreffenden Informationen zur Kenntnis nimmt. Auch erscheint es nicht sachgerecht, den Aktionär in der Hauptversammlung darauf zu verweisen, er möge die Information einem voluminösen Prospekt entnehmen, der auf der Website der Gesellschaft allen Aktionären zugänglich gemacht worden sei. Vielmehr müssen die entsprechenden Informationen auch in der Hauptversammlung zugänglich sein und es muss ggf bei umfänglichen Dokumenten konkret auf die entsprechende Passage in der Informationsquelle verwiesen werden.416 Sind diese Vorausssetzungen erfüllt, so kann die Erforderlichkeit einer Auskunft nicht nur bei einer gesetzlich erforderlichen Information der Aktionäre bzw des Kapitalmarkts entfallen, sondern auch bei freiwilligen Informationen auf der Website durch Presseberichte etc (Rdn 34), die in der Hauptversammlung zugänglich gemacht werden.417 Auch Presseberichte können im Einzelfall dazu führen, dass Tatsachen dem objektiven Durchschnittsaktionär bekannt sind und die Wiederholung der dort berichteten Tatsachen in der Hauptversammlung zur Beurteilung der Tagesordnung nicht erforderlich ist.418
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Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die Information der Aktionäre im Geschäftsbericht, der neben den Pflichtangaben im Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang) im Lagebericht nebst Erklärung zur Unternehmensführung (einschließlich CSR-Berichtserstattung) und im Bericht des Aufsichtsrats sowie im Vergütungsbericht des § 162 idF ARUG II eine Vielzahl von zusätzlichen Informationen über das Unternehmen enthält. Soweit sich die begehrte Auskunft eines Aktionärs ohne weiteres dem in der Hauptversammlung vorliegenden Geschäftsbericht und dem Vergütungsbericht entnehmen lässt, entfällt eine sonst gegebene Erforderlichkeit der Auskunft. Ebenso fehlt es an der Erforderlichkeit, wenn in der Hauptversammlung ein Jahresabschluß in nicht abgekürzter Form gemäß § 131 Abs 1 Satz 3 vorgelegt wird, aus welchem sich eine Beantwortung des Auskunftsbegehrens ergibt.419 So enthalten etwa die Pflichtangaben im Anhang gemäß § 285 HGB mittlerweile Informationen ua zur Vergütung von Vorstand und/oder Aufsichtsrat (Nr 9, Nr 10), die früher häufig Gegenstand von Auskunftsverlangen waren (Rdn 170).
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g) Zeitliche Aspekte. Das Auskunftsrecht des Aktionärs ist grundsätzlich beschränkt auf Geschäftsvorfälle des Zeitraums, auf den sich die Hauptversammlung bezieht. Die Tagesordnungspunkte einer ordentlichen Hauptversammlung betreffen regelmäßig das abgeschlossene vorangegangene Geschäftsjahr (Rdn 157, 171, 173).
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Auskünfte über länger zurückliegende Vorfälle müssen nur gegeben werden, wenn und soweit sie sich gerade in dem betreffenden Geschäftsjahr ausgewirkt haben, wenn diese erst in dem betreffenden Geschäftsjahr bekanntgeworden sind oder wenn Gesichtspunkte bekannt werden, die einen zurückliegenden Vorgang in einem neuen Licht erscheinen lassen, so dass die seinerzeit erfolgte Beschlussfassung der Hauptversammlung (zB Entlastung) nicht in Kenntnis aller maßgebenden Umstände erfolgte.420 Erforderlich sein können auch Auskünfte zu dem Geschäftsjahr, das dem in der Hauptversammlung behandelten Geschäftsjahr unmittelbar vorangeht, wenn und weil ein solcher Vergleich mit den Vorjahreszahlen für die Behandlung der konkreten Tagesordnung wesentliche Erkenntnisse liefert.421 Das ist aber beispielsweise nicht der Fall, wenn in der vorangegangenen Hauptversammlung eine Grundlagen- und Strukturmaßnahme zur Beschlussfassung anstand und die begehrten Auskünfte in der nachfolgenden Hauptversammlung nur eine Verprobung der im vorangegangenen Jahr zur Beschlussfassung gegebenen Informationen ermöglichen soll. Darüber hinausgehend sind Auskünfte zu länger zurückliegenden Vorfällen zur Beurteilung der Tagesordnung erforderlich, wenn die Tagesordnung ausnahmsweise solche länger zurückliegenden Geschäftsjahre oder Vorfälle zum Gegenstand hat, zB bei der Beschlussfassung über eine auf einer früheren Hauptversammlung vertagten Entlastung oder bei der Entscheidung über einen Antrag auf Sonderprüfung betreffend Vorgänge aus zurückliegenden Jahren.
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Der Umstand, dass ein in der Vergangenheit liegender Geschäftsvorfall Dauerwirkungen bis hinein in das auf der Hauptversammlung zu behandelnde Geschäftsjahr hat, rechtfertigt nicht stets Auskünfte zu diesem Geschäftsvorfall, wenn dieser bereits in früheren Hauptversammlungen Gegenstand von Erörterungen und Beschlüssen gewesen ist: Es ist nicht Sinn und Zweck des Auskunftsrechts des Aktionärs, den Vorstand der Gesellschaft ohne zeitliche Begrenzung zur Auskunft über die Folgen aus solchen unternehmerischen Entscheidungen zu verpflichten, die bereits Jahre zurückliegen und die Gegenstände der aktuellen Tagesordnung nur deswegen berühren, weil die damalige Weichenstellung sich seither – und für alle Zukunft – auch auf die Ertragslage des Unternehmens auswirkt.422 Die Erforderlichkeit von Auskünften zu solchen Vorgängen mit Dauerwirkungen besteht nur dann, wenn neue Sachverhalte eingetreten oder bekanntgeworden sind, die den Vorgang in einem anderen Licht erscheinen lassen.423
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Der Umstand, dass zu einem Fragenkomplex, der sich (auch) im relevanten Geschäftsjahr ausgewirkt hat, in der vergangenen Hauptversammlung Auskünfte verweigert oder nicht umfassend erteilt wurden, führt nicht dazu, dass sich unabhängig von den vorstehenden Grundsätzen das Auskunftsrecht fortsetzt.424 Umgekehrt führt nicht generell der Umstand, dass ein bestimmter Sachverhalt in früheren Hauptversammlungen bereits diskutiert und hierzu Fragen beantwortet sind, dazu, dass erneute Fragen zu diesem Sachverhalt nicht mehr zur Beurteilung der Tagesordnung erforderlich sind425 (s aber Rdn 149).
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Es ist nicht Sinn und Zweck des Auskunftsrechts der Aktionäre, Jahr für Jahr eine unternehmenspolitische Grundsatzdiskussion zu ermöglichen. Sofern sich eine solche Grundsatzdiskussion wesentlich auf die Gesellschaft auswirkt (Rdn 132) und bereits in früheren Jahren in der Hauptversammlung geführt worden ist, sind über kurze zusammenfasssende Antworten hinausgehende Auskünfte in den Folgejahren häufig nicht mehr erforderlich.426 Anders ist die Beurteilung, wenn wesentliche neue Sachverhalte – zB neue Anhaltspunkte für eigene Pflichtverletzungen der Gesellschaft oder politische Veränderungen – eingetreten oder bekanntgeworden sind. Allerdings wird die Haltung des Unternehmens zur Erreichung der Klimaziele des Pariser Abkommens, zu ethischen und sozialen Standards bei Zulieferunternehmen in Entwicklungsländern, zu Rüstungsexporten oder zur Diversity im Rahmen der ab dem 1.1.2017 erforderlichen Erklärung im CSR-Bericht in Zukunft jährlich Auskünfte erforderlich machen können, etwa wenn der Bericht Anlass für Fragen gibt (Rdn 136).
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Fragen nach Geschäftsvorfällen, die sich erst im laufenden Geschäftsjahr ergeben haben oder die erst im laufenden Geschäftsjahr bekanntgeworden sind, können im Einzelfall zur Beurteilung der Vorlage des Jahresabschlusses und der Gewinnverwendung sowie der Entlastung der Verwaltung erforderlich sein, wenn sie von besonderer Bedeutung sind.427 So können etwa Fragen zu aktuellen, publizitierten Quartalszahlen428 oder zu erst im laufenden Geschäftsjahr bekannt gewordenen wesentlichen neuen Entwicklungen erforderlich sein (Rdn 162, 178). Fragen zu noch nicht veröffentlichten Geschäftszahlen betreffen die Zukunft und sind daher grundsätzlich zur Beurteilung der Vorlage des Jahresabschlusses oder der Entlastung nicht erforderlich (vgl aber Rdn 151).429 Ebensowenig sind regelmäßig Planzahlen zum laufenden Geschäftsjahr zur Beurteilung von Jahresabschluss, Gewinnverwendung oder Entlastung erforderlich430 (zu bewertungsrelevanten Strukturmaßnahmen Rdn 239, 246, 252).
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Fragen nach zukünftigen Vorgängen oder Entwicklungen sind grundsätzlich nicht erforderlich.431 Die Auskunft nach der Möglichkeit einer groben Prognose der Geschäftsentwicklung für das laufende Geschäftsjahr oder der Dividendenpolitik für das laufende Geschäftsjahr kann allerdings angesichts der insoweit üblichen Information des Kapitalmarktes erwartet werden.432
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h) Darlegungslast. Ist bei einer Frage nicht erkennbar, dass die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist, muss der Aktionär konkret darlegen, inwieweit die erbetene Auskunft nicht nur für ihn, sondern für den objektiven Durchschnittsaktionär relevant sein soll (zur Darlegungslast im Anfechtungsverfahren Rdn 515; im Auskunftserzwingungsverfahren § 132 Rdn 49).433 Hierauf muss er aber vom Versammlungsleiter hingewiesen werden. Zu seiner Versammlungsleitung gehört, dass er seines Erachtens nicht zur Sache gehörende Fragen eindeutig als solche zurückweist und so den Fragesteller ggf zu einer Ergänzung veranlasst.434 Weigert sich der Fragesteller in einem solchen Fall, die Erforderlichkeit der Auskunft konkret darzulegen, so ist die Auskunft vom Vorstand nicht zu geben. Insbesondere ist der Vorstand nicht verpflichtet, eine Frage auf ein zulässiges Maß zu reduzieren.435
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Auch im übrigen trifft den Aktionär bei einem Hinweis des Versammlungsleiters eine Konkretisierungspflicht dahingehend, ob er konkret zu dem Tagesordnungspunkt Auskunft verlangt, der gerade abgehandelt wird. Er kann nicht bei einer Einzeldebatte oder bei einer Debatte nach Themenblöcken sein Auskunftsbegehren vortragen und dem Vorstand die Entscheidung darüber überlassen, welcher Punkt der Tagesordnung davon betroffen ist und zu welchem Tagesordnungspunkt die Antwort gegeben wird.436 Dagegen trifft den Aktionär keine Konkretisierungspflicht bei der – in der Praxis verbreiteten – Generaldebatte zu allen Punkten der Tagesordnung.437 Ohnehin erklären bei einer Generaldebatte erfahrene Aktionäre auf dem Wortmeldeformular oder zu Beginn ihrer Ausführungen routinemäßig, dass sie zu allen Punkten der Tagesordnung sprechen.438

3.Einzelfragen zur Erforderlichkeit der Auskunft
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a)Übersicht. Ob und in welchem Umfang eine Auskunft zur Beurteilung der Tagesordnung erforderlich ist, kann nur im Einzelfall und im Zusammenhang mit dem konkreten Tagesordnungspunkt der Hauptversammlung beurteilt werden.439 Die Tagesordnungspunkte „Vorlage des Jahresabschlusses“, „Gewinnverwendung“, „Entlastung von Vorstand“, „Entlastung von Aufsichtsrat“ und „Wahl des Abschlußprüfers“ sind zwingende Tagesordnungspunkte einer ordentlichen Hauptversammlung. Zusätzlich ist turnusgemäß alle fünf Jahre die Wahl des Aufsichtsrats Gegenstand der ordentlichen Hauptversammlung. Soweit es um die Erforderlichkeit der Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung einer ordentlichen Hauptversammlung geht, werden Auskünfte häufig zur Beurteilung mehrerer Tagesordnungspunkte erforderlich sein. Beispielsweise sind Fragen zu dem Tagesordnungspunkt „Vorlage des Jahresabschlusses“ häufig auch für die „Gewinnverwendung“ und die „Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat“ erforderlich.
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Daneben können Tagesordnungspunkte mit einer mehrjährigen Geltungsdauer (insbes genehmigtes Kapital) sowie anlassbezogene, außergewöhnliche Tagesordnungspunkte gemeinsam mit den üblichen Tagesordnungspunkten Gegenstand einer ordentlichen Hauptversammlung sein. Solche außergewöhnlichen Tagesordnungspunkte wie insbes die Beschlussfassung über Grundlagen- und Strukturmaßnahmen können auch allein oder gemeinsam mit anderen Tagesordnungspunkten Gegenstand einer außerordentlichen Hauptversammlung sein. Bei einer außerordentlichen Hauptversammlung mit nur einem oder wenigen Tagesordnungspunkten muss die Auskunft zur Beurteilung der konkreten Tagesordnung erforderlich sein. Es genügt nicht, wenn die Erforderlichkeit bei einer ordentlichen Hauptversammlung typischerweise zu bejahen wäre.440
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Die Rechtsprechung vermittelt ein reichhaltiges Anschauungsmaterial für die Beurteilung der Erforderlichkeit einer Auskunft. Sie belegt die große praktische Bedeutung der Beurteilung der Erforderlichkeit der Auskunft bei Anfechtungs- und Auskunftserzwingungsverfahren und die vielfältigen Zweifelsfragen, die sich bei der rechtlichen Beurteilung ergeben können.441 Auch wenn es jeweils auf den Einzelfall ankommt und hinsichtlich einer Generalisierung von Entscheidungen Vorsicht geboten ist, lassen sich aus der Rechtsprechung doch für einzelne Tagesordnungspunkte einige allgemeine Grundsätze für die Beurteilung ableiten.442 Nachfolgend wird – gegliedert nach einzelnen Tagesordnungspunkten – eine Übersicht über die Spruchpraxis gegeben. Hinsichtlich Einzelheiten s die alphabetische Übersicht im Anhang.

b)Vorlage des Jahresabschlusses
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aa) Grundsätze. Die Vorlage des Jahresabschlusses gemäß §§ 176, 175 Abs 2 berechtigt zur Einholung von Auskünften auch dann, wenn die Hauptversammlung den Jahresabschluss nicht gemäß § 173 Abs 1 festzustellen hat, wenn also zu diesem Tagesordnungspunkt kein Beschluss zu fassen ist (Rdn 11).443 Die Erörterung des Jahresabschlusses und der Berichte des Vorstands und des Aufsichtsrats über das Geschäftsjahr soll dem Aktionär das Verstehen, die Prüfung und Bewertung des Jahresabschlusses ermöglichen.444 Die Entgegennahme des Jahresabschlusses durch die Hauptversammlung wäre sinnlos, wenn sie nicht auch der kritischen Diskussion Raum geben dürfte, die aber ohne Auskunftspflichten des Vorstands oft nicht weit führen würde.445 Zudem soll die Entgegennahme des Jahresabschlusses den Beschluss über die Gewinnverwendung vorbereiten.446 Darüber hinaus soll die Befassung mit dem Jahresabschluss eine Grundlage für die Beurteilung der Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat schaffen.447 Deshalb können Fragen zum Jahresabschluss zur Beurteilung auch dieser Tagesordnungspunkte erforderlich sein (Rdn 171, 191) und haben in der Praxis erhebliche Bedeutung.
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Zur sachgemäßen Beurteilung der Vorlage des Jahresabschlusses sind Fragen erforderlich, die unter Beachtung der Bilanzdimensionen der näheren Erläuterung bedeutender Bilanzansätze und Geschäftsvorfälle und dem Vergleich mit den Ergebnissen der Vorjahre dienen und für die Beurteilung der Ertragslage der Gesellschaft wesentlich bzw die Bilanz der Gesellschaft prägend sind.448 Deshalb ist eine Aufschlüsselung der Bilanz bis in letzte Einzelheiten nicht zur Beurteilung der Vorlage des Jahresabschlusses erforderlich.449 Die allgemein für die Erforderlichkeit der Auskunft erforderliche Maßgeblichkeitsschwelle (Rdn 136) ist für die Beurteilung des Jahresabschlusses unter Berücksichtigung der Größe (insbes Höhe der Bilanzsumme und des Umsatzes) der Gesellschaft zu beurteilen.450 Für die Beurteilung kann auch der Unternehmensgegenstand eine Rolle spielen, insbesondere der Umstand, ob die Gesellschaft eine Holding oder eine operativ tätige Gesellschaft ist und in welcher Branche sie tätig ist.451 Zudem sind der Erforderlichkeit von Auskünften für die Beurteilung der Vorlage des Jahresabschlusses durch deren Detaillierungsgrad Grenzen gesetzt (Rdn 137).
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Eine Auskunft ist zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstandes der Tagesordnung nicht erforderlich, wenn in der Hauptversammlung ein Jahresabschluß in nicht abgekürzter Form vorgelegt wird, aus welchem sich eine Beantwortung des Auskunftsbegehrens ergibt (Rdn 142).452 Im Übrigen können die Auskunftsverweigerungsgründe insbes gemäß § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 1–3, 6 der Pflicht zur Erteilung an sich zur Vorlage des Jahresabschlusses erforderlicher Auskünfte entgegenstehen (Rdn 383, 394, 401, 424).
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Zur Beurteilung von Jahresabschluß und Lagebericht sind alle Auskünfte erforderlich, die auf eine Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft abzielen. Dazu gehört die Vermittlung der Kenntnis von der allgemeinen Geschäftsentwicklung, der Ertragskraft und der Konkurrenzfähigkeit der Gesellschaft. Fragen können sich zunächst auf die bilanzrechtlichen Pflichtangaben in Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang und Lagebericht beziehen. Sie können aber auch darüber hinausgehen, weil die gesetzlichen Vorschriften nur ein Mindestmaß an Publizität festlegen, das auch für die Erforderlichkeit der Auskunft gemäß § 131 maßgeblich ist (Rdn 29).453 Beispielsweise können Auskünfte erforderlich sein betreffend die Gründe für einen Umsatzrückgang, die Nennung wesentlicher Verlustquellen, die Konzepte zur Steigerung der Profitabilität oder zu Investitionsplänen nach dem Verkauf von nicht mehr zum Kerngeschäft zählenden Aktivitäten, ferner zum Zeitpunkt der Wiederaufnahme einer Dividendenzahlung.
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Jedenfalls seit Einführung der Segmentberichterstattung im Konzernanhang (§ 297 Abs 1 Satz 2 HGB) erstreckt sich das Auskunftsrecht bei börsennotierten Gesellschaften auch auf Umsätze, Ergebnisse, Investitionen, Abschreibungen und das Anlagevermögen im Konzernabschluß der einzelnen Geschäftsfelder (Unternehmenssparten) oder auf geographische Regionen von einiger Bedeutung.454 Eine hinreichend wesentliche Bilanzdimension ist insoweit in Anlehnung an den entsprechenden Significance Test von IFRS 8 und SFAS No 131 gegeben, wenn die Umsätze, Gewinn oder Verlust oder das Vermögen des Segments 10% oder mehr aller zusammengefaßten entsprechenden Bezugsgrößen erreichen.455 Angaben zu den Bilanzkennzahlen von verbundenen Unternehmen sind erforderlich, wenn es sich aufgrund ihrer Bedeutung in der Gruppe oder der Auswirkungen auf die Bilanz der Muttergesellschaft um eine wesentliche Gesellschaft handelt.456
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Der Jahresabschluss bezieht sich auf den Bilanzstichtag des abgeschlossenen Geschäftsjahres. Dementsprechend sind Auskünfte zum Jahresabschluß grundsätzlich nur dann erforderlich, wenn sie sich auf das abgeschlossene Geschäftsjahr und nicht auf weiter zurückliegende Geschäftsjahre beziehen (Rdn 145). Allerdings hat sich der ebenfalls der Hauptversammlung vorzulegende Lagebericht auch auf Vorgänge zu beziehen, die nach dem Schluss des Geschäftsjahres eingetreten sind, soweit sie von besonderer Bedeutung sind (§ 289 Abs 2 Nr 1 HGB). Dementsprechend kann sich das Auskunftsrecht gemäß § 131 auch auf Vorgänge des laufenden Geschäftsjahres von besonderer Bedeutung beziehen (Rdn 150). So können wesentliche aktuelle Geschäftsentwicklungen wie der Gewinn oder der Verlust von Großaufträgen, unerwartete Verlustentwicklungen oder erst recht Gewinnwarnungen Auskünfte erforderlich machen.457 Erforderlich sein können auch Auskünfte zu früheren Geschäftsjahren, insbesondere zum dem Rechnungslegungszeitraum unmittelbar vorangehenden Geschäftsjahr, wenn und weil ein Vergleich mit den Vorjahreszahlen die Behandlung des Jahresabschlusses in der Hauptversammlung ermöglicht oder erleichtert.458
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Bei der KGaA sind zur Beurteilung der gemäß § 286 zwingenden Beschlussfassung der Hauptversammlung über die Feststellung des Jahresabschlusses auch Auskünfte über den Gewinnanteil des persönlich haftenden Gesellschafters sowie seine Berechnung zur Beschlussfassung erforderlich.459 Der Umstand, dass der Gewinnanteil des phG der Gewinn- und Verlustrechnung nicht gesondert ausgewiesen ist (§ 286 Abs 3) und auch nicht als Bestandteil der Gesamtbezüge auszuweisen ist (§ 286 Abs 4), steht nicht entgegen: Die Gliederungsvorschriften für die Bilanz und die Gewinn und Verlustrechnung legen nur ein Mindestmaß an Publizität fest (Rdn 29).
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bb)Einzelheiten. Auskünfte zu Abschreibungen auf Anteile oder Wertberichtigungen auf Forderungen können erforderlich sein, sofern diese ungewöhnlich hoch sind;460 im Einzelfall kommt allerdings ein Auskunftsverweigerungrecht gemäß § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 1 in Betracht (Rdn 364, 401). Zu Einzelgeschäften sind Auskünfte grundsätzlich nicht erforderlich, es sei denn, sie prägen die Bilanz461 oder es liegen besondere Umstände vor (Rdn 158).462 Dieser Maßstab gilt auch für Anschaffungskosten einer Beteiligung463 oder eines Grundstücks464 sowie für Veräußerungserlöse bei derartigen Geschäften.465 Auskünfte betreffend die fünf größten Verlustgeschäfte können bei einem negativen Gesamtergebnis im Effektenbereich in der Höhe des doppelten Grundkapitals verlangt werden.466 Auskünfte betreffend außerordentliche Erträge aus der Veräußerung von Beteiligungen sind grundsätzlich nicht erforderlich, sofern nicht besondere Umstände vorliegen oder sie keine wesentliche Auswirkungen auf die Bilanz haben.467 Für die Beurteilung der Ertragskraft von Unternehmen mitgeteilte Kennzahlen bzw Konzernsteuerungsgrößen (zB EBITDA) können hinsichtlich ihrer Ermittlung hinterfragt werden.468 Angaben zur Ertragsstruktur könenn bei besonderen Umständen erforderlich sein.469

165

Auskünfte zur Forschung und Entwicklung sind bei Branchenüblichkeit hinsichtlich der Gesamtkosten erforderlich;470 für Einzelkosten ist die Erforderlichkeit vorbehaltlich eines bedeutenden Umfangs zu verneinen.471 Fragen zum Buchwert, Einheitswert, Feuerversicherungswert oder Verkehrswert von Immobilien sind vorbehaltlich besonderer Umstände regelmäßig nicht zur Beurteilung der Vorlage des Jahresabschlusses erforderlich;472 anders kann die Beurteilung sein, wenn die Bewertung des Unternehmens im Rahmen einer Grundlagen- und Strukturmaßnahme Gegenstand der Beschlussfassung der Hauptversammlung ist (Rdn 252). Fragen zu Investitionen können hinsichtlich ihres Gesamtumfangs zur Beurteilung der Vorlage des Jahresabschlusses erforderlich sein.473 Dagegen sind Fragen zu bestimmten Investitionsvorhaben oder Einzelinvestitionen regelmäßig nicht erforderlich.474
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Bei einem Jahresfehlbetrag können kritische Fragen zu dessen Gründen und zum Beitrag von Beteiligungen im In- und Ausland erforderlich sein.475 Erforderlich sein kann die Auskunft zum Gesamtverlust im Kerngeschäft476 oder inwieweit der Jahresfehlbetrag auf verbundene Unternehmen entfällt.477 Im Übrigen sind Auskünfte zu einzelnen Verlustgeschäften erforderlich, wenn diese bilanzprägend sind oder sonst wesentliche Bedeutung für den Jahresabschluss haben (Rdn 158, 164). Dementsprechend kann eine Frage zum Verlust aus dem Verkauf einer wesentlichen Beteiligung erforderlich sein.478 Fragen zur Kundenstruktur können erforderlich sein, wenn sie zur Beurteilung einer etwaigen wirtschaftlichen Abhängigkeit der Gesellschaft erforderlich sind.479 Die Fragen nach Lizenzeinnahmen kann bei Wesentlichkeit im Einzelfall ebenso erforderlich sein480 wie die Frage nach Lizenzgebühren.481 Auskünfte zu einzelnen Produkten oder Produktgruppen sind dagegen insoweit regelmäßig nicht erforderlich.482
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Eine große Bedeutung hatte zwischenzeitlich in der Rechtsprechung die Frage der Erforderlichkeit von Auskünften zu Minderheitsbeteiligungen. Von der Rechtsprechung wurde eine Auskunftspflicht über Beteiligungen der AG an börsennotierten deutschen Gesellschaften bejaht, wenn diese mindestens 5% des Grundkapitals oder der Stimmrechte ausmachen oder bei Beteiligungen von DAX30-Gesellschaften einen Börsenwert von mindestens EUR 50 Mio483 sowie bei kleineren Gesellschaften einen Börsenwert von EUR 10 Mio haben.484 Eine Aufgliederung der Beteiligungen in direkte und indirekte Beteiligungen war nach dieser Rechtsprechung nicht erforderlich.485 Auch soweit es sich bei Beteiligungen um Handels- oder Spekulationsbestände handelt, bestand danach grundsätzlich eine Auskunftspflicht.486 Die Auskunftspflicht wurde auch für Anteilsbesitz verbundener Unternehmen an solchen börsennotierten deutschen Gesellschaften bejaht.487 Für auskunftspflichtig gehalten wurden auch Beteiligungen, soweit sie von konzernfremden Vermögensverwaltungsgesellschaften für Rechnung der Gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens gehalten werden (§ 16 Abs 2 Satz 3).488 Dagegen wurde von der Rechtsprechung abgelehnt eine Auskunftspflicht zu Beteiligungen von Kapitalanlagegesellschaften, weil sie für Rechnung der Einleger gesondert vom eigenen Vermögen angelegt werden.489
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Diese Rechtsprechung wurde hinsichtlich der Pflicht zur Offenlegung von Beteiligungen an großen Kapitalgesellschaften in Höhe von 5% der Stimmrechte zwischenzeitlich durch § 285 Nr 11 HGB bestätigt: Durch diese bilanzielle Regelung wird ein Mindestmaß an Publizität begründet, das auch die Beurteilung der Erforderlichkeit einer Auskunft gemäß § 131 beeinflusst (Rdn 29).490 Darüber hinausgehend bestätigt § 21 WpHG, dass auch ein Aktionär in der Hauptversammlung eine Auskunft über offenlegungspflichtige Beteiligungen an börsennotierten Gesellschaften erwarten darf (Rdn 31).491 Nach der Absenkung der Offenlegungspflicht auf Stimmrechte in Höhe von 3% besteht nunmehr auch insoweit ein Auskunftsrecht gemäß § 131.492 Eine Ausdehnung des Auskunftsrechts auch auf Minderheitsbeteiligungen an nicht börsennotierten Gesellschaften, börsennotierten ausländischen Gesellschaften oder an kleinen bzw mittleren Kapitalgesellschaften ist jedoch auch bei Erreichen oder Überschreiten eines Stimmanteils bzw Kapitalanteils von 5% nicht zu befürworten.493Abzulehnen ist auch die Rechtsprechung, dass sich die Auskunftspflicht bereits bei einem Börsenwert von mindestens EUR 50 bei DAX30-Gesellschaften oder von EUR 10 Mio bei kleineren Gesellschaften ergeben soll. Insbesondere lässt sich insoweit ein Auskunftsrecht weder unter Hinweis auf die Notwendigkeit der Durchsetzung eines allgemeinen Rechenschaftsanspruchs des Aktionärs noch der Ermöglichung einer Aktien- oder Bilanzanalyse zum Zwecke der Unternehmensbewertung durch den Aktionär begründen (Rdn 15,18).494 Eine Auskunftspflicht kann sich vielmehr entsprechend den allgemeinen Anforderungen an die Erforderlichkeit der Auskunft nur dann ergeben, wenn im konkreten Einzelfall die Beteiligung eine wesentliche Bedeutung für den Jahresabschluss der Gesellschaft hat (Rdn 158).495
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Erforderlich sein können Auskünfte über Art, Höhe und Bewertung wesentlicher bilanzieller Risiken.496 Zu Rückstellungen können ebenfalls Auskünfte erforderlich sein, wenn sie für die Bilanz wesentlich sind.497 Für die Beurteilung der Vorlage des Jahresabschlusses sind hinsichtlich der Maßgeblichkeitsschwelle (Rdn 158) höhere Anforderungen zu stellen als bei der Beschlussfassung über Grundlagen- und Strukturmaßnahmen, in denen Rückstellungen die Barabfindung der Aktionäre mindern können (Rdn 247). Zur Frage nach Erfolgsausssichten und Rückstellungen betreffend einzelne Rechtstreitigkeiten ist bei Nichterreichen der Maßgeblichkeitsschwelle keine Auskunft erforderlich498; im Übrigen kommt insoweit ein Auskunftsverweigerungsrecht gemäß § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 1 in Betracht (Rdn 386). Die Gesamtzahl wesentlicher Rechtsstreitigkeiten auf Kläger- und Beklagtenseite (unter Einschluss von behördlichen Verfahren) kann bei Erreichen der Maßgeblichkeitsschwelle erforderlich sein. Details zu den involvierten Parteien und zum Verfahrensgegenstand sind regelmäßig nicht erforderlich. Wesentliche Eckdaten des Verfahrens können bei besonderer Bedeutung des Verfahrens erforderlich sein.
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Fragen nach der Vergütung von Mitarbeitern sind in der Regel nicht zur Beurteilung des Jahresabschlusses erforderlich. Dies gilt für die Gehaltsstruktur,499 eine Aufschlüsselung der Bezüge500 oder für Abfindungen einzelner namentlich genannter Mitarbeiter oder Mitarbeitergruppen,501 sofern nicht Anhaltspunkte für überhöhte Vergütungen oder sonstige ungewöhnliche Umstände vorliegen (Rdn 203). Fragen betreffend Vorstandsbezüge sind in erster Linie für die Entlastung des Aufsichtsrats erforderlich, s auch § 120 Abs 4 (Rdn 200). Soweit § 285 Nr 9, 9a, § 314 Abs 1 Nr 6a HGB eine individualisierte Offenlegung der Vorstandsbezüge börsennotierter Gesellschaften sowie eine Offenlegung der Gesamtbezüge und der Gesamtpensionsverpflichtungen sowie der Gesamtbezüge der Vergütungen in Tochtergesellschaften vorsehen, wird damit gleichzeitig ein Mindeststandard auch für die Beurteilung des Jahresabschluses gemäß § 131 gesetzt (Rdn 29).502 Besteht gemäß §§ 288, 285 Nr 9b HGB keine Pflicht zu einem gesonderten Ausweis von Pensionsverpflichtungen, so ist die Frage nach dem Grund für den fehlenden gesonderten Ausweis nicht erforderlich.503
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c)Verwendung des Bilanzgewinns. Hinsichtlich der Gewinnverwendung (§ 174 Abs 1) sind Fragen zulässig, die die Gewinnermittlung und die Bildung von Rückstellungen einschließlich der Reservepolitik betreffen.504 Da sich der Bilanzgewinn als letzter Posten der Gewinn- und Verlustrechnung aus dem Saldo aus Jahresüberschuß und Jahresfehlbetrag sowie den übrigen Posten gemäß § 158 Abs 1 Satz 1 ergibt, können sich Fragen grundsätzlich auf sämtliche Posten der Gewinn- und Verlustrechnung gemäß § 275 HGB und § 158 Abs 1 Satz 1 beziehen; darüberhinaus bedürfen die Aktionäre zur Beurteilung des Gewinnverwendungsbeschlusses auch Informationen über die Eigenkapitalsituation einschließlich eines absehbaren Kapitalbedarfs und der Finanzlage der Gesellschaft.505 Insoweit überschneiden sich Auskünfte zum Tagesordnungspunkt „Gewinnverwendung“ partiell mit Fragen, die zum Tagesordnungspunkt „Vorlage des Jahresabschlusses“ erforderlich sind (Rdn 160).506 Ebenso wie allgemein für die Beurteilung der Erforderlichkeit (Rdn 132) und vergleichbar mit der Behandlung der Vorlage des Jahresabschlusses müssen Auskünfte für die Beurteilung der Gewinnverwendung wesentlich sein (Rdn 132, 158).
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Im Mittelpunkt des Interesses der Aktionäre stehen bei der Beschlussfassung über die Gewinnverwendung Fragen zur Dividende. Dementsprechend können Fragen erforderlich sein, die auf die Möglichkeit einer Erhöhung der vorgeschlagenen Dividende abzielen, auch wenn die Hauptversammlung an den festgestellten Jahresabschluss gebunden ist.507 Fragen zu einer von der Gesellschaft verlautbarten künftigen Dividendenpolitik (angestrebte Dividendenhöhe, Anteil zB am operativen Ergebnis) oder zum Finanzierungsspielraum für die Ausschüttung einer Dividende können erforderlich sein,508 nicht jedoch allgemein zu zukünftigen Dividenden.509 Ebenso können Fragen zu Rückstellungen erforderlich sein, wenn sie die Gewinnverwendung wesentlich beeinflussen. Im Übrigen können – ebenso wie zur Beurteilung der Vorlage des Jahresabschlusses (Rdn 164 ff) – Auskünfte zu außerordentlichen Erträgen510 sowie zu weiteren die Gewinn- und Verlustrechnung wesentlich beeinflussenden Faktoren erforderlich sein. Fragen zu Stimmrechtsmitteilungen einer Großaktionären zuzurechnenden Gesellschaft nach §§ 21, 22 WpHG können mit Blick auf dessen möglichen Dividendenverlust nach § 28 WpHG erforderlich sein.511

d) Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat

173

aa) Grundsätze. Die Entlastung bedeutet eine Billigung der Arbeit der Verwaltung für das abgelaufene Geschäftsjahr und eine Vertrauenskundgabe für die künftige Tätigkeit (näher Mülbert § 120 Rdn 34 ff). Ein Verzicht der AG auf Schadenersatzansprüche gegen die Verwaltung ist mit der Entlastung nicht verbunden, § 120 Abs 2 Satz 2. Trotz ihrer eingeschränkten rechtlichen Bedeutung haben Rügen einer Verletzung des Auskunftsrechts im Zusammenhang mit der Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat in der Spruchpraxis eine besonders große Bedeutung:512 Über den Erfolg oder Misserfolg entscheidet dabei – neben der Frage des Auskunftsverweigerungsrechts gemäß § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 1 (Rdn 366,379) – vor allem die Erforderlichkeit der begehrten Auskunft.
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In Spruchpraxis und Literatur bestand lange Unsicherheit darüber, ob neben dem allgemeinen Maßstab für die Beurteilung der Erforderlichkeit (Rdn 126) bei der Beurteilung der Entlastung ein besonderer Maßstab besteht. Im Hinblick darauf, dass die Entlastung auch eine Vertrauenskundgabe für die künftige Tätigkeit beinhaltet, werden in der Literatur zum Teil eher großzügige Maßstäbe angelegt.513 In der Spruchpraxis führt der auch in § 120 Abs 3 zum Ausdruck kommende enge Zusammenhang zwischen den Tagesordnungspunkten Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat, Vorlage des Jahresabschlusses und Gewinnverwendung nicht selten dazu, dass die Erforderlichkeit einer Auskunft bejaht wird, ohne dass diese konkret auf einen Tagesordnungspunkt bezogen wird.514 Dahinter steht offenbar die Erwägung, dass die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat in weitgehendem Umfang Fragen ermöglichen.515 Andere Gerichte haben aus der eingeschränkten rechtlichen Bedeutung der Entlastung die Schlussfolgerung gezogen, dass bei der Prüfung der Erforderlichkeit einer Auskunft im Hinblick auf die Entlastung der Verwaltung ein strenger Maßstab anzulegen sei.516 Die jüngere Spruchpraxis hat sich zu Recht einer Festlegung auf einen weiten oder einen strengen Prüfungsmaßstab der Erforderlichkeit der Auskunft auch zur Entlastung enthalten (Rdn 127). Berücksichtigt man, dass schon mit dem Tatbestandsmerkmal der Erforderlichkeit einer Auskunft eine Einschränkung des Auskunftsrechts verbunden ist (Rdn 122), so bedarf es speziell für die Entlastung keiner weiteren Einschränkungen.517
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Auch für die Erforderlichkeit einer Auskunft zur Beurteilung der Entlastung der Verwaltung müssen die begehrten Auskünfte die Maßgeblichkeitsschwelle erreichen (Rdn 132). Über unbedeutendere Geschäftsvorfälle brauchen (auch) im Zusammenhang mit einer Entlastung keine Auskünfte erteilt werden. Es muss sich vielmehr um Fragen handeln, die Vorgänge oder Angelegenheiten von einigem Gewicht betreffen.518 Die Auskunft muss ein wesentliches Element dafür sein, ob der Aktionär die Tätigkeit der Verwaltung als im Großen und Ganzen gesetzes- und satzungsmäßig beurteilen kann und ob er ihm für die Zukunft das Vertrauen bekundet. Neben diesem qualitativen Maßstab setzt die Erforderlichkeit der Auskunft auch dem Detailierungsgrad und der Quantität von Fragen Grenzen (Rdn 137, 140).
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Obwohl die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat in der Hauptversammlung zwei verschiedene Tagesordnungspunkte betrifft und es um verschiedene Organe geht, werden in Praxis und Schrifttum im Ausgangspunkt insoweit keine unterschiedlichen Anforderungen an die Erforderlichkeit einer Auskunft gestellt.519 Dennoch muss die Erforderlichkeit mit Blick auf den konkreten Einzelfall beurteilt werden. Dementsprechend sind Fragen zu Sachverhalten, die in die Zuständigkeit des Vorstandes fallen, nicht notwendig auch zur Beurteilung der Entlastung des Aufsichtsrats erforderlich und umgekehrt.520

177

Bei der Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat entscheiden die Aktionäre regelmäßig über alle Mitglieder des betreffenden Organs gleichzeitig (Gesamtentlastung). Die Entscheidung über die Einzelentlastung einzelner Organmitglieder wird der Hauptversammlung nur selten von der Verwaltung zur Beschlussfassung vorgeschlagen, das Minderheitenquorum des § 120 Abs 1 Satz 2 zur Durchsetzung einer Einzelentlasung wird in der Praxis oft nicht erreicht. Auch wenn es damit regelmäßig nicht zu einer Beschlussfassung über eine Einzelentlastung kommt, rechtfertigt dieser Umstand nicht per se die Ablehnung der Erforderlichkeit einer Auskunft zu für die Beurteilung der Vorstandstätigkeit wesentlichen persönlichen Verhältnissen einzelner Vorstandsmitglieder, etwa betreffend Nebentätigkeiten oder Vorstrafen.521 Ebenso können Fragen, die sich auf die Ressortzuständigkeit oder das Verhalten nur einzelner Vorstandsmitglieder beziehen, gleichwohl zur Beurteilung der Gesamtentlastung erforderlich sein, weil den Vorstand insoweit eine Gesamtverantwortung trifft.
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Grundsätzlich ist nur die Kenntnis derjenigen Vorfälle oder Tatsachen erforderlich, die sich auf den Entlastungszeitraum beziehen. Darüber hinausgehend können auch Fragen zu wesentlichen Vorgängen des laufenden Geschäftsjahres zur Beurteilung der Entlastung geeignet sein, zumal diese auch eine Vertrauensbekundung für die Zukunft darstellt (Rdn 150).522 Auskünfte über länger zurückliegende Vorfälle müssen nur ausnahmsweise gegeben werden (Rdn 146). Auskünfte können sich insoweit nur auf die Beurteilung der zu entlastenden Organmitglieder und nicht auf bereits früher ausgeschiedene Organmitglieder beziehen. Auskünfte sind insbesondere erforderlich, wenn die Frage einer pflichtwidrigen Nichtverfolgung von Schadenersatzansprüchen durch die zu entlastenden Organmitglieder gegen frühere Organmitglieder im Raum steht (Rdn 181).523 Soweit die Organmitglieder einer durch Verschmelzung entstandenen AG mit denjenigen der übertragenden Rechtsträger personengleich sind, kann sich das Informationsrecht eines Aktionärs des neuen Rechtsträgers im Rahmen der Entlastungsentscheidung auch auf mögliche Pflichtwidrigkeiten im Zusammenhang mit der Verschmelzung erstrecken.524
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bb) Aufdeckung von Pflichtverletzungen der Verwaltung. In der jüngeren Gerichtspraxis haben Fragen von Aktionären zur Aufdeckung von vermuteten Pflichtverletzungen der Verwaltung besondere Bedeutung gewonnen.525 Die Spruchpraxis ist insoweit uneinheitlich. Gesichert ist im Ausgangspunkt, dass dem Aktionär nicht zugemutet werden kann, die Tätigkeit der Verwaltung ohne die dafür erforderlichen Informationen „abzusegnen“ und ihr das Vertrauen auszusprechen.526 Daraus folgt jedoch nicht, dass ein Aktionär ohne weiteres in der Hauptversammlung Auskünfte zur Beurteilung verlangen kann, ob die Verwaltung pflichtgemäß gehandelt hat oder ob sie für die Zukunft Vertrauen genießt (Rdn 181). Erforderlich sind zudem nur Fragen, die auf die Beurteilung eines gesetzes- und satzungsgemäßen Verhaltens der Verwaltung im Großen und Ganzen (Mülbert § 120 Rdn 36) im Rahmen einer Gesamtbeurteilung527 abzielen.
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Aufgrund der allgemein für die Erforderlichkeit der Auskunft geltenden Maßgeblichkeitsschwelle (Rdn 132) kann ein Aktionär – ebenso wie zur Vorlage des Jahresabschlusses (Rdn 158) – Fragen zu einzelnen Maßnahmen oder Einzelgeschäften der Verwaltung nur dann stellen, wenn sie wesentlich sind, also die Bilanz prägen. Das kann insbesondere beim Kauf oder Verkauf bedeutender Unternehmensbeteiligungen der Fall sein.528 Ferner können erhebliche Verluste im abgelaufenen oder aktuellen Geschäftsjahr, eine unbefriedigende Geschäftsentwicklung529 und erst recht objektive Anhaltspunkte für erhebliche Liquiditätsprobleme530 oder eine existenzbedrohende Krise531 Fragen nach den wesentlichen Ursachen und den Gründen hierfür erforderlich machen.
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Die Hinterfragung von Einzelgeschäften und Einzelmaßnahmen, die für sich gesehen nicht bilanzprägend sind oder sonst die Unternehmenstätigkeit wesentlich beeinflusst haben, ist ohne das Vorliegen besonderer Umstände nicht zur Beurteilung der Entlastung erforderlich. Aus der aktienrechtlichen Kompetenzordnung und der Bedeutung der Entlastung (Rdn 173) folgt, dass die Hauptversammlung keine allgemeine Kontrolle des Verhaltens der Verwaltung ausübt und dementsprechend auch das individuelle Auskunftsrecht des Aktionärs hierauf nicht zur Beurteilung der Entlastung der Verwaltung abzielen kann (Rdn 15).532 Deshalb ist die Aufdeckung von Pflichtverletzungen oder Fehlern der Organmitglieder nur Anlass, nicht aber per se Rechtfertigung der Erforderlichkeit von Auskünften. Auskünfte betreffend für sich gesehen nicht wesentliche Einzelmaßnahmen der Verwaltung sind vielmehr nur dann zur Beurteilung der Entlastung erforderlich, wenn objektiv die konkrete Möglichkeit eines Fehlverhaltens der Verwaltung besteht.533 Bloße Spekulationen, subjektive Überzeugungen und Hinweise auf hypothetische Szenarien reichen nicht. Bei konkreten Anhaltspunkten, die den objektiven Anfangsverdacht einer Pflichtwidrigkeit der Verwaltung begründen, können auch im Einzelfall detailiertere Fragen oder Nachfragen erforderlich werden.534
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Durch diese Maßgeblichkeitssschwelle für die Überprüfung von Pflichtverletzungen der Verwaltung bei für sich gesehen nicht wesentlichen Einzelmaßnahmen oder Einzelgeschäften wird auch dem Umstand Rechnung getragen, dass ein Aktionär die Entlastungsentscheidung der Hauptversammlung nur bei eindeutigen und schwerwiegenden Gesetzes- oder Satzungsverstößen erfolgreich angreifen kann (näher Mülbert § 120 Rdn 149).535 Daraus kann zwar nicht geschlossen werden, dass Auskünfte zur Beurteilung der Entlastung nur bei konkreten Anhaltspunkten für eindeutige und schwerwiegende Pflichtverletzungen der Verwaltung zu bejahen sind (vgl auch Rdn 133).536 Es wäre aber nicht wertungskonsistent für die Anfechtbarkeit der Entlastung mit Blick auf Pflichtverletzungen der Verwaltung hohe Anforderungen zu stellen, Auskünfte hierzu aber ohne weiteres für erforderlich zu halten.537
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Ausreichend konkrete Anhaltspunkte für ein Fehlverhalten der Verwaltung wurden von der Rechtsprechung bejaht bei Vorliegen eines Sonderprüfungsberichts, der Pflichtverstöße der Verwaltung nahelegt538 (Rdn 197), bei riskanten und ungewöhnlichen Finanztransaktionen (Kurssicherungsgeschäfte,539 Derivatgeschäfte540), die außerhalb des satzungsgemäßen Unternehmensgegenstandes liegen können, bei aufgrund von bekannt gewordenen Ermittlungen der BaFin möglichen Verstößen gegen das WpHG (insbesondere wegen Insiderhandels),541 bei Einführung eines Konzerngremiums außerhalb der üblichen Organstruktur,542 bei durch den Vorstand veranlassten Zahlungen ungewöhnlich hoher Abfindungen an Mitarbeiter543 sowie bei Artikeln in der seriösen Wirtschaftspresse, die sich nicht auf Spekulationen beschränken, sondern über konkrete Hinweise auf Pflichtverletzungen berichteten.544
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Hinreichend konkrete Anhaltspunkte für ein mögliches pflichtwidriges Verhalten der Verwaltung wurden dagegen verneint bei fehlender Ersichtlichkeit eines Schadens oder eines Interessenkonflikts,545 bei einem Hinweis auf einen Presseartikel, der seinerseits auf unbenannte Presse zum Vorwurf der Kursmanipulation verweist546 oder bei einem der Verwaltung bekannten und bei der Anstellung berücksichtigten eingestellten Strafverfahren.547
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Ob im konkreten Einzelfall eine konkrete Möglichkeit einer Pflichtverletzung vorliegt, hängt auch davon ab, ob eine unternehmerische Entscheidung der Verwaltung mit der Folge der Anwendbarkeit des § 93 Abs 1 Satz 2 in Rede steht, ob es sich um eine Entscheidung mit einem gewissen Beurteilungsspielraum handelt oder ob sich die Verwaltung bei ihrem Handeln strikt an der Legalitätspflicht orientieren muss. Handelt es sich um unternehmerische Entscheidungen im Rahmen der Business Judgement Rule wie wesentliche Käufe oder Verkäufe oder Personalentscheidungen, so wird es häufig wegen des weiten Ermessensspielraums der Verwaltung an konkreten Anhaltspunkten für ein pflichtwidriges Verhalten der Verwaltung fehlen.548 Es können dann Fragen der Aktionäre dazu erforderlich sein, ob die formalen Regeln in Satzung oder Geschäftsordnung für einen ordnungsgemäßen Entscheidungsprozess eingehalten wurden und ob wesentliche Tatsachen für die Entscheidungsfindung bekannt waren und gewürdigt wurden (handeln auf der Grundlage angemessener Information, § 93 Abs 1 Satz 2). Werden diese Fragen beantwortet, so bedürfen die Aktionäre nicht zusätzlicher Detailinformationen.
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Umgekehrt kann die Erforderlichkeit detailierter Fragen der Aktionäre eher zu bejahen sein, wenn ein pflichtwidriges Verhalten der Verwaltung im Bereich der Legalitätspflicht in Rede steht, wie bei einem möglichen Handeln der Verwaltung außerhalb des satzungsgemäßen Unternehmensgegenstandes oder bei möglichen Gesetzesverstößen der Verwaltung (Insiderhandel,549 strafrechtlich relevantes Verhalten). Ebenso können bei related party transactions (Geschäfte mit Organmitgliedern, Geschäfte mit dem herrschenden Unternehmen und sonstigen nahestehenden Personen iSv § 111a ARUG II) im Einzelfall objektive Anhaltspunkte (zB Interessenkonflikte) für mögliche Pflichtverstöße bestehen, die auch einzelne Detailfragen zur Verprobung ermöglichen (Rdn 193).550 Dabei werden neben Auskünften zum pflichtgemäßen Verhalten des Vorstands auch Fragen nach einer pflichtgemäßen Zustimmung des Aufsichtsrats gemäß § 111b idF ARUG II an Bedeutung gewonnen.
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Detailauskünfte und Ausforschungen, mit denen das Verhalten der Verwaltung im Einzelnen durch die Aktionäre hinterfragt werden soll, sind auch bei konkreten Anhaltspunkten für ein pflichtwidriges Verhalten der Verwaltung regelmäßig nicht zur Beurteilung der Entlastung erforderlich.551 Zudem sind Auskünfte zu wirtschaftlich zu vernachlässigenden Sachverhalten, die keine Rückschlüsse auf das Handeln der Verwaltung als im Großen und Ganzen pflichtgemäß zulassen (Rdn 179), nicht erforderlich.552 Erst ein objektiv begründeter Verdacht schwerwiegender Pflichtverletzungen rechtfertigt nach der Rechtsprechung ein vorrangiges Aufklärungsinteresse der Aktionäre, das sogar ein Auskunftsverweigerungsrecht gemäß § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 1 überwinden (Rdn 369) und dann auch die Erforderlichkeit einer Auskunft begründen kann. Allerdings hat die Rechtsprechung ein vorrangiges Aufklärungsinteresse der Aktionäre und in diesem Zusammenhang eine Detailkontrolle der Verwaltung mit Hilfe des Auskunftsrechts bislang nur selten bejaht (Rdn 377).
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Eine Detailkontrolle der Verwaltung durch die Hauptversammlung und erst recht durch den einzelnen Aktionär mit Hilfe des Auskunftsrechts ist auch mit dem aktienrechtlichen Kompetenzgefüge nicht vereinbar. Es ist Sache des Aufsichtsrats, ein pflichtwidriges Verhalten des Vorstands aufzuklären und gegebenenfalls zu verfolgen (Hopt/Roth § 111 Rdn 333 ff, § 116 Rdn 116). Das Auskunftsrecht gemäß § 131 ermöglicht nicht eine allgemeine Rechtskontrolle der Kontrolleure.553 Die Hauptversammlung kann gemäß § 142 Abs 1 durch Mehrheitsbeschluss eine Sonderprüfung durchsetzen; zudem kann eine qualifizierte Aktionärsminderheit gemäß § 142 Abs 2 bei einem konkreten Verdacht für eine schwerwiegende Pflichtverletzung der Verwaltung die gerichtliche Anordnung einer Sonderprüfung erreichen. Diese hohen Anforderungen an eine subsidiäre Kontrolle dürfen durch das Auskunftsrecht des einzelnen Aktionärs nicht unterlaufen werden: Es dient nicht dazu, wie bei einer Sonderprüfung Einzelheiten zum Verhalten der Verwaltung in der Hauptversammlung aufzuklären.554 Das Auskunftsrecht hat aber auch nicht die Funktion, den Aktionären die Informationen zu verschaffen, die sie für einen Antrag gemäß § 142 Abs 2 benötigen. Im Zusammenhang mit der Entlastung der Verwaltung geht es allein um die Beurteilung des Verhaltens der Verwaltung als im Großen und Ganzen gesetzes- und satzungsgemäß und um eine zukünftige Vertrauensbekundung, nicht um die Beurteilung oder gar Schaffung der Voraussetzungen für gerichtliche Minderheitsanträge auf Zulassung einer Sonderprüfung. Allenfalls im Zusammenhang mit der Beschlussfassung der Hauptversammlung über einen von einer Aktionärsminderheit gemäß § 122 Abs 1 auf die Tagesordnung gesetzten Sonderprüfungsantrag (§ 142 Abs 1) kommen bei einem ausreichenden Anfangsverdacht (Rdn 181) weitergehende Fragen in Betracht, die darauf abzielen, ob ein konkreter Verdacht auch für eine schwerwiegende Pflichtverletzung der Verwaltung vorliegt.555
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cc) Einzelheiten. Fragen nach der Anzahl der Aufsichtsratssitzungen und der Anzahl der Sitzungen von Aufsichtssratsausschüssen können ebenso erforderlich sein wie Fragen nach der Häufigkeit der Teilnahme einzelner Aufsichtsratsmitglieder, sofern die Angaben nicht bereits im Bericht des Aufsichtrats gemäß § 171 Abs 2 Satz 2 enthalten sind.556 Bei einer niedrigen Teilnahmequote eines Aufsichtsratsmitglieds kann die Frage nach dem Grund hierfür erforderlich sein. Detailfragen zu Vorgängen in Aufsichtsratssitzungen oder Aussschusssitzungen, die über den generellen Gegenstand hinaus gehen557, insbesondere Fragen zur Aussprache und den Abstimmungsergebnissen in den Aufsichtsratssitzungen, sind regelmäßig nicht erforderlich; derartige Fragen würden auf eine durch das Auskunftsrecht nicht gedeckte Detailkontrolle des Verhaltens des Aufsichtsrats hinauslaufen (Rdn 181).558 Erst recht besteht kein Auskunftsanspruch auf Mitteilung des Inhalts von Aufsichtsratsprotokollen.559 Zudem besteht insoweit regelmäßig ein Auskunftsverweigerungsrecht gemäß § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 1 (Rdn 380).
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Zur Beurteilung der Entlastung erforderlich sein können auch Auskünfte zu der Entsprechenserklärung der Gesellschaft (§ 161), insbesondere bei Aussagen zur Handhabung von Interessenkonflikten der Aufsichtsratsmitglieder (Ziff 5.5.3 Satz 1 DCGK, E.1 DCGK idF 9.5.2019, s auch Rdn 215).560 Nach einer Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs 1 Nr 8 kann der Vorstand im Rahmen der Unterrichtung der nächsten Hauptversammlung gemäß § 71 Abs 3 Satz 1 zur Beurteilung der Entlastung zur Auskunft gehalten sein, ob von einzelnen Aktionären unter Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz Aktien erworben wurden und zu welchem Preis dies der Fall war.561 Fragen zu monatlichen, wöchentlichen oder gar taggenauen Erwerbs- und Veräußerungsumsätzen sind dagegen regelmäßig nicht erforderlich.562
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Zu Auskünften betreffend einzelne Positionen im Jahresabschluss und Angaben im Lagebericht gelten die für die Erforderlichkeit der Vorlage des Jahresabschlusses geltenden Grundsätze (Rdn 158 ff). Ohne konkrete Anhaltspunkte für ein nicht sachgerechtes Kostenmanagement ist eine Aufschlüsselung der Verwaltungskosten nicht erforderlich.563 Fragen zur Verwendung von Mitteln aus einer Kapitalerhöhung können in der nachfolgenden Hauptversammlung zur Beurteilung der Entlastung erforderlich sein (Rdn 223)564, zu einem späteren Zeitpunkt nur bei konkreten Anhaltspunkten für ein pflichtwidriges Verhalten der Verwaltung (Rdn 181).565
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Auskünfte zum Kauf oder zur Veräußerung von Immobilien566 oder Unternehmensbeteiligungen567 sind grundsätzlich nur erforderlich, wenn sie bilanzprägend sind (Rdn 158), im Übrigen bei konkreten Anhaltspunkten für ein pflichtwidriges Verhalten der Verwaltung oder für das Vorliegen von Interessenkonflikten (Rdn 186, 193).568 Fragen zum due diligence-Bericht sind als Detailfragen regelmäßig nicht erforderlich;569 auch Fragen zu den bei der due diligence wichtigsten aufgedeckten Risiken sind jedenfalls dann nicht erforderlich, wenn diese zum großen Teil nicht übernommen worden sind.570 Fragen zu Höhe und Einzelheiten eines Kreditengagements sind bei Kreditinstituten grundsätzlich nicht erforderlich, sofern nicht die Besorgnis eines pflichtwidrigen Verhaltens der Verwaltung besteht.571
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Bei Geschäften mit Organmitgliedern können konkrete Anhaltspunkte für Interessenkonflikte Auskünfte dazu erforderlich machen, ob die wesentlichen Vertragskonditionen denjenigen entsprechen, wie sie mit unabhängigen Dritten (at arm’s length) abgeschlossen werden (Rdn 185, s auch Rdn 190).572 Fragen zu Darlehen an Organmitglieder sind erforderlich, sofern sie nicht ohnehin gemäß § 285 Nr 9c HGB offengelegt sind (Rdn 29).573 Bei Anhaltspunkten für Pflichtverletzungen können über gemäß § 285 Nr 9c HGB hinausgehende Informationen erforderlich sein.574 Ebenso können Fragen betreffend eine zu Unrecht bezogene Aufsichtsratsvergütung575 und im Hinblick auf §§ 113, 114 zu Beratungsverträgen mit Aufsichtsratsmitgliedern erforderlich sein.576 So kann die Frage erforderlich sein, wann und unter welchen Voraussetzung der Aufsichtsrat Zahlungen an eine Rechtsanwaltskanzlei, der ein Mitglied des Aufsichtsrats angehört, zugestimmt hat.577 Die Einbeziehung von Organmitgliedern in den Begriff der nahestehenden Person iSv § 111a Abs 2 ARUG II kann darüber hinausgehend Fragen zur ordnungsgemäßen Zustimmung zu nicht in ordentlichen Geschäftsgang abgeschlossenen Geschäften eröffnen.
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Auch bei Geschäften mit dem Großaktionär/herrschenden Unternehmen können wegen konkreter Anhaltspunkte für einen Konzernkonflikt eher Auskünfte erforderlich sein als bei Geschäften mit unabhängigen Dritten (Rdn 185).578 Der Erforderlichkeit von Fragen zu Geschäften mit dem herrschenden Unternehmen steht nicht schon von vorherein die fehlende Verpflichtung zur Offenlegung des Abhängigkeitsberichts entgegen (Rdn 97).579 Über die Erklärungen des Aufsichtsrats gemäß § 314 Abs 3 hinausgehende Fragen zu Einzelheiten des Abhängigkeitsberichts können allerdings nicht erfragt werden (s auch Rdn 98).580 Die Auskunft zu einzelnen Vertragsbedingungen von Geschäften mit verbundenen Unternehmen ist regelmäßig erforderlich, sofern es sich um wesentliche Vertragsbedingungen bei wesentlichen Verträgen handelt, Anhaltspunkte für ein pflichtwidriges Verhalten oder für Interessenkonflikte bestehen.581 Dementsprechend können Fragen zur Konzernumlage und zu Konzernverrechnungspreisen erforderlich sein.582 Die Ausdehnung von related party transactions auch auf wesentlich beteiligte Unternehmen und deren Erfassung in § 111a, b ARUG II kann darüber hinaus gehend Raum für Auskunftsbegehren schaffen.
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Fragen zu Nebentätigkeiten von Organmitgliedern können für die Beurteilung der Aktionäre von Bedeutung sein, ob sich die Organmitglieder den Belangen des Unternehmens ausreichend widmen können. Nicht erforderlich ist, dass objektiv begründete Zweifel an der Vereinbarkeit der Nebentätigkeit (zB Aufsichtsratsmandate) mit der Vorstandstätigkeit bestehen, s § 125 Abs 1 Satz 5.583 Darüber hinausgehend ist die Auskunft über konzerninterne Aufsichtsratsmandate sowie über Mitgliedschaften in dem Aufsichtsrat vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen zu erwarten.584
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Im Übrigen können Fragen zu persönlichen Angelegenheiten von Organmitgliedern erforderlich sein, sofern sie die Eignung bzw die Qualifikation der Organmitglieder betreffen (vgl auch Rdn 212, 214).585 Dies betrifft Fragen zum beruflichen Werdegang eines im für die Entlastung relevanten Geschäftsjahr bestellten Vorstandsmitglieds.586 Soweit sich die entsprechenden Informationen der website der Gesellschaft entnehmen lassen, sind darüber hinaus gehende Informationen nicht erforderlich (Rdn 142, 212).587 Persönliche Angaben wie Familienstand, Religionszugehörigkeit oder Zugehörigkeit zu einer studentischen Verbindung588 sind grundsätzlich nicht erforderlich. Etwas anderes gilt nur bei Vorliegen von konkreten Anzeichen für eine mangelnde Eignung, zB aufgrund fehlender beruflicher Qualifikation (Rdn 214).589 Fragen zum konkreten Auswahlverfahren und den Vorzügen eines bestellten Organmitglieds gegenüber Mitbewerbern sowie zu den generellen „K.o.-Krite-rien“ für die Besetzung von Organpositionen gehen angesichts des weiten Ermessens des Aufsichtsrats bei Personalentscheidungen über das erforderliche Maß hinaus.590 Weitere Einzelheiten können zur Beurteilung der Wahl eines Aufsichtsratmitglieds erforderlich sein (Rdn 212, 214).
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Hat die Gesellschaft eine internal investigation (früher auch freiwillige Sonderprüfung genannt) zur Frage der Pflichtgemäßheit des Verhaltens des Vorstands und/oder des Aufsichtsrats in Auftrag gegeben, so ist der insoweit erstattete Bericht – anders als bei der von der Hauptversammlung gemäß § 142 Abs 1 beschlossenen oder durch das Gericht gemäß § 142 Abs 2 angeordneten Sonderprüfung (§ 145 Abs 6 Satz 4) – nicht gegenüber den Aktionären offen zu legen. Es können jedoch Auskünfte zum wesentlichen Inhalt eines vorliegenden Untersuchungsberichts zur Beurteilung der Entlastung erforderlich sein.591 Weitergehende Fragen zu Einzelheiten des Berichtes und erst recht eine Mitteilung des gesamten Inhalts sind jedoch nicht erforderlich, weil sie auf eine unzulässige Detailkontrolle hinaus liefen (Rdn 188).592 Im Übrigen kommt im Einzelfall ein Auskunftsverweigerungsrecht gemäß § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 1 in Betracht, wenn Auskunft mit Blick auf drohende oder laufende Verfahren oder Rechtsstreitigkeiten nachteilig sein können (Rdn 369).
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Auskünfte zum Gesamtbetrag von Spenden oder die Gesamtkosten für Sponsoring können zur Beurteilung der Entlastung erforderlich sein.593 Fragen zu Einzelbeträgen sind nicht erforderlich, sofern nicht der Betrag die Maßgeblichkeitsschwelle erreicht (Rdn 158), Anhaltspunkte für ein pflichtwidriges Verhalten der Verwaltung oder sonstige ungewöhnliche Umstände vorliegen.594 Für Spenden an politische Parteien gelten keine Besonderheiten:595 Eine Aufgliederung von Spenden in solche an politische Parteien insgesamt und in sonstige Spenden oder gar in Spenden für einzelne Parteien kann regelmäßig nicht verlangt werden. Die Veröffentlichung von Parteispenden über 50.000 Euro durch den Bundestag führt nicht per se zu einer entsprechenden Auskunftspflicht des Unternehmens nach § 131.
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Fragen zur Unternehmensorganisation gewinnen im Bereich des Risk Management (s § 91 Abs 2, § 322 HGB) und insbesondere im Bereich der Compliance zunehmende Bedeutung und können deshalb hinsichtlich Art und Umfang zur Beurteilung der Entlastung erforderlich sein, s auch A. 2 Satz 1 DCGK idF 9.5.2019.596 Sind in diesem Zusammenhang Schadensfälle aufgrund von Korruption, Kartellverstößen etc bekannt geworden, können auch Fragen erforderlich werden, die darauf abzielen, warum die Organisation diese Schadensfälle nicht verhindert hat und wie auf die Fälle in Zukunft durch Änderung der Organisation reagiert wird. Wird außerhalb des Vorstands ein Konzernleitungsgremium (group executive commitee) gebildet, können Fragen erforderlich sein, ob und wie der Vorstand seiner Leitungspflicht sowie der Aufsichtsrat seiner Überwachungspflicht nachkommt (s auch Rdn 203).597
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Auskünfte über die Vergütung des Vorstands haben zur Beurteilung der Entlastung des Aufsichtsrats früher eine große praktische Rolle gespielt. Seitdem zunächst gemäß § 285 Nr 9a HGB eine Verpflichtung zur Offenlegung der Gesamtbezüge und seit 2005 auch für die Bezüge jedes Vorstandsmitglieds einer börsennotierten Gesellschaft (§ 285 Nr 9a Satz 5–8) eingeführt wurde, haben diese bilanzrechtlichen Publizitätspflichten gleichzeitig den Mindeststandard für Auskünfte gemäß § 131 (Rdn 29) gesetzt. Die Ausweitung der Publizitätspflicht durch § 162 idF ARUG II erhöht diesen Mindeststandard. Werden die Publikationspflichten zum Vergütungssystem im Vergütungsbericht erfüllt, so kann dadurch zugleich die Erforderlichkeit von Verständnisfragen in der Hauptversammlung gemäß § 131 begründet (Rdn 142), hinsichtlich weitergehender Auskünfte aber zugleich begrenzt werden598 (Rdn 203a). Machte die Hauptversammlung bislang von der Möglichkeit einer Befreiung von der individuellen Offenlegung der Vorstandsbezüge gemäß § 286 Abs 4 HGB Gebrauch, so konnte dadurch nicht das individuelle Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß § 131 Abs 1 beseitigt werden599; durch das ARUG II wird auch die Befreiungsmöglichkeit entfallen. Die individualisierte Information über die Vorstandsbezüge bei börsennotierten Gesellschaften entspricht ohnehin mittlerweile einem anerkannten internationalen Standard reifer Kapitalmärkte.
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Die Auskunft zur Gesamthöhe von Abfindungszahlungen an ausgeschiedene Vorstandsmitglieder ist erforderlich (§ 285 Nr 9b HGB), in Abwesenheit von Anhaltspunkten für pflichtwidriges Verhalten oder sonstiger ungewöhnliche Umstände dagegen nicht die Auskunft zum wesentlichen Inhalt von Vereinbarungen mit einzelnen ausgeschiedenen Vorstandsmitgliedern.600 Die Auskunftspflicht bezieht sich auch auf die Gesamthöhe der Vergütung von Vorstandsmitgliedern in Konzernunternehmen, s § 314 Abs 1 Nr 6a, b HGB. Auch Auskünfte zur Vergütung von Vorstandsmitgliedern für die Wahrnehmung von Aufsichts- und Beiratsmandaten bei Konzernunternehmen sind hinsichtlich ihrer Gesamthöhe erforderlich, sofern sie nicht bereits gemäß § 314 Abs 1 Nr 6a HGB offengelegt sind. Ebenso besteht eine Auskunftspflicht über die Gesamthöhe der Ruhestandsbezüge, § 285 Nr 9b HGB.
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Angesichts der ausdifferenzierten bilanzrechtlichen Publizitätspflicht sind darüberhinaus gehende Auskünfte betreffend die konkrete Höhe von geldwerten Leistungen an den Vorstand und dessen Rechtfertigung zur Beurteilung der Entlastung des Aufsichtsrats grundsätzlich nicht erforderlich, der bilanzrechtliche Standard setzt insoweit zugleich Grenzen (Rdn 30).601 Etwas anderes gilt nur dann, wenn konkrete Anhaltspunkte für Pflichtverletzungen des Aufsichtsrats bestehen, wenn die Vorstandsvergütung ungewöhnlich hoch ist oder ungewöhnliche Elemente enthält (Rdn 181).602 Möglich bleiben Verständnisfragen zum Vergütungsbericht des Aufsichtsrats.
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Fragen zur Gesamtvergütung und zur Vergütungsstruktur eines Geschäftsleitungsgremiums außerhalb des Vorstands (group executive committee) können zur Beurteilung der Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat erforderlich sein.603 Auskünfte zu Einzelvergütungen können jedoch nur dann verlangt werden, wenn Anhaltspunkte für ein pflichtwidriges Verhalten der Verwaltung bestehen (Rdn 181).604 Auch der Umstand, dass ein leitender Mitarbeiter in den Vorstand berufen wird, ermöglicht nicht Auskünfte über seine individualisierte Vergütung aus der Zeit vor der Vorstandstätigkeit.605
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Steht eine Billigung des Vergütungssystems gemäß § 120 Abs 4 zur Beschlussfassung der Hauptversammlung, so können zusätzliche Fragen erforderlich werden, etwa zur nachhaltigen Ausgestaltung der Vorstandsvergütung, zu Vergleichswerten im Markt, im Börsensegment oder bei Wettbewerbern, zu Ermessensspielräumen des Aufsichtsrats bei einzelnen Vergütungselementen, zur theoretischen Maximalvergütung pro Vorstandsmitglied bei Unterstellung eines best case Szenarios, zur Beratung des Aufsichtsrats durch externe Vergütungsexperten, zur Angemessenheitsprüfung durch den Aufsichtsrat (näher Mülbert § 120 Rdn 166).606 Die praktische Bedeutung derartiger Fragen wird mit der Einführung eines zwingenden Votums gemäß § 120a durch das ARUG II an Bedeutung gewinnen. Zudem können auch Fragen zum Vergütungsbericht zur Beurteilung von dessen Billigung gemäß § 120a Abs 4 erforderlich werden. Insoweit können insbesondere Fragen zum Verständnis und gegebenenfalls ergänzende Fragen mit Blick auf eine Plausibilitätskontrolle erforderlich werden (Rdn 27 f, 143 f). Soweit der Vergütungsbericht gemäß § 162 Abs 5 idF ARUG II keine Daten zu personenbezogenen Angaben einzelner Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichtsrats enthalten muss, bildet diese Regelung gleichzeitig eine die Erforderlichkeit der Auskunft begrenzende Wirkung (s auch Rdn 389a).

e) Bestellung des Abschlußprüfers
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aa) Grundsätze. Fragen zur Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlußprüfers haben in den letzten Jahren zugenommen.607 Angesichts der zunehmenden Anforderungen an die Unabhängigkeit der Abschlussprüfer ist damit zu rechnen, dass sie in Zukunft weiter an Bedeutung gewinnen. Erforderlich sein können insbesondere Fragen, die die Anforderungen an seine Eignung iSv § 319 Abs 2 HGB betreffen.608 Angesichts der zunehmenden Konzentration der Wirtschaftsprüfungsbranche können auch Fragen betreffend Interessen- und Branchenkonflikte erforderlich sein.609 Fragen nach sämtlichen Prüfungsaufträgen des Abschlußprüfers außerhalb der Gesellschaft oder außerhalb des Konzerns der Gesellschaft betreffen schon keine Angelegenheit der Gesellschaft (Rdn 90).
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Im Fokus der Fragen insbesondere von Aktionärsschutzvereinigungen stehen Nachfragen zum im Anhang (§ 285 Nr 17 HGB) offenzulegenden Verhältnis des Honorarvolumens des Abschlussprüfers bei der Abschlussprüfung zum Honorarvolumen aus sonstiger Tätigkeit für die Gesellschaft, weil sich hieraus eine gewisse Abhängigkeit des Abschlußprüfers von der Gesellschaft ergeben könnte.610 Insbesondere können Fragen zu den Gründen für hohe Beratungshonorare erforderlich sein. Infolge der für börsennotierte Gesellschaften gemäß § 318 Abs 1a HGB eingeführten zwingenden Rotation des Abschlussprüfers, erhöhten Anforderungen an die Überprüfung der Unabhängigkeit des Abschlussprüfers durch den Prüfungsausschuss des Aufsichtsrats und des Rechts einer qualifizierten Minderheit zur Beantragung einer gerichtlichen Ersetzung des Abschlussprüfers (§ 318 Abs 3 Satz 1 HGB) werden hierzu Fragen der Aktionäre zunehmen. So können Fragen erforderlich sein, wie lange der Abschlussprüfer bereits die Gesellschaft geprüft und wann ein Wechsel vorgesehen ist; ebenso können Fragen zum Ausschreibungsverfahren erforderlich sein.
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Ein Anspruch auf Informationen über den Inhalt des Prüfungsberichts oder gar auf Einsichtnahme in den Prüfungsbericht besteht nicht. Ebenso wenig besteht ein Anspruch auf Auskunft über das Auftragsschreiben der Gesellschaft an den Abschlussprüfer oder über den Inhalt des Management-Letter an den Vorstand.611 Der Abschlussprüfer selbst ist nicht verpflichtet, dem Aktionär Auskunft zu erteilen, § 176 Abs 2 Satz 2 (Rdn 67).
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Bei Fragen zur Wiederbestellung des Abschlußprüfers stehen weniger Fragen zur Eignung des Abschlussprüfers als zu seiner bisherigen Prüfungstätigkeit im Fokus (vgl auch Rdn 213). Sie können sich auf wesentliche oder besonders auffällige Positionen des Jahresabschlusses beziehen612 und darauf abzielen, Verstöße gegen Bilanzierungsvorschriften offen zu legen, die vom Abschlussprüfer pflichtwidrig nicht beanstandet wurden.613 Dementsprechend kann Anlass zu Fragen bestehen, wenn bilanzielle Unregelmäßigkeiten bekannt werden. Fragen sind insoweit nicht notwendigerweise auf das abgeschlossene Geschäftsjahr beschränkt, sondern können auch einen früheren Zeitraum betreffen, für den der Abschlussprüfer bestellt war (vgl auch Rdn 213).614
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Die Anfechtbarkeit der Bestellung des Abschlussprüfers wegen Informationspflichtverletzungen ist erheblich eingeschränkt. Soweit ein gesetzlicher Ausschlussgrund in der Person des Prüfers oder eine Inkompatibilität gemäß §§ 319 ff HGB vorliegt, ist das Ersetzungsverfahren nach § 318 Abs 3 HGB vorrangig und die Anfechtung ausgeschlossen, § 243 Abs 3 Nr 3. Der daraus folgende Ausschluss einer Anfechtbarkeit der Bestellung des Abschlussprüfers (auch) wegen einer Auskunftspflichtverletzung betreffend eine Befangenheit des Abschlussprüfers615 lässt nicht den Schluss zu, dass insoweit Fragen generell nicht zur Bestellung des Abschlussprüfers erforderlich sind (vgl auch Rdn 133).
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bb) Einzelheiten. Fragen zur Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten bei der Bilanzierung sind zur Beurteilung der Wahl des Abschlussprüfers erforderlich, wenn es um wesentliche Bilanzpositionen (Rdn 132) geht oder wenn konkrete Anhaltspunkte für ein pflichtwidriges Verhalten des Abschlussprüfers bestehen (vgl auch Rdn 181). So können bei ungewöhnlich hohen Abschreibungen Fragen zum Ausweis von Beteiligungen erforderlich sein616, ferner Fragen im Zusammenhang mit dem Verhalten des Abschlussprüfers bei einem Devisenskandal in früheren Geschäftsjahren.617

210

Fragen zu einem berufsrechtlichen Verfahren gegen den Abschlussprüfer betreffen schon keine Angelegenheit der Gesellschaft, sofern sich aus den Ergebnissen des Verfahrens nicht Auswirkungen auf Testat, Ergebnis der Abschlussprüfung oder sonstige Prüfungsergebnisse der Gesellschaft ergeben (Rdn 91).618 Die Frage, ob Regressforderungen gegen den Abschlussprüfer wegen gegen eine ausländische Tochtergesellschaft verhängten erheblichen Steuerstrafzahlungen geprüft wurden, kann zur Beurteilung der Wahl des Abschlussprüfers erforderlich sein; eine nähere juristische Begründung dafür, warum derartige Ansprüche nach Auffassung der Gesellschaft nicht bestehen, kann jedoch nicht verlangt werden.619 Fragen im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Teilveräußerung von an die Gesellschaft verpfändeten Aktien und daraus vermuteter Pflichtverstöße der Verwaltung sind für die Beurteilung der Eignung und Zuverlässigkeit des erneut zu wählenden Abschlussprüfers irrelevant, weil streitige Schadenersatzansprüche erst bei rechtskräftiger Titulierung in der Bilanz zu aktivieren sind.620

f) Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern
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aa) Grundsätze. Fragen zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern haben angesichts der gesetzlich und durch den DCGK ausgebauten Anforderungen und Empfehlungen hinsichtlich der Eignung und Zusammensetzung des Aufsichtsrats an Bedeutung gewonnen. Bei einer Erstwahl können insbesondere Fragen erforderlich sein, die sich auf die gesetzlichen und satzungsgemäßen Voraussetzungen für die Wählbarkeit der Aufsichtsratsmitglieder beziehen.621 Dementsprechend können Fragen erforderlich sein, soweit sie sich auf Aufsichtsratsmandate in anderen Handelsgesellschaften oder Geschäftsführungsmandate beziehen, die einer Bestellung zum Aufsichtsrat gemäß § 100 Abs 2 oder § 105 entgegenstehen. Über die bei börsennotierten Gesellschaften zur Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten gemäß § 125 Abs 1 Satz 5 erforderlichen Angaben hinausgehend können Fragen auch zu Mandaten in ausländischen Kontrollgremien und in inländischen freiwilligen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen mit Blick auf drohende Mehrfachbelastungen oder die Gefahr von Interessenkollisionen erforderlich sein.622 Zudem können Fragen erforderlich sein, die sich auf die Entsprechenserklärung der Gesellschaft gemäß § 161 zu Empfehlungen des DCGK betreffend die Zusammensetzung des Aufsichtsrats (Ziff 5.4.1 und 5.4.2, C.1 idF 9.5.2019) beziehen,623 etwa zur Unabhängigkeit der Kandidaten (vgl auch C.6–C.9 DCGK idF 9.5.2019),624 zur Frage der Eignung als Finanzexperte, zur Erklärung der Gesellschaft betreffend die Zielgröße für diversity bzw zu den Gründen für das Fehlen weiblicher Kandidaten bei der Aufsichtsratswahl625 oder zur Überschreitung einer gemäß Ziff 5.4.1, C.2 idF 9.5.2019 DCGK festgelegten Regelaltersgrenze.626
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Zur Beurteilung der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern können insbesondere Fragen zur Eignung der Aufsichtsratsmitglieder erforderlich sein.627 In diesem Zusammenhang können – über § 124 Abs 3 Satz 4 (ausgeübter Beruf, Wohnort) hinausgehend – Fragen nach persönlichen Angelegenheiten erforderlich sein (zB beruflicher Werdegang, Branchenkenntnisse) (Rdn 214).628 In der Praxis werden häufig Informationsblätter zum Werdegang und zur beruflichen Qualifikation von Aufsichtsratskandidaten in der Hauptversammlung ausgelegt und mit der Einladung auf der website der Gesellschaft veröffentlicht, s auch C.14 DCGK idF 9.5.2019. Zudem wird den Kandidaten und Kandidatinnen nicht selten die Gelegenheit gegeben, sich persönlich den Aktionären in der Hauptversammlung vorzustellen. Insoweit sind dann zur persönlichen Eignung oft keine weiteren Fragen mehr erforderlich629 (Rdn 142).
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Bei der Wiederwahl von Aufsichtsratsmitgliedern stehen weniger Fragen zur Eignung als zur bisherigen Aufsichtsratstätigkeit im Fokus (vgl auch Rdn 207).630 So können Fragen nach Vorgängen im Rahmen der bisherigen Aufsichtsratstätigkeit erforderlich sein, die Rückschlüsse auf Pflichtverletzungen in der Vergangenheit wegen mangelnder Überwachung erlauben,631 etwa zur Überprüfung des Risikomanagements, der Compliance oder der Krisenvorsorge. Derartige Auskünfte sind – insoweit weitergehend als bei der Entlastung (Rdn 145) – nicht grundsätzlich auf die Aufsichtsratstätigkeit im abgeschlossenen Geschäftsjahr beschränkt. Fragen können sich auf Vorgänge in der gesamten Aufsichtsratsperiode beziehen, sofern sie für die Beurteilung der Wiederwahl wesentlich sind, unter Umständen sogar auf Vorgänge in einer vorherigen Aufsichtsratsperiode.632 Ebenso können beim zur Beschlussfassung anstehenden Wechsel eines bisherigen Vorstandsmitglieds in den Aufsichtsrat Fragen zu dessen Vorstandstätigkeit in den letzten Jahren erforderlich sein, wenn sie Rückschlüsse auf die Vertrauenswürdigkeit und Unabhängigkeit als Aufsichtsratsmitglied zulassen.633 Ebenso wie bei der Entlastung (Rdn 181) sind jedoch Fragen, die auf eine allgemeine Kontrolle der bisherigen Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied bzw bisheriges Vorstandsmitglied abzielen, nicht erforderlich; es bedarf konkreter Anhaltspunkte für eine fehlende Eignung zur Erstwahl oder zur Wiederwahl.634
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bb) Einzelheiten. Fragen nach Verbindungen zwischen den Aufsichtsratskandidaten und dem vorgeschlagenen Abschlussprüfer können erforderlich sein.635 Fragen nach persönlichen Angelegenheiten sind erforderlich, wenn und weil sie für die Eignung Rückschlüsse zulassen. Das wird bei langjähriger beruflicher Erfahrung auch hinsichtlich der Frage nach Studienabschlüssen nicht immer zu bejahen sein.636 Grundsätzlich sind Auskünfte nicht erforderlich zu Hobbys, politischer Zugehörigkeit, Zugehörigkeit zu einer Studentenverbindung, Zugehörigkeit zu Vereinen, Religion oder Familienstand (vgl auch Rdn 197),637 sofern nicht konkrete Anzeichen für eine hierdurch bedingte Beeinträchtigung der Eignung für die Aufsichtsratstätigkeit vorliegen.638 Das gilt auch für Fragen zum Gesundheitszustand, zu nicht unternehmensbezogenen Vorstrafen639 oder zur Mitgliedschaft in einer konspirativen Vereinigung.640
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Bei einem zur Wahl anstehenden anwaltlichen Berater des Großaktionärs der Gesellschaft ist die Frage nach den Honorarumsätzen mit diesem nicht zur Beurteilung der Eignung erforderlich.641 Bei der Wahl des früheren Finanzvorstands in den Aufsichtsrat sollen Fragen nach der Einflussnahme von Käufern und Politikern bei der Verwertung eines Aktienpakets erforderlich sein, weil sie einen Schluss darauf zulassen, ob der Aufsichtsratskandidat eine allein an den wirtschaftlichen Interessen der Gesellschaft orientierte Entscheidung getroffen hat.642 Für die Wiederwahl wurden die entsprechenden Fragen dagegen nicht mehr als erforderlich angesehen.643 Zur Beurteilung der Wiederwahl eines Aufsichtsratsmitglieds sollen Fragen nach hohen bilanziellen Abschreibungen auf Anteile erforderlich sein (zum Jahresabschluss Rdn 164, zur Entlastung Rdn 181, 191, zur Wahl des Abschlussprüfer Rdn 208);644 dem wird man nur bei konkreten Anhaltspunkten für eine unzureichende Kontrolle zustimmen können (Rdn 213). Erforderlich sein können Auskünfte zur Handhabung aufgetretener Interessenkonflikte (Ziff 5.5.3 Satz 1, E.1 (idF 9.5.2019) DCGK, s auch Rdn 190).645 Fragen zu einem etwaigen Interessenkonflikt aufgrund der Anwaltstätigkeit zu einem mehr als 10 Jahre vor der Wahl zurückliegenden Vorgang sind jedoch nicht zur Beurteilung der Eignung des Aufsichtsratskandidaten erforderlich.646
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g) Satzungsänderungen. Die Ausübung des Auskunftsrechts zur Beurteilung der Beschlussfassung der Hauptversammlung über eine Satzungsänderung (§ 179 Abs 1 Satz 1) hat in der Praxis nur eine geringe Bedeutung. In der Einladung der Hauptversammlung wird nicht selten der bisherige Satzungstext dem Wortlaut der vorgeschlagenen Satzungsänderung gegenübergestellt. Zudem macht der Vorstand im mündlichen Rechenschaftsbericht vor Beginn der Aussprache in der Hauptversammlung häufig Ausführungen zur Sinnhaftigkeit einer Satzungsänderung. Soweit dies nicht der Fall ist, können Auskünfte zum Grund für eine Satzungsänderung zur Beurteilung der Tagesordnung ebenso erforderlich sein wie Auskünfte betreffend den Unterschied zur bisherigen Satzungsregelung.647 Die schriftliche Vorlage einer Synopse kann jedoch nicht verlangt werden.
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Bei einer Beschlussfassung über die Erhöhung der Aufsichtsratsvergütung können etwa Auskünfte erforderlich sein, ob und warum die vorgeschlagene Aufsichtsratsvergütung die von Wettbewerbern oder von im gleichen Börsenindex gelisteten Gesellschaften übersteigt.

h) Kapitalmaßnahmen
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aa) Ordentliche Kapitalerhöhung. Bei einer Barkapitalerhöhung können Auskünfte erforderlich sein zum Kapitalbedarf der Gesellschaft und zur beabsichtigten Verwendung des neuen Kapitals.648 Weiterhin können Fragen zum Emissionskurs erforderlich sein.649 Dagegen müssen dem Aktionär mangels Vergleichbarkeit nicht ebenso wie einem Kreditgeber Auskünfte erteilt werden.650 Die Nichtvorlage von Jahresabschlüssen kann im Rahmen einer Kapitalerhöhung selbst dann nicht als Verletzung von Informationsrechten gemäß § 131 geltend gemacht werden, wenn die Aufstellungsfristen abgelaufen sind.651 Fragen zu nicht mit der Kapitalerhöhung in Zusammenhang stehenden steuerlichen Tatbeständen, nach der Steuer- oder Handelsbilanz oder zu finanziellen Verhältnissen von Tochtergesellschaften sind deshalb nicht zur sachgemäßen Beurteilung der Kapitalerhöhung erforderlich.652
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Bei der ohnehin nur unter engen Voraussetzungen zulässigen Barkapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts wird dem Informationsbedürfnis der Aktionäre zunächst durch den mit Einberufung der Hauptversammlung zu veröffentlichenden Bericht über den Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs 4 Satz 2 Rechnung getragen. Der Bericht, der Angaben über die sachliche Rechtfertigung des Bezugsrechtsausschlusses enthält, soll die Hauptversammlung in die Lage versetzen, die Interessen der Gesellschaft an einer Kapitalerhöhung mit Bezugsrechtsausschluss gegenüber anderen Alternativen zu bewerten, die Nachteile für die ausgeschlossenen Aktionäre zu erkennen und beides gegeneinander abzuwägen.653 Er ist nicht nur Vorstufe oder Grundlage für die Geltendmachung des Auskunftsrechts gemäß § 131, sondern soll bereits die wesentlichen Informationen für die Beschlussfassung enthalten.654 Das bedeutet nicht, dass bei Erstattung eines den rechtlichen Anforderungen entsprechenden Berichts keinerlei Fragen mehr zulässig wären. Raum bleibt insbesondere für Fragen zur Plausibilisierung und für Verständnisfragen (Rdn 27). Der Bericht hat bei ausreichender Information im Vorfeld der Hauptversammlung aber insoweit gleichzeitig eine begrenzende Wirkung (Rdn 28).
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Bei einer sanierenden Barkapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts können etwa Fragen nach der Fortführungsprognose, nach dem Restrukturierungskonzept und dem wesentlichen Inhalt der Vereinbarung mit einem sanierungswilligen neuen Großaktionär erforderlich sein.655 Die Frage nach den Ursachen für die aktuelle Insolvenzgefahr und die Bewertung eventueller Verstöße im Prüfbericht der Deutschen Bundesbank sind jedoch für die Frage der sachlichen Rechtfertigung des Bezugsrechtsausschlusses ebenso wenig erforderlich wie Fragen nach zum Zweck einer Unternehmensbewertung tätigen Wirtschaftprüfern und/oder Rechtsanwälten.656 Fragen zur Aufdeckung der Unzulässigkeit einer Bareinlage als verdeckte Sacheinlage können erforderlich sein.657
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Bei einer Sachkapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts können insbesondere bei Einbringung eines Unternehmens über den Bericht gemäß § 186 Abs 4 Satz 2 hinausgehend ergänzende oder vertiefende Fragen zur Plausibilisierung erforderlich sein.658 Insbesondere können Fragen zum einer Sachkapitalerhöhung zugrunde liegenden wesentlichen Inhalt des Kaufvertrages erforderlich sein, sofern sich dieser nicht bereits aus dem Bericht ergibt.659 Auch Fragen zu wesentlichen Ergebnissen der Bewertung der Sacheinlage können erforderlich sein;660 einer Detailkontrolle bedarf es jedoch nicht (Rdn 230, 249). Fragen können zu den letzten drei Jahresabschlüssen der einzubringenden Gesellschaft sowie nach dem Inhalt von Aktienoptionsplänen mit einem möglichen Verwässerungseffekt erforderlich sein.661 Fragen können sich auch darauf beziehen, ob die Sacheinlage durch Eigenkapital ersetzende Mittel erbracht werden soll.662 Bei einer Sacheinlage durch die Muttergesellschaft besteht keine Auskunftspflicht über die Geschäftsbeziehungen der Gesellschaft mit sämtlichen Konzerngesellschaften.663
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bb) Genehmigtes Kapital. Zur Beurteilung der Ermächtigung zur Schaffung eines genehmigten Kapitals können Auskünfte erforderlich sein, ob eine Nutzung des genehmigten Kapitals bereits geplant ist oder unter welchen Voraussetzungen sich die Gesellschaft gezwungen sieht, zur Sicherung des Eigenkapitals von einem genehmigten Kapital Gebrauch zu machen.664 Ist das der Fall, so wird man jedenfalls abstrakte Auskünfte erwarten müssen. Dagegen wird der Vorstand eine Auskunft zu konkreten Einzelheiten gemäß § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 1 verweigern können, wenn und weil die Offenlegung laufender Vertragsverhandlungen den Erfolg des Vertragsabschlusses gefährden kann (Rdn 393).665 Ist seit Einberufung der Hauptversammlung ein Vertragsabschluss erfolgt, so sind insoweit auf Fragen grundsätzlich die wesentlichen Konditionen zu nennen. Wird im Bericht über einen möglichen Bezugsrechtsausschluss sowohl im Rahmen eines genehmigten Kapitals zur Sachkapitalerhöhung als auch zur Barkapitalerhöhung auf eine strategische Neuorientierung bzw mögliche strategisch wichtige Partner verwiesen, so muss diese strategische Neuausrichtung auf Fragen näher erläutert werden.666 Zur Beurteilung der Schaffung eines genehmigten Kapitals können auch Auskünfte über den wesentlichen Inhalt einer durch ad hoc-Mitteilung bekannt gemachten Investorenvereinbarung über die Gewinnung eines neuen wesentlichen Aktionärs erforderlich sein.667
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In der auf die Ausnutzung des genehmigten Kapitals folgenden Hauptversammlung hat der Vorstand unaufgefordert die Aktionäre über die Ausnutzung und den Grund für einen Ausschluss des Bezugsrechts zu informieren.668 Dementsprechend haben die Aktionäre Anspruch auf Auskunft über die Ausgabebedingungen, insbesondere über den angemessenen Ausgabebetrag669 und über die Mittelverwendung,670 bei einer Sachkapitalerhöhung auch zum Umtauschverhältnis. Diese Auskünfte sind für die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals erforderlich, da zur Beschlussfassung das Vertrauen darauf erforderlich ist, dass der Vorstand den Anforderungen an eine nachträgliche Berichterstattung genügt (s auch Rdn 191).671
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Für die Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals soll die Auskunft erforderlich sein, wie der Vorstand eine zwei Jahre früher durchgeführte Kapitalerhöhung abgewickelt hat.672 Zu einer vier Jahre vor der erneuten Schaffung eines genehmigten Kapitals abgewickelten Kapitalerhöhung wurde dagegen die Erforderlichkeit von Auskünften verneint.673 Demgegenüber sind Fragen über die Mittelverwendung solcher früheren Kapitalerhöhungen nicht erforderlich, weil insoweit bereits ein Auskunftsrecht in der auf die Ausnutzung des genehmigten Kapitals folgenden Hauptversammlung bestand (Rdn 223, 146). Ohne konkrete Anhaltspunkte für ein pflichtwidriges Verhalten der Organe ist eine Überprüfung vergangener Kapitalerhöhungen auf ihre Pflichtgemäßheit zur Beurteilung der Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals nicht erforderlich (s auch Rdn 181).674 Dementsprechend sind Fragen, die darauf abzielen, ob bei einer im Jahr vor der erneuten Ermächtigung durchgeführten Kapitalerhöhung unter Ausnutzung des damals genehmigten Kapitals „alles mit rechten Dingen“ zugegangen sei, nicht erforderlich.675 Dagegen können bei Anhaltspunkten für das Vorliegen einer verdeckten Sacheinlage Fragen zur Mittelverwendung aus einer vorangegangenen Kapitalerhöhung erforderlich sein.676
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cc) Bedingte Kapitalerhöhung. Zur Beurteilung der Beschlussfassung der Hauptversammlung über eine bedingte Kapitalerhöhung zur Unterlegung von Aktienoptionen für Führungskräfte können über die gemäß § 193 Abs 2 Nr 4 im Beschluss festzulegenden Eckdaten, die bilanzrechtliche Offenlegungspflicht des § 285 Nr 9a Satz 4 HGB und den Bericht über das Aktienoptionsprogramm hinausgehend Auskünfte erforderlich sein. Beispielsweise können Auskünfte erforderlich sein zur Aufteilung des Gesamtvolumens eines Aktienoptionsprogramms auf den Vorstand und auf Arbeitnehmer677, ferner zur Begründung, warum aus der Sicht der Gesellschaft die erzielte Unternehmenswertsteigerung den negativen Kapitalverwässerungseffekt übersteigt oder zum Grund für einen Verzicht auf ein relatives Erfolgsziel oder zum Grund für die Wahl eines bestimmten Branchenindex als benchmark. Auch soweit Angaben zu den voraussichtlichen Auswirkungen eines Aktienoptionsprogramms auf die Gesellschaft bzw auf die vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre möglich sind, können Auskünfte erforderlich sein. Erforderlich können auch Auskünfte darüber sein, warum statt eines Aktienoptionsprogramms nicht lediglich virtuelle Wertrechte (phantom stock) eingeräumt werden sollen, die zu keinem Verwässerungseffekt zu Lasten der Aktionäre führen. Fragen zur Bedienung eines Aktienoptionsprogramms in früheren Jahren sind für die Beurteilung der Beschlussfassung über den Erwerb eigener Aktien nicht erforderlich.678

226

Hinsichtlich des Gesamtwertes eines Aktienoptionsplans hielt es die Rechtsprechung für ausreichend, wenn der Nominalwert der Option, der Umfang des zu ihrer Bedienung bestimmten bedingten Kapitals und die darauf resultierende Zahl an Aktien mitgeteilt wurde.679 Seit der Neuregelung des § 285 Nr 9a Satz 4 HGB ist diese Rechtsprechung insofern überholt, als der bei Zuteilung der Aktienoptionen beizulegende Zeitwert publizitätspflichtig ist, und zwar für börsennotierte Gesellschaften individualisiert (Satz 5). Damit wird auch für § 131 der Mindeststandard erhöht (Rdn 29). Die Angabe des aktuellen Wertes der auszugebenden Optionen – etwa nach der Black/Scholes-Formel – ist dagegen nach wie vor nicht erforderlich.680 Dafür lässt sich anführen, dass der Vermögensvorteil für den begünstigten Personenkreis vom aktuellen Börsenkurs zum Ausübungszeitpunkt abhängt und zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über das bedingte Kapital hierzu keine Aussagen möglich sind.681 Es bleibt abzuwarten, ob die bilanzrechtlichen Offenlegungspflichten in Anlehnung an anglo-amerikanische Standards zu einer Transparenz auch zum konkreten Zielwert der auszugebenden Optionen ausgebaut werden und dann auch das Auskunftsrecht des § 131 erweitern (Rdn 30).
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dd) Kapitalherabsetzung. Bei Beschlüssen über eine Kapitalherabsetzung steht in der Praxis die Beschlussfassung über einen Kapitalschnitt im Vordergrund, bei der das Kapital der Gesellschaft zum Ausgleich von Wertminderungen oder zur Deckung von sonstigen Verlusten gemäß § 229 vereinfacht herabgesetzt und anschließend im Wege der sanierenden Kapitalerhöhung wieder erhöht wird. Zur Beurteilung beider im Zusammenhang stehenden Tagesordnungspunkte sind regelmäßig Auskünfte zu den wesentlichen Eckpunkten eines Sanierungskonzepts erforderlich (Rdn 220). Die Aktionäre müssen zur Beurteilung der Plausibilität eines Sanierungskonzepts in die Lage versetzt werden, da sie mit ihren Mitteln zur Sanierung des Unternehmens beitragen sollen.682
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i) „Holzmüller“-Beschlüsse. In der Praxis spielten früher Beschlussfassungen über Grundlagen- und Strukturmaßnahmen, die tief in die Mitgliedschaftsrechte der Aktionäre und deren im Anteilseigentum verkörpertes Vermögensinteresse eingreifen und die deshalb im Anschluss an die „Holzmüller“-Entscheidung des BGH683 der Hauptversammlung vorgelegt wurden, eine große Rolle. Über den vom BGH entschiedenen Fall einer Ausgliederung des wertvollsten Betriebsteils einer AG auf eine Tochtergesellschaft684 hinausgehend wurden in der Praxis aus Gründen äußerster Vorsorge auch die Einbringung von wesentlichen Vermögensgegenständen in ein Joint Venture mit Dritten,685 der Verkauf wesentlicher Unternehmensbeteiligungen686 und – bei gleichzeitiger Satzungsänderung – der Kauf wesentlicher Unternehmensbeteiligungen687 der Hauptversammlung zur Zustimmung vorgelegt und in diesen Zusammenhang Auskünfte gemäß § 131 gefordert. Auch bei grenzüberschreitenden Unternehmenszusammenschlüssen wurden im Einzelfall im Zusammenhang mit der Beschlussfassung über eine Strukturmaßnahme auch die Zustimmung der Hauptversammlung zu einem vorhergehenden Business Combination Agreement eingeholt und/oder Auskünfte hierzu gefordert.688 Darüber hinaus gehend nahm der BGH zunächst auch die Notwendigkeit einer Beschlussfassung über ein Delisting an.689 Entsprechend hatten Auskunftsbegehren zu diesen (ungeschriebenen) Grundlagen- und Strukturmaßnahmen eine erhebliche praktische Bedeutung.690
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Seitdem der BGH klargestellt hat, dass eine Beschlussfassung nur in engen Ausnahmefällen erforderlich ist691 und weder ein Verkauf wesentlicher Unternehmensbeteiligungen (unterhalb der Schwelle des § 179 a)692 noch ein Delisting eine Befassung der Hauptversammlung erforderlich machen693 (näher Mülbert § 119 Rdn 138 ff), gibt es in der Praxis nur noch wenige (freiwillige) „Holzmüller“-Beschlüsse.694 Dementsprechend hat auch das Auskunftsrecht insoweit heute keine wesentliche praktische Bedeutung mehr.
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Legt der Vorstand der Hauptversammlung freiwillig eine wesentliche unternehmerische Entscheidung zur Beschlussfassung vor, so können aufgrund der damit verbundenen Überantwortung der Entscheidungskompetenz auf die Hauptversammlung (s § 93 Abs 4 Satz 1, § 119 Abs 2) in weiterem Umfang Auskünfte erforderlich sein als bei der Beurteilung der Tätigkeit der Verwaltung im Rahmen der Entlastung (Rdn 173, 181, 185).695 Für die Erforderlichkeit von Auskünften ist von Bedeutung, ob der Vorstand über die betreffende Maßnahme bereits einen schriftlichen Bericht erstattet hat (näher Mülbert § 119 Rdn 118). Versetzen bereits dieser Bericht und der gemäß § 124 Abs 2 Satz 2 bekannt gemachte wesentliche Inhalt von Verträgen in diesem Zusammenhang die Aktionäre zu einer Plausibilitätskontrolle der Strukturmaßnahme in die Lage, so bedarf er keiner Auskünfte, die die Hauptversammlung oder gar den einzelnen Aktionär zu einer Detailkontrolle in die Lage versetzen würden (Rdn 28).696 Im Einzelfall können Verständnisfragen, ergänzende oder vertiefende Fragen zur Plausibilisierung erforderlich sein. Auch wenn zur Beurteilung einer „Holzmüller“-Maßnahme Auskünfte erforderlich sind, kann sich der Vorstand ggf auf das Vorliegen eines Auskunftsverweigerungsrechts berufen (Rdn 357).
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Bei einer Beschlussfassung über den Verkauf oder Kauf wesentlicher Unternehmensbeteiligungen können Auskünfte gemäß § 131 erforderlich sein zum Veräußerungsbzw Kaufobjekt, dessen wesentlichen Bilanzpositionen, den steuerlichen, bilanziellen und gesellschaftsrechtlichen Auswirkungen des Erwerbs bzw Verkaufs, zu der Finanzierung eines Erwerbs und zu wesentlichen erwarteten Synergieeffekten, soweit nicht bereits ein Vorstandsbericht entsprechende Angaben erhält.697 Besondere Bedeutung hat die Auskunft zur Angemessenheit des Kaufpreises bzw Verkaufspreises. Insoweit ist Auskunft zu geben über etwa angewandte Bewertungsverfahren oder sonstige Anhaltspunkte, aus denen sich die Angemessenheit des Preises ergibt. Erforderlich sein können Fragen zur Einbeziehung bestimmter Beteiligungsgesellschaften in die Bewertung und zur Ertragsdynamik der zu bewertenden Gesellschaft698, Fragen nach den wesentlichen Kennziffern von Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung des zu erwerbenden Unternehmens699, zu den wesentlichen Faktoren einer Abdiskontierung geplanter Ertragserwartungen700 sowie generell zu den wesentlichen Vermögensverhältnissen der zu erwerbenden Gesellschaft oder zu einem Paketzuschlag bzw einer Kontrollprämie.701 Erforderlich sind Fragen, die eine Plausibilitätskontrolle ermöglichen; dagegen müssen weder der Aktionär noch die Hauptversammlung in die Lage versetzt werden, selbst eine eigene Bewertung der zu erwerbenden oder zu veräußernden Unternehmensbeteiligung vorzunehmen (Rdn 230).702 Dementsprechend sind nicht erforderlich Fragen zu von der Gesellschaft im Rahmen der Wertermittlung nicht berücksichtigten Alternativszenarien,703 zu einer Bewertung aller Gesellschaften des Konzerns der Gesellschaft und des Vertragspartners oder sonstige Einzelangaben zu allen Beteiligungsgesellschaften.704

232

Bei einem grenzüberschreitenden Unternehmenszusammenschluss ist der wesentliche Inhalt eines Business Combination Agreement (Rdn 228) gemäß § 124 Abs 2 Satz 3 den Aktionären mitzuteilen und ergänzend dazu Auskunft erforderlich, wenn der Vertrag der Hauptversammlung zur Zustimmung vorgelegt wird oder in untrennbarem Zusammenhang zu einer anderen, der Hauptversammlung zur Zustimmung vorgelegten Strukturmaßnahme steht (Verschmelzung, Sachkapitalerhöhung, Beherrschungsvertrag).705 Auch wenn das (meist) nicht der Fall ist können Fragen zu dessen Existenz und wesentlichen Eckpunkten zur Beurteilung der Entlastung erforderlich sein.706
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Bei einer Beschlussfassung über eine Ausgliederung von wesentlichen Beteiligungen in ein Gemeinschaftsunternehmen (Joint Venture) können Fragen erforderlich sein zu den Verkehrswerten der in das Gemeinschaftsunternehmen eingebrachten Vermögensgegenstände, wenn sie für die Bemessung der Beteiligungsverhältnisse von Bedeutung sind und deshalb ermittelt wurden.707
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Bei einer freiwilligen Beschlussfassung über ein Delisting kann die Frage zur Absicht einer Notierung im Freiverkehr erforderlich sein, ebenso die Frage, ob eine Absicht des Großaktionärs zu einem Squeeze-out bekannt ist, oder die Frage nach der beabsichtigten Verwendung eigener Aktien angesichts der nach dem Delisting fehlenden Veräußerungsmöglichkeit über die Börse.708 Dagegen ist die Frage nicht erforderlich, ob die Gesellschaft bei einer späteren, noch nicht konkret geplanten Notierung im Freiverkehr bereit sei, den Aktionären den Emissionsprospekt zu übermitteln.709 Fragen zur Ermittlung eines Angebots auf Barabfindung sind nach der Neuregelung des Delisting in § 39 Abs 2–6 BörsG auch bei einer freiwilligen Beschlussfassung (Rdn 228) regelmäßig nur noch zur Plausibilisierung der Aussagekraft des Börsenkurses erforderlich.710

j) Unternehmensverträge, Squeeze out
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aa) Grundsätze. Bei der Beschlussfassung über einen Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag mit einer anderen (regelmäßig herrschenden) Gesellschaft sowie bei dem Ausschluss der außenstehenden Aktionäre aus der Gesellschaft (Squeeze out) stehen für die außenstehenden Aktionäre die Unternehmensbewertung ihres Unternehmens, die die Grundlage einer Barabfindung (§ 305, § 327b) und (beim Unternehmensvertrag) für eine Garantiedividende (§ 304) bildet, sowie (beim Unternehmensvertrag) die Bonität des zur Zahlung verpflichteten herrschenden Unternehmens im Vordergrund. Die entsprechende Plausibilitätskontrolle soll den außenstehenden Aktionären der Bericht über die Maßnahme (§ 293a, § 327c Abs 2), der (meist gesonderte) Bericht über die Unternehmensbewertung durch eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft als Erstbewerter sowie der Prüfungsbericht (§§ 293a, e; § 327c Abs 2 Satz 2) ermöglichen.711
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Für die Beurteilung der Erforderlichkeit weiterer Auskünfte in der Hauptversammlung gemäß § 131 ist das durch diese Berichte im Vorfeld der Hauptversammlung geschaffene Informationsniveau zu berücksichtigen (Rdn 28, 142). Das Auskunftsrecht dient nicht dazu, aufbauend auf den Bericht dem Aktionär eine Detailkontrolle zu ermöglichen, indem er die Angaben im Bericht lediglich als Ausgangspunkt für weitergehende Fragen nimmt (s auch Rdn 219).712 Der Schutz der außenstehenden Aktionäre wird durch die Prüfung des gerichtlich bestellten Prüfers sowie im Spruchverfahren gewährleistet. Das Auskunftsrecht dient insoweit schon angesichts der geringen Anforderungen an die Darlegung von Bewertungsrügen nicht dazu, die Aktionäre zur Antragstellung im Spruchverfahren in die Lage zu versetzen.713 Möglich bleiben aber Fragen zur Plausibilisierung der im Vorfeld der Hauptversammlung erlangten Informationen sowie Verständnisfragen.
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In der Hauptversammlungspraxis hat das Auskunftsrecht zur Hinterfragung der Unternehmensbewertung im Zusammenhang mit Unternehmensverträgen und Squeeze out große Bedeutung: Nicht selten konzentrieren sich die Fragen auch bei einer ordentlichen Hauptversammlung auf die Angemessenheit von Barabfindung und ggf Garantiedividende, die nicht selten mit hunderten von Fragen beleuchtet werden. Die Fragen zielen dabei darauf ab, Argumente für die Vorbereitung und Durchführung eines Spruchverfahrens zur Überprüfung der Angemessenheit der Unternehmensbewertung zu gewinnen. Dagegen haben Auskunftsrügen in der Gerichtspraxis erheblich an Bedeutung verloren. Gemäß § 243 Abs 4 Satz 2 sind seit dem UMAG bewertungsbezogene Informationspflichtverletzungen in das Spruchverfahren verwiesen (Rdn 521). Zudem kann die Rüge sonstiger Auskunftspflichtverletzungen bei Klagen gegen Unternehmensverträge und einen Squeeze out seit dem ARUG im Freigabeverfahren überwunden werden, weil sie keine besonders schwere Beeinträchtigung des Aktionärs darstellt (Rdn 534).
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bb) Unternehmensverträge. Bei einem Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag hat der Vorstand über die im Vorfeld der Hauptversammlung bestehenden Informationspflichten hinausgehend (Rdn 235) den Unternehmensvertrag zu Beginn der Hauptversammlung mündlich zu erläutern, § 293g Abs 2. Für die Beurteilung der Erforderlichkeit weiterer Auskünfte gemäß § 131 sind auch die insoweit in der Hauptversammlung bereits mündlich durch die Gesellschaft gegebenen Informationen zu berücksichtigen. Darüber hinaus ist jedem Aktionäre auf Verlangen Auskunft auch über alle für den Vertragsschluß wesentlichen Angelegenheiten des anderen Vertragsteils zu geben, § 293g Abs 3. Diese Regelung präzisiert lediglich das allgemeine Auskunftsrecht der Aktionäre gemäß § 131 (Rdn 25, 110). Die Rechtsprechung berücksichtigt dies es spezielle Auskunftsrecht häufig kumulativ neben § 131, im Einzelfall aber auch isoliert, wobei sich die Anforderungen im Ergebnis auch hinsichtlich der erforderlichen Maßgeblichkeitsschwelle decken.714
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Fragen zur Ermittlung eines angemessenen Barabfindungsangebots und einer angemessenen Garantiedividende und damit zur zugrunde liegenden Bewertung der eigenen Gesellschaft können erforderlich sein etwa betreffend die Grundlagen der Planung einschließlich der Planzahlen wesentlicher Einzelgesellschaften, sofern solche Einzelplanungen vorhanden sind,715 ferner Plausibilitätsfragen zur Finanzierung der geplanten Investitionen716 oder Auskünfte über die Vergleichbarkeit der in der peer group zur Ermittlung des Beta-Faktors aufgenommenen Unternehmen.717 Zur Plausibilisierung der Planzahlen können auch Auskünfte zu den Ist-Zahlen erforderlich sein.718 Erforderlich sein kann auch die Mitteilung von Ergebnissen von wesentlichen Beteiligungsgesellschaften, sofern diese nicht bereits gemäß § 285 Nr 11 HGB offengelegt wurden.719 Erforderlich sein können Auskünfte zu Steuerrücklagen in der Bilanz, soweit diese vom Steueraufwand in der Gewinn- und Verlustrechnung abweichen.720 Zur Beeinflussung des Ist-Ergebnisses der Gesellschaft oder der Planung durch eine Konzernumlage können ebenfalls Auskünfte erforderlich sein.721
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Auskünfte zu einem dem Abschluss des Unternehmensvertrages vorangegangenen Erwerb der qualifizierten Aktienmehrheit durch das herrschende Unternehmen sind in der Regel nicht erforderlich, sofern nicht konkrete Zweifel an der Wirksamkeit des Erwerbs bestehen; dies gilt für die Frage nach den Erwerbszeitpunkten, den Erwerbspreisen und nach der Identität des Veräußerers.722 Die Auskunft zum Buchwert der vom herrschenden Unternehmen gehaltenen Aktien wurde dagegen für erforderlich gehalten (s aber Rdn 523).723 Auskünfte zu Stimmrechtsmitteilungen des herrschenden Unternehmens nach §§ 21, 22 WpHG im Anschluss an den Mehrheitserwerb, die von der Gesellschaft veröffentlicht wurden, können zur Plausibilisierung der Stimmberechtigung des herrschenden Unternehmens erforderlich sein.724
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Fragen können auch zur Bonität des herrschenden Unternehmens erforderlich sein, weil diese zur Zahlung der Barabfindung und der Garantiedividende verpflichtet ist.725 Dementsprechend können Fragen zur Ertragslage und zur Ertragsentwicklung des anderen Vertragsteils erforderlich sein (vgl auch § 293 f Abs 1 Nr 2).726 Fragen können auch zur Liquidität des anderen Vertragsteils erforderlich sein, ferner zu den Kapitalverhältnissen des anderen Vertragsteils.727 Zu Beteiligungen des anderen Vertragsteils an anderen Gesellschaften können Auskünfte erforderlich sein, wenn sich diese auf dessen Vermögenssituation ausgewirkt haben können.728
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Im Einzelfall können auch Fragen zur Muttergesellschaft des anderen Vertragsteils erforderlich sein, insbesondere wenn diese aufgrund einer Patronatserklärung für die Erfüllung der Verbindlichkeiten des anderen Vertragsteils einsteht. Informationen über einen nicht aufgestellten Einzelabschluss der Muttergesellschaft sind aber nicht erforderlich, wenn das Informationsbedürfnis der Aktionäre über die wesentliche wirtschaftliche Lage der Muttergesellschaft durch Informationen über den Konzernabschluss befriedigt wird.729 In Abwesenheit einer Einstandspflicht der Muttergesellschaft des anderen Vertragsteils sind Auskünfte zu Einzelpositionen in der Bilanz der ausländischen Muttergesellschaft nicht erforderlich.730 Ebensowenig sind Auskünfte zu der Ertragssituation von maßgeblichen Gesellschaftern des anderen Vertragsteils erforderlich, sofern sie nicht für die Bonität des anderen Vertragsteils von Bedeutung sind.731 Bei einer stillen Beteiligung (Teilgewinnabführungsvertrag, § 292) an einer Gesellschaft sind Fragen nach den geschäftlichen Beziehungen der Großaktionärin zu den stillen Gesellschaftern nicht erforderlich, soweit sie für die Beurteilung des Vertrages und seiner Konditionen nicht wesentlich sind.732
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cc) Squeeze out. Bei der Beschlussfassung über einen Squeeze out wird der Bericht – anders als zum Unternehmensvertrag – allein durch den Hauptaktionär erstellt, der auch den Erstgutachter für die Unternehmensbewertung beauftragt und die gerichtliche Bestellung des Prüfers beantragt. Dennoch besteht kein Anspruch der Aktionäre auf Auskunfterteilung durch den Hauptaktionär, und zwar auch dann nicht, wenn er gemäß § 327d Satz 2 die Gelegenheit wahrnimmt, den Übertragungsbeschluss und die Bemessung der Barabfindung mündlich zu erläutern (was in der Praxis ohnehin selten der Fall ist).733 Daraus folgt jedoch nicht, dass Fragen zum Bericht und zum Bewertungsgutachten schon keine Angelegenheit der Gesellschaft darstellen und deshalb nicht beantwortet werden müssen (Rdn 82, 101). Vielmehr können Fragen zur Plausibilisierung des Berichts und der Angemessenheit der Barabfindung auch eine Angelegenheit der Gesellschaft betreffen, weil die Unternehmensbewertung auf deren Planungen beruht und mit ihr abgestimmt wird. Fragen zum Prüfungsbericht des gerichtlich bestellten Prüfers sollen keine Angelegenheit der Gesellschaft sein.734 In der Praxis werden allerdings in weitem Umfang Fragen zur Unternehmensbewertung gestellt und beantwortet, wobei die Gesellschaft auch durch Vertreter des Hauptaktionärs, des Erstbewerters und des gerichtlich bestellten Prüfers unterstützt wird.
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Fragen zur Bonität des Hauptaktionärs sind ungeachtet der Frage, ob es sich um eine Angelegenheit der Gesellschaft handelt (Rdn 103), angesichts der gemäß § 327a Abs 3 zu stellenden Bankgarantie nicht erforderlich.735 Deshalb sind auch keine Angaben zum letzten Jahresabschluss des Hauptaktionärs erforderlich (Rdn 103).736 Die Frage nach der Kapitalausstattung oder Solvenz des gewährleistenden Kreditinstituts betrifft keine Angelegenheit der Gesellschaft, sofern nicht konkrete Anhaltspunkte für eine Gefährdung der Zahlung der Barabfindung bestehen. Fragen nach den (über die üblichen Gründe für einen Squeeze out, die ohnehin im Übertragungsbericht darzulegen sind, hinausgehenden) Motiven des Hauptaktionärs sind ungeachtet der Frage, ob es sich um eine Angelegenheit der Gesellschaft handelt (Rdn 103), nicht zur Beurteilung der Beschlussfassung erforderlich737 (s auch Rdn 246). Im Einzelfall kann die Frage, ob unmittelbar im Anschluss an die Wirksamkeit des Squeeze out ein Börsengang oder ein Verkauf der dann bestehenden alleinigen Beteiligung durch den Hauptaktionär geplant ist, zur Beurteilung über die Sinnhaftigkeit der Maßnahme erforderlich sein. Allerdings muss die Gesellschaft hierzu nur das sagen, was ihr selbst bekannt ist. Fragen zu konkreten Details von Verkaufsgesprächen oder einem angestrebten Verkaufserlös oder zu Konditionen eines Börsengangs sind jedoch für die Beschlussfassung nicht erforderlich.738
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Fragen können erforderlich sein, ob die Tatbestandsvoraussetzungen für einen Squeeze out vorliegen.739 Es können Fragen dazu erforderlich sein, ob der Hauptaktionär seinen Mitteilungspflichten gemäß §§ 21, 22 WpHG nachgekommen ist und aus seiner Beteiligung von 95% Mitgliedschaftsrechte ableiten kann, die ihn zur Durchführung des Übertragungsverfahrens legitimieren (Rdn 240).740 Eine Angelegenheit der Gesellschaft ist allerdings nur insoweit betroffen, als ihr Stimmrechtsmitteilungen des Hauptaktionärs sowie die Aktionärsstruktur des Hauptaktionärs mitgeteilt wurden und sie diese Informationen im Rahmen der Durchführung des Squeeze out-Verfahren berücksichtigt hat.741 Stammt die Beteiligung des Hauptaktionärs aus einer Wertpapierleihe, so können hierzu Fragen erforderlich sein.742 Ebenso können bei Verpfändung von Aktien durch den Hauptaktionär Fragen dazu erforderlich sein, ob davon das Stimmrecht betroffen ist.743 Fragen nach dem Buchwert der vom Hauptaktionär gehaltenen Beteiligung betreffen ebensowenig eine Angelegenheit der Gesellschaft wie Fragen nach den Erwerbspreisen des Hauptaktionärs (Rdn 101); derartige Fragen sind auch für die angemessene Barabfindung irrelevant und damit nicht erforderlich (Rdn 240).
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Auch wenn Fragen zur Unternehmensbewertung gemäß § 243 Abs 4 Satz 2 nicht (mehr) anfechtungsrelevant sind (Rdn 521) und deshalb von den Gerichten ohne Prüfung ins Spruchverfahren verwiesen werden, stehen sie nach wie vor in der Hauptversammlungspraxis im Mittelpunkt des Interesses der Aktionäre. Solche Fragen können in begrenztem Umfang auch in Ergänzung eines ausreichenden Berichts zur Plausibilisierung erforderlich sein (Rdn 239).744 Detailfragen nach Planungen für die einzelnen Produktgruppen im In- und Ausland745 sind ebenso wenig erforderlich wie Einzelangaben zu die Erstellung des Bewertungsgutachtens unterstützenden Studien.746 Erforderlich sein können Fragen zur Plausibilisierung der Abzinsung der geplanten Ertragströme auf den Bewertungsstichtag einschließlich Fragen zur Erläuterung eines verwendeten Beta-Faktors bzw der angewendeten Marktrisikoprämie.747 Fragen zu tatsächlich nicht durchgeführten Alternativberechnungen sind insoweit jedoch nicht erforderlich (Rdn 135, 231).748 Erforderlich sein können ferner Auskünfte zu bewertungsrelevanten, unechten Synergieeffekten.749 Auskünfte zu einer Restrukturierung nach Wirksamwerden des Squeeze out und ihren Effekten für das Unternehmen sind dagegen als echte Synergieeffekte nicht erforderlich (s auch Rdn 244).750 Hinsichtlich der im Rahmen der Unternehmensbewertung an den Hauptaktionär weitergegebenen vielfältigen Informationen besteht kein Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs 4 (Rdn 477).
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Zur Plausibilisierung der Unternehmensbewertung können auch Auskünfte zu den Ist-Ergebnissen der Gesellschaft und zu den gemäß § 327d Abs 3 auszulegenden letzten drei Jahresabschlüssen erforderlich sein.751 So wurden Auskünfte zur Entwicklung des Anlagevermögens und zur Gewinn- und Verlustrechnung ebenso erforderlich gehalten752 wie die Frage nach den Verkehrswerten der Immobilien (zu letzteren s aber Rdn 252).753 Ist der letzte Jahresabschluss noch nicht veröffentlicht und deshalb nicht gemäß § 327d Abs 3 ausgelegt, können sich Fragen auf bestimmte Positionen des Jahresabschlusses beziehen, sofern sie bereits bekannt sind und der Offenlegung kein Auskunftsverweigerungsrecht gemäß § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 1 entgegensteht; das gilt auch für die vorläufigen Zahlen des laufenden Geschäftsjahres.754 Im Einzelfall können auch Fragen für die Gründe für einen spürbaren Umsatzrückgang erforderlich sein.755
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Im Einzelfall können Fragen dazu erforderlich sein, ob mögliche Schadenersatzansprüche des Unternehmens unternehmenswerterhöhend berücksichtigt worden sind. Wird dies nachvollziehbar verneint, sind Fragen nach Einzelheiten nur bei konkreten Anhaltspunkten für ein pflichtwidriges Verhalten des herrschenden Unternehmens erforderlich (s auch Rdn 181).756 Das gilt etwa für die Frage nach Umfang und konkretem Inhalt von Weisungen des herrschenden Unternehmens an den Vorstand im Rahmen einer bestehenden Beherrschungsvertrages. Die Frage nach der Vergütung des Vorstands unter Ausrichtung der variablen Vergütungsbestandteile am Unternehmenserfolg des Hauptaktionärs kann allenfalls dann erforderlich sein, wenn sich hieraus Anhaltspunkte für eine Interesse des Vorstands an einer Unterbewertung der eigenen Gesellschaft ergeben.757 Fragen zu den Stundensätzen der vom Hauptaktionär mit der Unternehmensbewertung beauftragten Wirtschaftsprüfer betreffen keine Angelegenheit der Gesellschaft (Rdn 101, 103), sind aber auch nicht erforderlich.758 Ebenso wenig erforderlich sind über das Ergebnis hinausgehende Fragen zu einem von der Gesellschaft eingeholten Rechtsgutachten sowie zur Haftpflichtversicherung der Rechtsanwälte.759

k)Umwandlungen
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aa) Grundsätze. Bei der Beschlussfassung über eine Umwandlung (Verschmelzung, Spaltung, Formwechsel) steht – stärker als bei einem Unternehmensvertrag und anders als bei einem Squeeze out – das Interesse der Aktionäre an der wirtschaftlichen Begründung der Maßnahme, ihren Auswirkungen auf die Aktionäre und auf das Unternehmen im Vordergrund, weil die Aktionäre Gesellschafter bleiben und auch nicht auf die Rolle eines Rentnergesellschafters wie beim Unternehmensvertrag verwiesen sind. Daneben steht bei der Verschmelzung die Plausibilität des Umtauschverhältnisses unter Berücksichtigung der Bewertungsmethodik und der Bewertung der beiden Unternehmen im Fokus. Bei der Spaltung spielt der Bewertungsaspekt dagegen keine bzw nur eine geringe Rolle. In allen Fällen wird ein ausführlicher schriftlicher Bericht durch den Vorstand bzw die Vorstände der beiden Unternehmen erstattet, der den Aktionären eine Plausibilitätskontrolle ermöglichen soll; dagegen ist es nicht Aufgabe des Berichts, den Aktionären die Nachvollziehbarkeit der Umwandlungsmaßnahme bis in alle Einzelheiten zu ermöglichen.760

250

Für die Beurteilung der Erforderlichkeit weiterer Auskünfte in der Hauptversammlung ist das Informationsniveau der Aktionäre im Vorfeld der Hauptversammlung zu berücksichtigen (Rdn 28, 142). Zusätzliche Auskünfte sind nur begrenzt erforderlich, soweit sie einer Plausibilisierung des Berichts sowie Verständnisfragen dienen (s auch Rdn 219, 236). Auch das Auskunftsrecht der Aktionäre dient nicht einer Detailkontrolle der Umwandlungsmaßnahme oder der Unternehmensbewertung; damit wäre die Hauptversammlung und erst recht der einzelne Aktionär überfordert.761 Eine Kontrolle der Angemessenheit des Umtauschverhältnisses wird durch den gerichtlich bestellten Prüfer und im Spruchverfahren ermöglicht.
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In der Spruchpraxis hat die Regelung des § 243 Abs 4 Satz 2 dazu geführt, dass bewertungsrelevante Informationen in das Spruchverfahren verwiesen werden (Rdn 521). Im Übrigen wird die Rüge einer Auskunftspflichtverletzung seit der Verschärfung des Freigabeverfahrens durch das ARUG mangels Vorliegens eines besonders schweren Rechtsverstoßes regelmäßig verworfen (Rdn 534). Ungeachtet dessen werden in der Hauptversammlungspraxis bei einer Verschmelzung eine Vielzahl von Fragen nicht nur zu den Vor- und Nachteilen der Maßnahme und ihren Auswirkungen auf das verschmolzene Unternehmen, sondern auch und vor allem zur Angemessenheit des Umtauschverhältnisses gestellt (s auch Rdn 237).
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bb) Verschmelzung. Das Auskunftsrecht bezieht sich bei der Verschmelzung auch auf alle für die Verschmelzung wesentlichen Angelegenheiten des oder der an der Verschmelzung beteiligten Rechtsträger, § 64 Abs 2 UmwG. Durch diese Sonderregelung wird das allgemeine Auskunftsrecht gemäß § 131 nicht erweitert, sondern nur präzisiert (Rdn 25). Der Fokus auch auf den Verschmelzungspartner trägt dem Umstand Rechnung, dass für die Angemessenheit des aus der Sicht der Aktionäre besonders wichtigen Umtauschverhältnisses weniger die absolute Bewertung ihres eigenen Unternehmens als die relative Bewertung im Verhältnis zum Verschmelzungspartner von Bedeutung ist. Über nicht für die Relation der Unternehmenswerte relevante Faktoren wie Buchwerte, Feuerversicherungswerte oder Verkehrswerte betriebsnotwendiger Grundstücke braucht keine Auskunft gegeben zu werden, sofern es sich nicht um Immobilienunternehmen handelt.762

253

Deshalb können insbesondere Fragen zu einer im Verschmelzungsbericht dargestellten unterschiedlichen Behandlung der Verschmelzungspartner etwa hinsichtlich der Wachstumsperspektiven oder einer unterschiedlichen Risikoeinschätzung zu einem nur bei einem Verschmelzungspartner vorhandenen werterhöhenden Sonderfaktor (zB Verlustvorträge) oder zur Begründung der Abweichung der Wertrelation von einer Eigenkapital- oder Börsenkursrelation erforderlich sein.
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Angesichts der fortbestehenden Beteiligung der Aktionäre an dem durch die Verschmelzung entstandenen Unternehmenszusammenschluss können auch Fragen zu den im Verschmelzungsbericht regelmäßig zur Begründung des Konzepts dargelegten erwarteten (echten) Synergieeffekten erforderlich sein, insbesondere zur Höhe der erwarteten Synergien und deren Zuordnung zu bestimmten Unternehmens- und Produktbereichen.763 Fragen nach einem detaillierten Synergiefahrplan oder einer konkreten Aufgliederung der erwarteten Kostenersparnisse und erwarteter Verschmelzungsnachteile mit Blick auf das Verhältnis zu Auftraggebern sind jedoch nicht erforderlich.764
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Bei hinreichend konkretisierten Plänen können im Einzelfall Fragen zu einer Stilllegung von Produktionsstätten nach Verschmelzung und deren Kosten erforderlich sein.765 Es kann die Auskunft nach dem Grund für die geplante Wachstumsfinanzierung durch Eigenkapital-Thesaurierung statt durch Fremdfinanzierung verlangt werden, nicht jedoch zu einer Auswirkung dieses Alternativszenarios auf das Umtauschverhältnis.766 Nicht erforderlich ist die Frage nach Beraterverträgen oder vertraglichen Beziehungen von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern zur Gesellschaft, dem Verschmelzungspartner oder deren Aktionären, wenn und weil hieraus keine Rückschlüsse auf das Verschmelzungskonzept und die Bewertung möglich sind.767
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cc) Spaltung. Das Auskunftsrecht der Aktionäre wird für die Spaltung ebenfalls gemäß § 125 UmwG dahingehend präzisiert, dass es sich auch auf die wesentlichen Angelegenheiten des abgespaltenen Rechtsträgers bezieht. Entsprechendes würde ohnehin nach § 131 Abs 1 gelten (Rdn 25, 82, 90).768 Mangels notwendiger Bewertung stehen Fragen zur Plausibilisierung und zum Verständnis der Angaben im Bericht betreffend die Vor- und Nachteile des Ausgliederungsplans und die betroffenen Aktiva und Passiva im Vordergrund.769 Zur Beurteilung der Vor- und Nachteile des Ausgliederungsplans können Auskünfte über den geplanten Inhalt von mit der durch Spaltung neu gegründeten Gesellschaft zu schließenden Pachtverträgen und der Höhe der zu erwartenden Pachterträge erforderlich sein.770 Die Auskunft zum wesentlichen Inhalt und dem Ergebnis von verbindlichen Auskünften der Finanzverwaltung betreffend die steuerliche Behandlung einer Spaltung kann erforderlich sein, soweit diese nicht schon Gegenstand des Spaltungsberichts sind (Rdn 143).771 Die Auskunft über Beispielsrechnungen zu künftigen Dividenden in verschiedenen Bilanzszenarien nach Wirksamkeit der Spaltung ist nicht erforderlich.772
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dd) Formwechsel. Die Beschlussfassung über den Formwechsel einer börsennotierten AG in eine GmbH oder Personenhandelsgesellschaft hat seit der Einführung des Squeeze out kaum mehr stattgefunden, so dass auch das Auskunftsrecht in diesem Zusammenhang stark an Bedeutung verloren hat. Beim Formwechsel in eine nicht börsennotierte Gesellschaft können insbesondere Fragen zur Angemessenheit der Barabfindung gemäß § 207 UmwG erforderlich sein. Dies gilt für Fragen zu den Voraussetzungen für die Geltendmachung der Barabfindung773 und zum Inhalt des nach der Rechtsprechung ohnehin offenlegungspflichtigen Prüfungsberichts,774 ferner für Angaben zu den der Ermittlung der Barabfindung zugrunde liegenden Unternehmensplanungen, etwa nach einem insoweit angewendeten Umsatzkostenverfahren.775 Im Einzelfall wurden auch Fragen zu wesentlichen sonstigen Rückstellungen für erforderlich gehalten.776
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Fragen können auch zu den Vor- und Nachteilen des Formwechsels erforderlich sein, sofern sie nicht bereits im Umwandlungsbericht enthalten sind. Angesichts des Umstandes, dass allein mit einem Formwechsel typischerweise keine Arbeitsplätze geschaffen werden, kann die Frage nach einem dennoch im Bericht enthaltenen entsprechenden Hinweis erforderlich sein.777 Nicht zur Beurteilung eines Formwechsels erforderlich ist die Angabe zum Buchwert der Beteiligung des Großaktionärs und nach dem vom Großaktionär gezahlten Erwerbspreis und den Zeitpunkt für den Kauf der Aktien.778
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l) Bestätigungsbeschlüsse. Bei einem Bestätigungsbeschluss gemäß § 244 muss der zugrundeliegende Vorgang nicht komplett neu aufgerollt werden. Gegenstand des Bestätigungsbeschlusses ist nicht eine Neuvornahme des ursprünglichen Beschlusses, sondern lediglich die Beseitigung eines möglichen Mangels dieses Beschlusses.779 Die Informationsrechte der Aktionäre einschließlich des Auskunftsrechts gemäß § 131 beziehen sich nur auf den Bestätigungsbeschluss.780 Erforderlich iSv § 131 für die Beurteilung eines Bestätigungsbeschlusses ist nur die Beantwortung solcher Fragen, welche objektiv denkende Aktionäre in die Lage versetzen, eine Entscheidung darüber zu treffen, ob die mögliche Anfechtbarkeit des Bestätigungsbeschlusses beseitigt werden soll.781 Dementsprechend sind die für den Ausgangsbeschluss erforderlichen Informationen nicht nochmals vollständig zu erteilen: Ein umfassendes Auskunftsrecht, das alle Aspekte des Ausgangsbeschlusses erfasst, steht den Aktionären nicht zu.782 In der Praxis der Bestätigungs-Hauptversammlung werden dennoch häufig auch Aspekte des Ausgangsbeschlusses erneut hinterfragt und hierzu häufig auch Auskünfte gegeben.783
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Soll mit dem Bestätigungsbeschluss auch eine etwaige Verletzung von Auskunftsansprüchen gemäß § 131 geheilt werden,784 so müssen die seinerzeit nicht, nicht vollständig oder unrichtig gegebenen Auskünfte ordnungsgemäß erteilt werden. Dies kann durch proaktive Erteilung der entsprechenden Informationen – zB in einem freiwilligen Bericht zum Bestätigungsbeschluss – oder auf erneute entsprechende Fragen hin geschehen. Entsprechende Fragen müssen erneut in der Bestätigungs-Hauptversammlung gestellt werden (Rdn 72).785 Zulässigerweise erneut gestellten Fragen kann regelmäßig nicht entgegengehalten werden, die Fragen seien durch Zeitablauf überholt.786

261

Da es im Bestätigungsbeschluss nur um die Entscheidung über die Beseitigung der möglichen Anfechtbarkeit des Ausgangsbeschlusses geht, müssen sonstige, angeblich in der Hauptversammlung des Ausgangsbeschlusses nicht beantwortete, aber nicht durch Anfechtungsklage gerügte Fragen auch dann nicht beantwortet werden, wenn sie erneut gestellt werden. Auskünfte zu neuen Entwicklungen seit dem Ausgangsbeschluss sind ebenfalls grundsätzlich nicht zur Beurteilung des Bestätigungsbeschlusses erforderlich.787 Eine Erheblichkeit ist ausnahmsweise gegeben, wenn zum Ausgangsbeschluss bereits eingetretene Sachverhalte erst nachträglich bekannt werden und dessen (einem Bestätigungsbeschluss entgegenstehende) Nichtigkeit zur Folge haben können oder wenn nachträgliche Veränderungen – etwa hinsichtlich der Stimmberechtigung eines Großaktionärs (Rdn 245) – einer wirksamen Bestätigung entgegenstehen können.788 In der Praxis werden dennoch häufig Fragen zu zwischenzeitlichen Entwicklungen gestellt und beantwortet.789

V.Anforderungen an die Auskunftserteilung
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1.Gewissenhafte und getreue Rechenschaft (§ 131 Abs 2 Satz 1). Gemäß § 131 Abs 2 hat die Auskunft den Grundsätzen einer gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu entsprechen. Diese schon in § 112 Abs 2 AktG 1937 verwendete Formulierung findet sich auch in § 90 Abs 4 Satz 1 für die Berichtspflicht des Vorstands gegenüber dem Aufsichtsrat. Sachlich bestehen gleichwohl erhebliche Unterschiede, weil für die Auskunftspflicht des Vorstands gegenüber dem Aktionär Einschränkungen gelten, insbesondere die Notwendigkeit einer Erforderlichkeit der Auskunft gemäß § 131 Abs 1 Satz 1 und die Möglichkeit einer Auskunftsverweigerung gemäß § 131 Abs 3 Satz 1. Auch im Übrigen wäre es unzutreffend, im Hinblick auf § 131 Abs 2 die Auskunftspflicht als Bestandteil einer Verpflichtung des Vorstands zu allgemeiner Rechenschaftslegung zu verstehen (Rdn 14).
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Einer gewissenhaften und treuen Rechenschaft entspricht eine Auskunft, wenn sie vollständig, zutreffend und sachgemäß ist.790 Der Vorstand muss die Auskunft so geben, dass die Aktionäre ein zusammenhängendes und der Wirklichkeit entsprechendes Bild erhalten. Die Auskunft darf – vorberhaltlich mangelnder Erforderlichkeit großer Detailtiefe (Rdn 140) und/oder eines Auskunftsverweigerungsrechts gemäß § 131 Abs 3 Satz 1 – nicht Halbwahrheiten enthalten,791 irreführend oder bewusst missverstehend792 sein. Eine Antwort, die lediglich Floskeln oder Allgemeinplätze enthält, ist nicht ausreichend.793 Die Auskunft muss klar und verständlich, nicht aber bis in die letzte Einzelheit ausgearbeitet sein. Auf unnötige – weil durch eine ordnungsgemäße Auskunft vermeidbare – Berechnungen braucht sich der Aktionär nicht verweisen zu lassen.794 Lässt sich einer Auskunft die begehrte Information nicht unmittelbar, sondern nur durch weitergehende Recherchen entnehmen, so ist die Auskunft nur ausreichend, wenn diese Recherche mühelos durch den Aktionär in der Hauptversammlung vorgenommen werden kann.795 Die Pflicht zur sachgerechten Auskunft macht es erforderlich, dass der Vorstand auch Einzelheiten oder mit einer Frage zusammenhängende Tatsachen oder sonstige Umstände mitteilt, wenn die Frage des Aktionärs erkennbar darauf abzielt; es ist in solchen Fällen nicht erforderlich, dass der Aktionär ausdrücklich danach gefragt hat (Rdn 68).796
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Ob der Gegenstand der Frage vollständig beantwortet wurde, kann auch durch den Detaillierungsgrad der Frage bestimmt werden. Auf pauschale Fragen kann entsprechend pauschal geantwortet werden; besteht das Informationsbedürfnis des Aktionärs danach fort, muss er detaillierter nachfragen (s auch Rdn 531).797 Detaillierte Fragen sind nur vorbehaltlich der Erforderlichkeit der Auskunfterteilung (Rdn 140) auch detailliert zu beantworten. Dementsprechend genügt für die Frage nach Planzahlen der Gesellschaft für die nächsten drei Jahre (Umsatz und EBIT) nicht der allgemeine Hinweis auf eine Umsatzausweitung und eine Ergebnisverbesserung.798 Die Frage, zu welchem Preis ein Aufsichtsratsmitglied eine Immobilie der Gesellschaft erworben hat, wird durch die Auskunft, er habe den Zuschlag zum Höchstgebot erhalten, nicht ausreichend beantwortet (Rdn 191).799 Die Frage nach einer im Vorstandsbericht zur Schaffung eines genehmigten Kapitals erwähnten strategischen Neuorientierung der Gesellschaft, nach den strategischen Zielen und strategisch wichtigen Partnern wird durch die Auskunft, dass im Zeitpunkt der Beschlussfassung die Art der strategischen Neuausrichtung noch völlig unklar sei, nicht vollständig beantwortet (Rdn 222).800

265

Stellt der Vorstand in der Hauptversammlung fest, dass eine von ihm erteilte Auskunft unrichtig oder unvollständig ist, so hat er die unrichtige oder unvollständige Antwort zu korrigieren. Ergibt sich aus der Addition von durch den Vorstand mitgeteilten Teilbeträgen erkennbar eine gravierende Differenz zwischen geleisteten Zahlungen und einer Einlageverpflichtung, so ist die Antwort entweder falsch oder unvollständig, sofern der Vorstand diese Differenz nicht aufklärt.801 Zur Beurteilung der Vollständigkeit und Richtigkeit einer Auskunft ist der Informationsstand zum Zeitpunkt der Hauptversammlung zugrundezulegen; spätere Erkenntnisse können in einem Anfechtungs- oder Auskunftserzwingungsverfahren nicht zur Begründung einer Verletzung des Auskunftsrechts berücksichtigt werden.802
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Die Pflicht zu vollständiger und wahrheitsgemäßer Auskunft gilt auch dann, wenn der Vorstand trotz Bestehens eines Auskunftsverweigerungsrechts nach § 131 Abs 3 Satz 1 eine Auskunft erteilt. In diesem Fall darf er schweigen oder die Auskunft verweigern, die Unwahrheit sagen darf er jedoch nie.803 Macht der Vorstand nur für einen Teil der begehrten Auskunft von einem Auskunftsverweigerungsrecht Gebrauch, so muss er deutlich machen, dass für einen Teil der Frage die Antwort verweigert wird und es sich nur um eine teilweise A ufklärung handelt.804 Gibt der Vorstand ohne ein entsprechendes Auskunftsbegehren Auskünfte, so müssen diese ebenfalls zutreffend sein.805 Eine Falschauskunft rechtfertigt jedoch nicht eine Anfechtung des Hauptversammlungsbeschlusses unter Berufung auf eine Verletzung des Auskunftsrechts oder einen Antrag nach § 132, sondern ist gemäß § 400 AktG sanktioniert (Rdn 537) und löst ggf Kostenfolgen zu Lasten der Gesellschaft in einem Gerichtsverfahren aus.
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Die Verpflichtung zu einer gewissenhaften und getreuen Auskunftserteilung schließt nicht ein, dass der Vorstand Auskünfte begründen muss.806 Davon zu unterscheiden ist die Frage, ob der Vorstand eine Auskunftsverweigerung begründen muss (Rdn 361). Ebensowenig besteht eine Verpflichtung, die Auskunft mit Nachweisen zu belegen oder mit Unterlagen zu veranschaulichen.807 Aktionäre können nicht verlangen, dass der Vorstand die Richtigkeit der von ihm erteilten Auskunft an Eides statt versichert.808
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Unklare oder unbestimmte Fragen kann der Vorstand nach ihrem objektiven Gehalt (§§ 133, 157 BGB) auslegen.809 Erteilt der Vorstand dementsprechend eine Auskunft auf eine Frage, wie er sie verstehen kann, so obliegt es dem Aktionär darauf hinzuweisen, dass er die Frage in einem anderen Sinne gemeint hat und entsprechende Auskunft begehrt. Der Aktionär trägt das Risiko für die Unklarheit von begehrten Auskünften; es ist nicht Sache der Gesellschaft, auftauchende Zweifel und Mißverständnisse aufzuklären (Rdn 68).810 Kann die Frage, so wie sie vom Vorstand nach Auslegung verstanden werden darf, nicht beantwortet werden, so muss das dem Aktionär unter Hinweis auf das Verständnis der Frage mitgeteilt werden.
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Das Gebot der Ermittlung des Erklärungsinhalts durch Auslegung aus der Sicht eines objektiven Empfängers gilt auch für die erteilte Auskunft. Dabei sind nicht nur diejenigen Erklärungen zu berücksichtigen, die unmittelbar auf die Beantwortung des Auskunftsverlangens gerichtet waren, sondern auch frühere Wortbeiträge des Vorstands in der Hauptversammlung, soweit sie einen erkennbaren Bezug zu der betreffenden Frage aufweisen.811 Richtet sich die Frage auf eine subjektive Einchätzung des Vorstands, kann deren Mitteilung nicht entgegengehalten werden, die Auskunft sei objektiv falsch.812 Kann man über die Richtigkeit einer Aussage geteilter Meinung sein, so genügt der Vorstand der Auskunftspflicht, wenn er die nach seiner Auffassung richtige Antwort vollständig gibt.813 Nicht erforderlich ist, dass die Auskunft den Aktionär zufrieden stellt oder dass er die Auffassung der Gesellschaft teilt.814 Bei Unsicherheiten oder Zweifeln muss aber deutlich werden, dass die Auskunft lediglich die Auffassung der Gesellschaft wiedergibt.815
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Ist bei einer Frage nicht erkennbar, dass die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist, so hat der Versammlungsleiter oder der Vorstand die Frage als nicht erforderlich zurückzuweisen und so den Fragesteller ggf zu einer Ergänzung zu veranlassen (Rdn 152).816 Es besteht keine Pflicht des Vorstands, unzulässige Fragen auf ein zulässiges Maß zu reduzieren und insoweit eine Auskunft zu erteilen.817 Jedenfalls dann, wenn eine Frage auf eine Vielzahl von Informationen gerichtet ist, die zumindest teilweise nicht für die Beurteilung der Tagesordnung relevant sind, muss der Aktionär, der auf seine Frage eine aus seiner Sicht unzureichende Pauschalantwort erhält, die Erforderlichkeit der begehrten Detailauskünfte durch eine Nachfrage deutlich machen (Rdn 152, 531) oder seine Frage auf ein zulässiges Maß reduzieren (Rdn 137, 448).818
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2.Zeitpunkt. Ebenso wie das Auskunftsverlangen (s Rdn 78) erfolgt die Auskunftserteilung durch die Gesellschaft in der Hauptversammlung (zu Auskünften im Vorfeld der Hauptversammlung § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 7, Rdn 429). Die Auskunft dient nicht nur der Unterrichtung des fragenden Aktionärs, sondern aller in der Hauptversammlung anwesender Aktionäre. Die übrigen Aktionäre müssen daher die Möglichkeit haben, von der Antwort Kenntnis zu nehmen (Rdn 7). Aktionäre haben keinen Anspruch darauf, dass die Fragen jeweils unmittelbar beantwortet werden; es ist zulässig und entspricht bewährter Praxis, wenn die Debatte in mehrere Rede- bzw Fragerunden und Antwortenrunden aufgeteilt wird, so dass erst nach den Beiträgen und Fragen mehrerer Redner die Fragen jeweils blockweise beantwortet werden.819 Bei der Fragenbeantwortung darf der Vorstand von der Reihenfolge der Fragen abweichen und muss die Fragen nicht getrennt nach Rednern beantworten, sondern er kann auch nach thematischen Bereichen zusammengefaßte Antworten erteilen.820 Der Vorstand ist bei der Erteilung von Auskünften nicht verpflichtet den die Auskunft begehrenden Aktionär zu benennen.821 Eine in der Hauptversammlung bereits erteilte Auskunft braucht einem anderen, ggf später hinzugekommenen Aktionär auf dessen Frage nicht nochmals erteilt zu werden.822
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Bedarf die Vorbereitung der Antwort einer Recherche, so kann der Vorstand die Erteilung der Antwort bis zum Vorliegen des Ergebnisses zurückstellen.823 Es ist grundsätzlich ausreichend, wenn die begehrte Auskunft im Rahmen der Generaldebatte erteilt wird. Der Vorstand darf aber die Erteilung von Auskünften nicht bewusst verzögern und damit den Aktionären Nachfragen erschweren, indem er zB Antworten zu unbequemen oder kritischen Fragen zurückhält und er diese erst nach Schließung der Rednerliste (Rdn 340) erteilt.824
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Hat der eine Auskunft begehrende Aktionär die Hauptversammlung zwischenzeitlich verlassen, so liegt darin eine konkludente Rücknahme des Auskunftsverlangens, sodass an sich keine Auskunftspflicht der Gesellschaft mehr besteht. Eine Verpflichtung zur Auskunftserteilung besteht nur dann, wenn der Aktionär erkennbar an der Erteilung der Auskunft festhält oder er Vollmacht zur Vertretung durch einen weiter anwesenden Aktionär erteilt (s Rdn 81). Der Versammlungsleiter kann anderenfalls die Erteilung der begehrten Auskünfte unter Hinweis auf das vorzeitige Verlassen des Fragestellers ablehnen und dadurch den übrigen Aktionären Gelegenheit geben, sich dessen Fragen zu eigen zu machen (Rdn 81).825 In der Praxis werden Fragen eines „verschwundenen“ Aktionärs auch dann, wenn sie sich kein anderer Aktionär zu eigen gemacht hat, regelmäßig dennoch beantwortet.826
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Da die Auskunft in der Hauptversammlung zu erteilen ist, braucht sich ein Aktionär auf eine Beantwortung seiner Fragen im Anschluss an die Hauptversammlung oder auf eine nachträgliche Übersendung von Unterlagen nicht verweisen zu lassen (zur Vorbereitungspflicht der Gesellschaft Rdn 281).827 Besteht allerdings Einverständnis mit dem die Auskunft begehrenden Aktionär über eine Beantwortung im Anschluss an die Hauptversammlung, kann der Vorstand von einer Auskunftserteilung in der Hauptversammlung absehen.828 Andere Aktionäre können sich allerdings die Frage zu eigen machen und auf eine Beantwortung in der Hauptversammlung bestehen (Rdn 68). Selbst wenn alle anwesenden Aktionäre mit einer nachträglichen schriftlichen Auskunfterteilung an die dies begehrenden Aktionäre einverstanden sind, wird eine derartige, in der Praxis nicht seltene Vereinbarung allerdings oft nicht zweckmäßig sein:829 Aus der Sicht des Aktionärs muss die Auskunft rechtzeitig vor Ablauf der Zwei-Wochen-Frist des § 132 erteilt werden (s auch § 132 Rdn 47); aus der Sicht der Gesellschaft kann es angesichts der insoweit eher großzügigen Praxis der Auskunftserteilung in Hauptversammlungen (Rdn 122) zweifelhaft sein, ob die Zusage Auskünfte betrifft, deren Beantwortung rechtlich erforderlich ist (vgl auch Rdn 74). Die nachträgliche Erteilung von Auskünften an einen Aktionär löst gemäß § 131 Abs 4 einen Anspruch der übrigen Aktionäre auf entsprechende Information in der nächsten Hauptversammlung aus (Rdn 463, 483).
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3.Form der Auskunft. Die Auskunft auf Fragen der Aktionäre ist in der Hauptversammlung mündlich zu erteilen.830 § 131 gewährt keinen Anspruch auf schriftliche Auskunft.831 Damit entspricht die Form der Auskunft durch die Gesellschaft der Form des Auskunftsverlangens durch den Aktionär (Rdn 74). Aufgelockert wird der Grundsatz der Mündlichkeit durch den Anspruch auf Vorlage des Jahresabschlusses in der Hauptversammlung gemäß § 131 Abs 1 Satz 3 (Rdn 119). Zudem ermöglicht § 131 Abs 3 Satz 1 Nr 7 die Erteilung von Auskünften auf der Internetseite der Gesellschaft mindestens sieben Tage vor Beginn und in der Hauptversammlung. Aus dieser Regelung kann nicht im Umkehrschluss gefolgert werden, dass die Gesellschaft im übrigen einem Aktionär im Vorfeld der Hauptversammlung und in der Hauptversammlung nicht schriftlich, elektronisch, durch Projektion auf eine Leinwand, Einsichtnahme in Unterlagen oder deren Aushändigung Auskunft erteilen kann (Rdn 430).832 Ein Aktionär braucht sich zwar grundsätzlich nicht auf eine derartige Auskunfterteilung verweisen lassen, er kann sich hiermit jedoch einverstanden erklären.833 Andere Aktionäre müssen dann ebenfalls auf diesem Wege die Möglichkeit zur Kenntnisnahme haben (Rdn 280). Eine mündlich erteilte Auskunft braucht nicht gleichzeitig durch schriftliche Unterlagen oder Schaubilder auf Projektoren verdeutlicht oder belegt zu werden (Rdn 267).834

276

Die Auskunft ist in deutscher Sprache zu erteilen, damit sie auch die anderen Hauptversammlungsteilnehmer verstehen können.835 Ist das für die zu erteilende Auskunft sachkundigste Vorstandsmitglied nicht der deutschen Sprache mächtig, so wird sich der Vorstand ggf darauf verständigen, dass Auskünfte nur durch der deutschen Sprache mächtige Vorstandsmitglieder erteilt werden. Alternativ bleibt die Möglichkeit einer Simultanübersetzung der Antwort durch einen von der Gesellschaft beauftragten Dolmetscher oder die Delegation der Erteilung der Auskunft auf geeignete Dritte.836 Ist der die Auskunft begehrende Aktionär nicht der deutschen Sprache mächtig (zur Notwendigkeit eines Auskunftsverlangens in deutscher Sprache Rdn 76), so muss die Gesellschaft die Auskunft dennoch in deutscher Sprache erteilen. Es liegt im Ermessen der Gesellschaft, ob die Antwort zusätzlich unverbindlich in eine andere Sprache übersetzt wird (Rdn 76).837 Bezieht sich das Auskunftsverlangen auf fremdsprachige Dokumente oder Unterlagen, so ist deren Inhalt dennoch in deutscher Sprache wiederzugeben;838 die Verwendung von auch im deutschen Sprachgebrauch üblichen englischen Begriffen oder Abkürzungen (zB EBIT, US GAAP, etc) ist zulässig, da deren Verständnis von den Hauptversammlungsteilnehmern erwartet werden kann.
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Die Verlesung einer Urkunde wird als umfassendste Form der Auskunftserteilung als zur Erfüllung des Auskunftsanspruchs des Aktionäs geeignet angesehen.839 Ein Anspruch des Akionärs auf Verlesung besteht jedoch regelmäßig nicht.840 Nur ausnahmsweise wird von der Rechtsprechung bei Verträgen über lebenswichtige Vorgänge ein Anspruch auf Verlesung bejaht.841 Weitergehend wird man einen Anspruch auf Verlesung auch dann bejahen müssen, wenn es für die sachgerechte Beantwortung einer Frage gerade auf die genaue Kenntnis des Wortlauts ankommt. In einem solchen Ausnahmefall würde die inhaltliche Wiedergabe nicht ausreichen, den Aktionär zutreffend und vollständig zu unterrichten.842 Zu weitgehend wäre es, einen Anspruch auf Verlesung immer dann zu bejahen, wenn ein Aktionär ohne Verlesung nicht beurteilen kann, ob ihm das Wesentliche mitgeteilt worden ist.843 Eine solche Auffassung würde im Ergebnis dazu führen, dass der Ausnahmefall zur Regel gemacht und ein Anspruch des Aktionärs auf Verlesung bejaht wird.844 Ein Anspruch auf Verlesung kommt daher nur bei konkreten Anhaltspunkten für eine unvollständige oder wiedersprüchliche mündliche Auskunft in Betracht; allein vom Aktionär geäußerte Zweifel genügen nicht.845
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Der ausnahmsweise bestehende Anspruch auf Verlesung bezieht sich grundsätzlich nur auf einzelne Passagen oder Sätze eines Dokuments oder Vertrages und nicht auf das gesamte Dokument.846 Dementsprechend wird es regelmäßig zur sachgemäßen Beurteilung der Entlastung des Vorstands genügen, wenn nur die wesentlichen Ergebnisse eines Sonderprüfungsgutachtens über existenzbedrohende Bilanzmanipulationen verlesen werden.847 Im Allgemeinen wird es jedoch ausreichen und kann aus der Sicht der Aktionäre sogar vorzugswürdig sein, wenn der wesentliche Inhalt umfangreicher Dokumente oder Verträge zusammenfassend mitgeteilt wird.848
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Ein Anspruch auf Verlesung besteht auch in den dargelegten Ausnahmesituationen nicht, wenn sich die Verlesung wegen der Länge der dafür benötigen Zeit, wegen der vorgerückten Stunde oder aus anderen überragenden Gründen der Verhandlungsführung nicht durchführen lässt.849 In solchen Fällen einer Unzumutbarkeit der Verlesung eines Dokuments aus Zeitgründen wird dem die Auskunft begehrenden Aktionär und den übrigen an der Hauptversammlung teilnehmenden Aktionären ein Anspruch auf Einsicht in das betreffende Dokument zugesprochen.850 Dem kann nur dann zugestimmt werden, wenn gleichzeitig die Notwendigkeit einer Unterbrechung der Hauptversammlung während der Einsichtnahme abgelehnt wird, weil anderenfalls die Hauptversammlung in gleicher Weise wie bei einer Verlesung unzumutbar in die Länge gezogen würde.
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Im Unterschied zum GmbH-Recht (§ 51a GmbHG) oder zum Recht der Personengesellschaften (§§ 118, 166 HGB) besteht gemäß § 131 kein Recht auf Einsichtnahme in Bücher, Unterlagen oder Gutachten der Gesellschaft.851 Umgekehrt braucht sich ein Aktionär grundsätzlich nicht auf die Vorlage oder Aushändigung von Unterlagen verweisen zu lassen. Anders kann es sich verhalten, wenn zur Beantwortung der Fragen eines Aktionärs eine Vielzahl einzelner Daten mitgeteilt werden muss und ihm durch die Einsicht in eine Auflistung eine schnellere und zuverlässigere Unterrichtung möglich ist, als wenn die Daten mündlich vorgetragen werden.852 Im übrigen können sich Gesellschaft und Aktionär auch auf eine Einsichtnahme verständigen.853 Voraussetzung ist allerdings stets, dass allen Aktionären die Gelegenheit geboten wird, während der Dauer der Hauptversammlung in diese Aufzeichnungen Einsicht zu nehmen.854 Andere Aktionäre können sich die Frage zu eigen machen und auf eine mündliche Beantwortung bestehen, sofern sie nicht ausnahmsweise auf eine Einsichtnahme verwiesen werden dürfen. Eine Einsichtnahme in fremdsprachige Dokumente ist nur ausreichend, wenn zusätzlich eine Übersetzung in die deutsche Sprache vorliegt oder der Inhalt zusammenfassend mündlich mitgeteilt wird.855 Einer Unterbrechung der Hauptversammlung während der Einsichtnahme durch den Aktionär bedarf es nicht, dem Aktionär muss aber ausreichend Zeit zur Einsichtnahme gegeben werden.856

4.Pflicht zur angemessenen Vorbereitung
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a)Grundsatz. Eine gewissenhafte Auskunftserteilung in der Hauptversammlung setzt eine angemessene Vorbereitung durch den Vorstand voraus. Das Auskunftsrecht ist nicht auf einfache und leicht zu beschaffende Auskünfte beschränkt. Vielmehr erfasst es auch Gegenstände, auf die der Vorstand vorhersehbar bei angemessener Vorbereitung und unter Beiziehung vorhandener Unterlagen und sachkundiger Mitarbeiter ohne wesentliche Verzögerung der Hauptversammlung eingehen kann.857 Der Umfang der Pflicht zur angemessenen Vorbereitung hängt von der konkreten Tagesordnung ab (Rdn 154). Bei einer normalen Hauptversammlung genügt grundsätzlich eine Vorbereitung auf die – insbesondere aus der Erfahrung vergangener Hauptversammlungen, eigener aktueller Einschätzung sowie nach Richtlinien von Schutzvereinigungen – zu erwartenden Fragen zu den Standard-Tagesordnungspunkten.
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Bei einer kritischen Hauptversammlung, bei der zB eine Grundlagen- und Strukturmaßnahme zur Entscheidung ansteht, ist eine Vorbereitung auch hierzu – ggf unter Einbeziehung einer insoweit durchgeführten Unternehmensbewertung – sowie insgesamt ein erhöhter Diskussions- und Fragenbedarf der Aktionäre in Rechnung zu stellen (Rdn 237).858 Die Vorbereitungspflicht kann im Einzelfall zudem gesteigert sein, wenn der Vorstand im Vorfeld der Hauptversammlung – etwa aufgrund konkreter Kritikpunkte der Schutzvereinigungen, von institutionellen Aktionären oder professionellen Kleinanlegern oder aufgrund kritischer Presseberichterstattung – vorhersehen kann, dass ein bestimmter Themenbereich auf der Hauptversammlung besondere Aufmerksamkeit finden kann.859 Kündigen Aktionäre im Vorfeld Fragen an, so kann auch dieser Umstand – vorbehaltlich der Erforderlichkeit der Auskunft – zu einer Steigerung der Vorbereitungspflicht führen (Rdn 70, 286).
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In Erfüllung der Pflicht zu einer angemessenen Vorbereitung werden in der Praxis in Vorbereitung der Hauptversammlung mögliche Fragen und Antworten zu den entsprechenden Tagesordnungspunkten vorbereitet.860 Wenn auch die Fragen meist nicht genau in der vorbereiteten Form gestellt werden, so dient ein solcher Q&A-Katalog einer umfassenden Vorbereitung und kann die konkrete Auskunftserteilung erleichtern. Zum Zwecke der Auskunftserteilung über Gegenstände, die der Vorstand nicht bereits aus eigener Kenntnis ohne weiteres beantworten kann, muss der Vorstand während der Hauptversammlung das notwendige Personal und geeignete sachliche Hilfsmittel zur Verfügung halten; gleiches gilt für die Ermöglichung einer sachgerechten Aufnahme der Fragen.861 Der Vorstand muss hierdurch in die Lage versetzt werden, auch nicht vorhersehbare Fragen, die zur Beurteilung der Tagesordnung erforderlich sind, zu beantworten, wenn die notwendigen Unterlagen und Informationen unschwer und ohne wesentliche Verzögerung der Hauptversammlung beschafft werden können.862
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Dementsprechend werden regelmäßig in der Praxis für größere oder bedeutendere Hauptversammlungen back offices eingerichtet, in denen Mitarbeiter des Unternehmens und ggf der Muttergesellschaft und von wesentlichen Tochtergesellschaften (Rdn 290) sowie sachkundige externe Berater und Dienstleister (zB Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer, Stenographen) zur Aufnahme der Fragen und zur Formulierung von Auskunftsvorschlägen zur Verfügung stehen und die entsprechenden Vorschläge dem Vorstand vorlegen.863 Zur Unterstützung der Antwortenerstellung müssen geeignete sachliche Hilfsmittel zur Verfügung stehen, wozu im Einzelfall die Gesellschaftsakten und Unterlagen über wesentliche Tochtergesellschaften, Jahresabschlüsse und Geschäftsberichte der Gesellschaft und von wesentlichen Tochtergesellschaften der letzten drei Jahre, bedeutsame Verträge oder sonstige bedeutsame rechtliche Dokumente gehören können, ferner technische Hilfsmittel wie Computer, Telefon (ggf telefonische Standleitungen zur Hauptverwaltung), Kopierer etc.864 Das Personal muss jedenfalls bei einer kritischen Hauptversammlung auch außerhalb der üblichen Geschäftszeiten und ggf bis in den späten Abend hinein erreichbar sein (Rdn 305, 310).865 Das gilt auch dann, wenn die Hauptversammlung an einem arbeitsfreien Tag (zB Sonnabend) anberaumt ist.866
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b)Grenzen. Der Vorbereitungspflicht des Vorstands und damit auch der Geltendmachung des Auskunftsanspruchs sind andererseits Grenzen gesetzt. Dem Vorstand ist es weder zumutbar, sich wochenlang auf potentielle Fragen in der Hauptversammlung vorzubereiten noch einen so umfangreichen Beraterstab in der Hauptversammlung vorzuhalten, dass jede theoretisch vorstellbare Frage im Zusammenhang mit der Hauptversammlung beantwortet werden kann. Eine absolute Grenze für die Zumutbarkeit einer personellen und technischen Ausstattung wird man jedoch nur schwer ziehen können.867 Auch ist zu bedenken, dass die Auskunftserteilung in der Hauptversammlung zu erfolgen hat, die (deutlich) vor Mitternacht abgewickelt werden darf (Rdn 306). Dabei müssen sich der Versammlungsleiter und der Vorstand darauf einstellen, dass die Hauptversammlung ggf zur Erteilung von Auskünften ein- oder mehrmals unterbrochen werden muss, damit Auskünfte durch das back office vorbereitet werden und ggf nicht vorhandene Informationen noch kurzfristig beschafft werden können. Trotz sachgerechter Vorbereitung kann jedoch die Situation eintreten, dass Informationen nicht in angemessener Zeit beschafft werden können. Aus diesen immanenten Grenzen für die Auskunftserteilung folgt, dass ein Auskunftsanspruch ausgeschlossen ist, wenn der Vorstand trotz angemessener Vorbereitung zur Erteilung der geforderten Auskünfte während der Hauptversammlung nicht in der Lage ist.868
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Bei unvorhersehbaren Fragen, deren Beantwortung eine besondere Vorbereitung erfordert und die deshalb in der Hauptversammlung auch nicht ohne wesentliche Verzögerung der Hauptversammlung möglich ist, kann eine Vorbereitungspflicht des Vorstands und damit ein Auskunftsanspruch – vorbehaltlich der Erforderlichkeit der Auskunft – ausgelöst werden, wenn der Aktionär solche Fragen dem Vorstand vor der Hauptversammlung bekannt gibt.869 Insoweit bedarf es entgegen der älteren Rechtsprechung nicht der Herleitung einer Treuepflicht des Aktionärs, solche Fragen dem Vorstand im Vorfeld der Hauptversammlung bekanntzugeben (Rdn 70).870 Unangekündigte Fragen, mit denen der Vorstand in der Hauptversammlung nicht rechnen musste und zu deren Beantwortung das back office in der Hauptversammlung die notwendigen Unterlagen und Informationen auch nicht unschwer und ohne wesentliche Verzögerung der Hauptversammlung beschaffen kann, überschreiten die immanente Grenze der Anforderungen an die Auskunftserteilung.871 Die Erteilung derartigere Auskünfte wird dementsprechend in der jüngeren Rechtsprechung und Literatur als für den Vorstand unmöglich bzw. unzumutbar angesehen.872
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Fragen, die der Vorstand nicht vorhersehen konnte und die auch nicht ohne großen Zeitaufwand in der Hauptversammlung beantwortet werden können, werden in vielen Fällen schon nicht zur Beurteilung der Tagesordnung erforderlich sein, zB weil sie eine Vielzahl von Detailinformationen zum Gegenstand haben (Rdn 140).873 Aus diesem Grund wird die Berufung des Vorstands auf eine Unzumutbarkeit der Vorbereitung nur selten entscheidungserheblich sein.874 Liegt ein solcher Fall vor, so genügt es, wenn der Vorstand das sagt, was er weiß bzw was zumutbarerweise an Informationen in der Hauptversammlung beschafft werden kann.875 Im Übrigen ist ein Hinweis des Vorstands erforderlich, dass keine weitgehenden Informationen gegeben werden können.876 Der Erteilung einer Auskunft im Anschluss an die Hauptversammlung nach Beschaffung der erforderlichen Informationen bedarf es nicht.877
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Die Spruchpraxis hat beispielsweise den Vorstand für verpflichtet gehalten, die Aufschlüsselung einzelner Kostenarten, die sich aus einem Betriebsabrechnungsbogen ergaben, vorzunehmen,878 Informationen zu den fünf größten Verlustgeschäften bei einem aus dem Verkauf von Wertpapieren entstandenen Gesamtverlust von 51,4 Mio. DM vorzuhalten oder noch in der Hauptversammlung zu besorgen (s Rdn 164),879 die Frage nach der Zahl von Aktien aus früheren Kapitalerhöhungen anlässlich einer neuerlich zur Beschlussfassung stehenden Kapitalerhöhung zu beantworten880 oder die Antworten zu Fragen vorzubereiten, auf die sich in der Vergangenheit ein erfolgloser Antrag auf Sonderprüfung bezogen hatte.881
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Dagegen hat die Rechtsprechung den Vorstand nicht für verpflichtet gehalten, zur Vorbereitung einer ordentlichen Hauptversammlung mit den üblichen Tagesordnungspunkten (Vorlage Jahresabschluss, Verwendung Bilanzgewinn und Entlastung von Vorstand/Aufsichtsrat) Bezüge einschließlich aller Zulagen, Tantiemen und konzerninternen Aufsichtsratsvergütungen der Mitarbeiter sämtlicher Tochtergesellschaften zu ermitteln.882 Bei einer außerordentlichen Hauptversammlung, die über eine Sachkapitalerhöhung beschließt, ist der Vorstand nicht verpflichtet, sämtliche Geschäftsbeziehungen zwischen sämtlichen Konzerngesellschaften vorzubereiten, und zwar unabhängig davon, ob die Mitteilungen und Erläuterungen ca 1000 oder erheblich weniger Zahlen erfordert.883 Bei einer Beschlussfassung über eine Verschmelzung muss sich der Vorstand nicht auf die Frage nach den Werten der betriebsnotwendigen Grundstücke von 28 teilweise zu veräußernden Tochtergesellschaften vorbereiten.884 Ebensowenig muss er Fragen zu Grundstücksgröße und Versicherungswerten vieler hundert Grundstücke vorbereiten, zumal eine sachgerechte Mitteilung die Einholung von Verkehrswertgutachten erforderlich gemacht hätte.885 Es bedarf in der Hauptversammlung auch nicht einer Erstellung einer Simultationsrechnung für alternative Planungsszenarien886 oder der alternativen Ermittlung eines Unternehmenswertes nach Bewertungsmethoden oder Faktoren, die der konkreten Unternehmensbewertung nicht zugrunde lagen, ebensowenig der Vorbereitung von Angaben zu künftigen Bilanzierungsstandards.887 In diesen Fällen waren die begehrten Detailauskünfte ohnehin schon nicht zur Beurteilung der Tagesordnung erforderlich (Rdn 138, 140, 246, 254).
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Als ein weiterer Fall der Unmöglichkeit bzw. der Unzumutbarkeit der Auskunftserteilung ist es von der Rechtsprechung anerkannt worden, wenn der Vorstand trotz pflichtgemäßer Bemühungen nicht in der Lage ist, sich eine Information bei der Muttergesellschaft zu beschaffen, die gleichzeitig eine Angelegenheit der Gesellschaft betrifft (Rdn 101).888 Allerdings sind an die Verpflichtung des Vorstands zur Beschaffung der Information keine geringen Anforderungen zu stellen. Dies gilt insbesondere bei erbetenen Informationen im Zusammenhang mit dem Abschluss eines Unternehmensvertrages mit der Muttergesellschaft, § 293g Abs 3 (Rdn 101, 110).889 Insoweit genügt es nicht, wenn der Vorstand auf eine Bescheinigung der Muttergesellschaft verweist, aus der sich ergibt, dass die Muttergesellschaft nicht willens oder in der Lage ist, dem Vorstand der Tochtergesellschaft die gewünschte Information zu erteilen. Vielmehr muss feststehen, dass sich der Vorstand mit der gebotenen Intensität ernstlich um die Beschaffung der Information bemüht hat, wozu gegebenenfalls auch der Hinweis auf mögliche Ersatzansprüche gehört.890 Hinreichend plausibel kann etwa der Hinweis der Muttergesellschaft auf ein entsprechendes Informationsbegehren durch den Vorstand sein, dass die erbetenen Informationen nach dem auf die Muttergesellschaft anwendbaren Recht nicht offengelegt werden dürfen. Auch hinsichtlich der Beschaffung von Informationen bei einer Tochtergesellschaft ist die Darlegung eines ausreichenden Bemühens der Muttergesellschaft sowie von plausiblen Gründen dafür erforderlich, die einer Weitergabe der Informationen an die Mutter und deren Offenlegung in der Hauptversammlung gemäß § 131 entgegenstehen.891 Ein Auskunftsanspruch der Aktionäre der Mutter- oder Tochtergesellschaft gemäß § 131 Abs 4 wird durch eine Weitergabe von Informationen, deren die Mutter- bzw Tochtergesellschaft zur Erfüllung ihrer Auskunftspflichten gemäß § 131 Abs 1 Satz 1, 2 bedarf, nicht ausgelöst (Rdn 472).


VI.Beschränkung des Frage- und Rederechts (§ 131 Abs 2 Satz 2)

1.Grundlagen
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